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Vorwort

Der internationale Truppenabbau fiihrt auch im Land Nordrhein-Westfalen zu drasti-
schen Veridnderungen der Nutzung bisher militdrischer Flichen. Rund 10.000 ha sol-
~ cher Flichen werden nicht mehr bendtigt. Ebenso gehen schitzungsweise 100.000 Ar-
beitspldtze im militdrischen und im sekundiren Sektor verloren. Betroffen sind hiufig
strukturschwache Regionen. Die Konversion, also die ziigige Uberfilhrung der freige-
wordenen Liegenschaften in eine stadtentwicklungspolitisch sinnvolle und wirtschaft-
lich erfolgreiche Neunutzung, ist somit eine vorrangige Aufgabe von Bund, Land,
Kommunen und privaten Investoren.

In der Praxis ergeben sich bei der Losung dieser Aufgabe eine Reihe von Problemen.
Die Unsicherheit iiber mogliche Altlasten stellt sich dabei - wie beim Flichenrecycling
allgemein - als ein zentrales Hemmnis fiir die ziigige Neunutzung dar. Die Schwierig-
keiten sind in diesem Fall weniger im naturwissenschaftlich-technischen Bereich an-
gesiedelt als vielmehr in der engen Verkniipfung der Altlastenproblematik mit anderen
Themenfeldern und den daraus entstehenden hohen Anforderungen an integrierte Lo-
sungsansitze. Im Februar 1996 wurde eine Fachveranstaltung mit dem Thema "Zivile
AnschluBnutzung von Militdrstandorten - Risikofaktor Altlasten/Bodenbelastungen”
durchgefiihrt, auf der die wichtigsten Aspekte der Liegenschaftskonversion aus Sicht
von Bund, Land, Gemeinden, Geldgebern, Entwicklungsgesellschaften und privaten
Biiros vorgestellt. Themenschwerpunkte dieser Veranstaltung waren:

o Besonderheiten, die bei der Altlastbearbeitung auf militirischen Liegenschaften
auftreten,

o Auswirkungen moglicher Bodenbelastungen auf die Wertermittlung, die Planung
und die Finanzierung,

o rechtliche Aspekte,

¢ Vorschlige zur angepaBten Vertragsgestaltung und

¢ Erfahrungen aus Praxisbeispielen.

Um diese Informationen einem groBeren, iliber den Veranstaltungsrahmen hinausge-
henden Personenkreis zugéinglich zu machen, werden die Fachbeitrdge nun in aktuali-
sierter Form in diesem Band abgedruckt.

Mein besonderer Dank gilt den Referentinnen und Referenten und den Organisatoren
sowie allen weiteren Beteiligten der Veranstaltung. Ich hoffe, daB die vorliegenden
Beitriige fiir die praktische Arbeit hilfreich sind.

h. Dénes™

Essen, im Januar 1997 Dr. Ing. Harald Irmer
Priisident des
Landesumweltamtes NRW
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Fachveranstaltung des Landes NRW
Zivile Anschlufinutzung von Militirstandorten
Risikofaktor Altlasten/Bodenbelastungen
am 27./28. Februar 1996

Dr. H.-J. Bauer
Ministerium fiir Umwelt,
Raumordnung und Landwirtschaft
des Landes Nordrhein-Westfalen

Meine Damen und IHerren,

ich begriie Sie zur gemeinsamen Fortbildungsveranstaltung des Landesumweltamtes
und des Ministeriums fiir Umwelt; Raumordnung und Landwirtschaft im Bildungszen-
trum flir die Entsorgungs- und Wasserwirtschaft mit dem Titel:

Zivile Anschluinutzung von Militirstandorten
Risikofaktor Altlasten/Bodenbelastungen

Gestatten Sic mir zu Beginn diescr Veranstaltung einen kurzen Uberblic.k. Zum
Gesamtkomplex Konversion, denn unsere Veranstaltung behandelt mit dem
Risikolaktor Altlasten nur cinen wichtigen Teilaspekt.

Ausgelést durch den weltpolitischen Umbruch der spiten achtziger und beginnenden
ncunziger Jahre - das Ende des Kalten Kricges, der Zusammenbruch der ehemaligen
Sowjetunion und damit die Auflésung des Warschauer Paktes sowie der Abschluf der
Wiener Vertriige - ist cin umfassender Abriistungsprozel in Gang gekommen. Dicser
ProzeB hat auch in der Bundesrepublik wichtige abriistungspolitische Entscheidungen
ausgelost. Diese fuhren dazu, da Standorte der Bundeswehr und der stationierten aus-
lindischen Truppen verkleinert oder geschlossen werden. ‘

Der Konversionsprozel wird dazu fihren, dab allein die Bundeswehr in mehr als 200
Kreisen der Bundesrepublik nicht mehr prasent sein wird. Mit solchen Entscheidungen
ist ein vielschichtiger Strukturwandel verbunden, der unsere Gesellschaft vor grofie po-
litische, wirtschalftliche, fiskalische und 6kologische Herausforderungen stellt.



Es gilt, fiir eine Reihe von Problemen - wie den Verlust von Arbeitsplitzen, von Steu-
ereinnahmen und von staatlichen Zuschiissen, aber auch fiir die vorhandenen Altlasten
und Schiden - geeignete Losungen zu finden.

Abzuarbeiten sind dic Folgen von Kriegen, Aufriistung, Truppenstationierung und Ab-
riistungsentscheidungen. Gleichzeitig mub die Freigabe militirischer Liegenschaften
fiir zivile Nutzungen als gesamtwirtschaftliche Gestaltungsaufgabe von Wirtschafts-,
Arbeitsmarkt-, Bildungs-, Umwelt-, Regional-, Kultur-, Abrlistungs- und Friedenspo-
litik verstanden werden. Dabei gilt es, die Entwicklungspotentiale, die sich aus der
Konversion z.B. im Hinblick auf neue oder erweiterte Wohn-, Gewerbe-, Dienstlei-
stungs- und Freizeitangebotc crgeben, zu crkennen und zu nutzen,

Im cinzelnen geht cs bei der Konversion cinmal um den Abbau der wiihrend des Ost/-
Westkonflikts angehiuften militirischen Arsenale, die Einbriiche im Sektor der Rii-
stungsindustrie zur Konsequenz haben. Zum anderen werden Umstrukturierungen der
militdrischen Forschung und Entwicklung notwendig. Weiter sind erhebliche arbeits-
marktpolitische Probleme zu bewiltigen, die aus der Demobilisierung von militéri-
schem Personal und Zivilbeschiftigten resultieren.

Uber diec Umwandlung von Kasernen, militdrischen Liegenschafien und anderen Infra-
struktureinrichtungen liegen aus Modellvorhaben und Einzelprojekten inzwischen ei-
nige Erkenntnisse vor.

SchlieBlich betreffen die KonversionsmaBnahmen auch die Verschrottung vieler Waf-
fensysteme und die zivile Nutzung militérischen Geriits.

Wegen der Unterschiede in den Ausgangslagen und im Betroffenheitsgrad wird iiber
die positiven und negativen Effekte des Konversionsprozesses auf Lénder- und Kom-
munalebene, aber auch zwischen alten und neuen Bundeslidndern sowie zwischen Stid-
ten und Gemeindcn kontrovers diskutiert. Erschwerend kommt hinzu, daB es sich bei
der Konversion in der Bundesrepublik fiir die Politik, fiir die Wissenschaft und erst
recht fiir die Praxis um cin relativ junges Phinomen handelt. Dementsprechend beste-
hen teilweisc Informationsdefizite dariiber, wic die komplexen Konversionsprobleme
sinnvoll in Angriff genommen werden konnen.

Einc allgemein giiltige Definition des Begriffs Konversion gibt es nicht - er hat viele
Facetten. Je nachdem, welche Ebene des Umwandlungsprozesses fokussiert wird, kann
die Rede scin von: Produktkonversion (Umnutzung militirischer Giiter), industrieller
Konversion (betriebsbezogenc Sicht), sektoraler Konversion (Industriezweige), For-
schungskonversion, Personal- und Streikriftekonversion, Standortkonversion (Nutzung
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von vormals militdrisch verwendeten Liegenschaften flir zivile Zwecke) sowie von re-
gional- und kommunalbezogener Konversion.

Der Konversionsbegriff ist also schillernd und ebenso komplex. Versteht man Rij-
stungskonversion als eine die Abrlistungsprozesse abrundende Politik der Friedenssi-
cherung, dann wird sic nicht auf Teilbereiche und einzelne Segmente der Volkswirt-
schaft beschriinkt bleiben kénnen.

Konversionsprozesse bleiben andernfalls in der Gefahr, lediglich die Rolle eines kurz-
fristigen Liickenbiifiers zu fibernchmen. Deshalb ist eine umfassende Restrukturierung
des, gescllschafilichen Systems notwendig, und dies macht alle Konversionsforderun-
gen und -iiberlegungen schwicrig, aber auch spannend. Ein integraler Konversionsbe-
griff verbindet unterschiedliche Ansitze der Beschiftigungs-, Friedens-, Umwelt- und
Entwicklungspolitik mitcinander.

Nach dicsen Ausfihrungen zum GrofBlkomplex Konversion, darf ich nun zu unserer
Veranstaltung kommen.

Ziclsetzung dieser Veranstaltung ist es, in komprimierter Form iiber dic wichtigsten
Aspekte der Licgenschaftskonversion aus Sicht von Bund, Land, Gemeinden, Geldge-
bern, Entwicklungsgesellschaften und privaten Biiros einen Uberblick zu geben. Sie
wird die Besonderhciten darstellen, die bei der Altlastbearbeitung auf militérischen
Licgenschaflen auftreten und wird dic Auswirkungen méglicher Bodenbelastungen auf
Wertermittlung, Planung und Finanzierung behandeln.

Rechtliche Aspekte, Vorschlige zur angepaliten Vertragsgestaltung sowie Erfahrungen
aus Praxisbeispiclen werden das Thema abrunden.

In diesem Zusammenhang darf ich auf dic neucste Informationsschrift meines Hauses
aufmerksam machen, welche dic gleiche Problematik behandelt wic diese Veranstal-
tung und Ihnen als Vorabzug und kopicfrisch vorliegt.

Dicsc Informationsschrift ist gedacht als Fortsetzung des Wegweisers flir den Umgang
mit Altlast-Verdachtsflichen auf {reiwerdenden, militirisch genutzten Liegenschaften,
der wic bekannt, im Jahre 1992 verdtfentlicht wurde.

In dieser Schrift wurden dic Probleme und Fragestellungen der Liegenschaftskonversi-
on im Zusammenhang mit der Altlastenproblematik modellhaft bearbeitct. Dabei
zeigte sich deutlich, daB die Schwierigkeiten weniger im naturwissenschaftlich-
technischen Bereich als  vielmehr in der langen Verkniipfung mit anderen
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Themenfaktoren und den daraus entstehenden hohen Anforderungen an integricrte
Ldsungsansitze bestchen.

Ich hoffe, daBl Ihnen und allen Interessierten in erster Linie sowohl die vorliegenden
Informationsschrift als auch diese Veranstaltung eine Hilfestellung bei der Bearbeitung
und Verarbeitung ihrer spezifischen Fragen im Zusammenhang mit der zivilen An-
schluBnutzung von militirischen Standorten gegeben wird.

Ich sche aber diecsc Fachveranstaltung auch nicht nur als solche, sondern auch viel-
Icicht als kleines Forum an, das versucht, sich in 2 Tagen mit der spezicllen Konversi-
onsproblematik Altlasten/Bodenbelastungen auscinanderzusctzen. Dies ist grundsitz-
lich notwendig fiir alle mit diesem Problemkreis befaBten Fachleute und Entschei-,
dungstriger, denn Sic miissen ihr zukiinftiges Handeln nach den aktuellen Maximen

und Ziclen ausrichten.

Zum Schluf meiner Einfihrung méchtc ich nicht die Gelegenheit versiumen, denjeni-
gen zu danken, die diese Veranstaltung organisicrten.

Ich wiinsche der Veranstaltung besonders interessante Diskussionen, eincn guten Ver-
lauf und es wiirde mich [reuen, wenn dic Teilnahme an dieser Veranstaltung fur alle

cin Gewinn scin wiirde.

Viclen Dank.
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Zivile AnschluBnutzung von Militirstandorten - Risikofaktor
Altlasten / Bodenbelastungen

/\lli‘gabc Licgenschafts-Konversion: Herangehensweise aus Sicht des Bundes

Einfithrang

"Wer besitzt, mul} geriistet sein" (Torquato Tasso, Goethc)

Bcvor)ich Thnen aber darstelle, wie wir gerustet sind, mochte ich Thnen cinmal aufzeigen, was
wir besitzen. Allein diese Mengendarstellung wird dic Problematik, dic bei dicser Vcransl;ﬂlung
angesprochen werden soll, verdeutlichen.

Durch die politische Verinderung aus den Konsequenzen von 1989 sind der Bundcsverme-
gensabteilung in Minster ca. 3.500 ha Land zugefallen. Dazu kommen 4.300 Wohnungscinhei-
ten, desweiteren gehoren dazu 82 Kasernenanlagen, 10 Ubungsplitze, 3 Flugplitze und nicht
zuletzt, wenn auch nicht so problembehaltet, 2 Golfpldtze. Eine Mischung di¢ durchaus cine
interessante und spannende Arbeit darstellt, aber cben auch eine nicht ganz unproblematische.

Aber wir sind "gerastet”.
Wolinngen

Kein Problem in der Vermarktung bereiten uns die 4.300 Wohnungen. Im Wege der Ausschrei-
bung in regionalen und ggf. auch tberregionalen Zeitungen werden diese Objekte an den Markt
gebracht, allerdings mit einer kleinen Einschriankung bei Einfamilienhausern. Der
Adressatenkreis wird beschriinkt auf Familien mit mindestens 1 Kind, das nicht alter als 16 Jahre
is1. Wegen der Groflenordnung kann diese Vermarktung nicht alleine von Bundesseite geleistet
werden, sondern wir bedienen uns bei der Umsetzung dieser Aufgabe u.a. der BauGrund, der

Liidenscheider Wohnstitten AG und auch der LEG

Yorgehensweise:

Neben dem Adressatenkreis enthalten die Ausschreibungen auch Hinweise zu den Wertvor-
steflungen des Bundcs. Hier wurde bewuBt der Begrifl’ Wertvorstellung gewahlt und nicht
Mindestkaufprcis, da durchaus auch cine geringere Angebotsmoglichkeit in Betracht zu zic-
hen war. Dic Erfahrungen zeigen allerdings, daf unsere Kaﬁfpreisvérslellungcn in ca. 90 %

der Falle aberboten werden, zum Teil sogar ganz erheblich.

111, Kascrnen:

Weit problematischer stellt sich die Vermarktung von Kascrnenanlagen dar. Anders als bei den

Wolnungen, ist cine Vermarktung der Kascrnenanlagen nur moglich mit einer rechtlich wirk-
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samen Beplanung. Diesc Beplanung aber kann nicht der Bund vornehmen, sondern dies ist

originare Aufgabe der Kommunen.

12

Vorgehensweise:

I.Suche von Erwerbsinteressenien
Zunachst machen wir uns auf dic Suche nach Erwerbsinteressenten. Als crstes treten
wir an dic Kommunen heran und auch an das Land Nordrhein Westfalen. Denn sollten
z.B. fur Hochschulzwecke Bedarfspositionen bestehen, wiirde der Bund dem Land
gegenaber die in Ansehung stehenden Objekte zu einem verbilligten Preis verduBern

konnen.

Problem:

In diesem Zusammenhang ergibt sich dic Problematik, da der Bund scine
Verbilligung nur gewahrt, wenn auch das Land bereit ist, fur entsprechende
Zwecke den Kommunen oder anderen Erwerbsinteressenten gegeniber eine
Verbilligung zu gewéhren. Diese Problematik ist aber mittlerweile hinreichend
gelost und stofit auf keine Schwierigkeiten.

Nicht zulctzt wegen der Verbilligungen ergibt sich oft auch ein Intcressc von
Kommunen am Erwerb von Kindergirten, Schulen oder Sportantagen.

Problem:

Die Verbilligungsrichtlinicn zcigen mittlerweile eine riickldufige Tendenz. Ab-
hangig vom Riickgabezeitpunkt der Anlage werden die Verbilligungspositionen
von 50 % (in den alten Landern) nach und nach zuriickgefuhrt. (s. Anlage:
Verbilligungsgrundsitze des Bundes)

Sollten die Kommunen keine eigenen Interessen verfolgen, so werden Priife-
renzen der Kommunen abgefragt. Bestcht z B. Bedarf an Altenheimen oder,
Studentenwohnungen oder sozialem Wohnungsbau, kommt ebenfalls. eine
Verbilligung in Betracht, der cinen vergiinstigten Erwerb der Flachen durch

Investoren ermoglicht, sofern dic anderen Voraussctzungen vorlicgen.

Im Mittelpunkt der Priferenz der Kommunen steht alicrdings in den meisten
Fillen die Schaffung von Gewerbeflachen, um auf diese Art und Weise auch
Arbeitsplitze flir den kommunalen Bereich und dic Umgebung zu schaffen.



2. Wertermittiung
Wenn diese grundsatzlichen Positionen der Gemeinde erfafit und bekannt sind, wird
versucht cine Wertermittlung zu erstellen.
Nach § 63 der Bundeshaushaltsordnung ist der Bund verpflichtet, die Liegenschaften
zum vollen Wert zu verduBern. Dic Frage des vollen Wertes ist aber abhingig von der
Beplanung, oder besser gesagt der Konzeption der Gemeinde fiir dieses Gelinde.
Denn der Wert fur Grund und Boden im Wohnungsbau dirfte ein anderer sein, als bei
der Schaffung von Gewerbeflachen. Diesen Gesichtspunkten mufl Rechnung getragen

werden.
a) Methoden der Wertermittlung

Sachwertverfahren

Nach dem Sachwertverfahren ist der Verkehrswert das Produkt aus Bodenwert
und dem Sachwert der aufstehenden Gebdude. Der Bodenwert ergibt sich aus der
Ausnutzbarkeit der Flichen und aus den sich entsprechend der Ausnutzbarkeit der
Flichen crgebenden Werten, die fiir vergleichbare Flachen erziclt werden
(Richtwertkarte). Der Wert der Aufbauten wird ermittelt unter Beriicksichtigung
des Alters des Gebaudes, des Zustandes etc.

Aber was ist mit einer Turnhalle, die auf diesem Wege einen Wert von 1,2 Mio.
DM ergibt, fur die als cinziger ein Turnverein aber nur 400.000,- DM bictct? Ist
das das Ergebnis von Angebot und Nachfrage und damit der volle Wert im Sinne
der BHO? Oder bestimmt hier nur die finanzielle Unzuldnglichkeit cines Bieters
den Preis und wir mafiten weiter suchen? Fragen, die sicherlich nicht einfach mit ja

odcr ncin beantwortet werden konnen.

Ertragswertverfahren

Auch das Ertragswertverfaliren verbindet eine Bewertung von Grund und Boden
mit den Werten der Gebaude, wobei bei den Gebéduden eben nicht der Wert der
Sache selbst; sondern deren Ertrag zu beriicksichtigen ist. In vielen Fillen diirfte
aber schon fraglich sein, ob iiberhaupt ein Ertragswert feststellbar ist.

Was ist z.B. mit einem Unterkunftsblock, der zu Wohnungen umgebaut werden
soll? Gibt cs dafiir uberhaupt einen realistischen Mietwert im alten Zustand?

Verglcichswertverfahren

Beim Vergleichswertverfahren wird nach dhnlich gelagerten Fallen, also ver-
gleichbaren Situationen, bezogen auf die in Ansehung stehende Liegenschaft ge-
sucht. Bej Vergleichbarkeit oder auch in etwa Vergleichbarkeit wird versucht, eben
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diesen vergleichbaren Wert auch anzunehmen und als vollen Wert im Sinne der
Bundeshaushaltsordnung einzustufen. Auch hier dirfie es problematisch sein,
wirklich vergleichbare Konstellationen zu finden. Das Vergleichswertverfahren
komunt deshalb vor allem bei typisierten Gebiuden in Betracht.

Eine denkmalgeschitzte Kaserne in Lidenscheid diirfie, auch bei gleicher Grofie
und vergleichbarer Nutzungskonzeption nur schwer vergleichbar sein mit einer in
Minden.

Residualverfahren

Das Residualverfahren, oder auch Restwertverfahren, beruht auf
Investitionsiiberlegungen und ist darauf gerichtet, als inneren Wert eines zur
Entwicklung anstchenden Grundstiicks den Preis zu ermittcln, den cin Investor im
IMinblick auf eine angemessene Rendite und/oder cinen crziclbaren
VerauBerungserlos tragen kann. Die Ermittlung erfolgt auf der Grundlage ciner
fiktiven Bebauung des Grundstiicks, eines fiktiven Umbaus der vorhandenen
Gebiude unter Bertcksichtigung der aufzubringenden Investitionskosten und cines

angemessenen Unternehmergewinns.

b) Zwischenergebnis
Alle Verfahren suchen cinen Wert nahe zum Zeitpunkt des Kaufvertragsabschlus-
ses. In vielen konkreten IFallen werden die Flachen aber einen Entwicklungszeit-
raum von 10 bis 15 Jahren vor sich haben. Fur dic Wertfindung zwar rechnerisch

erfaBbar; aber auch realistisch in der Bewertung?

Das Residualverfahren hat den Nachteil, dal} es das Produkt aus einer Vielzahl von
Annahmen mit hoher Fehlertrachtigkeit ist und deshalb eine grofie Streuung
aufweist. Im tbrigen ist nicht auszuschlieBen, da3 die Kalkulation eines jeden In-
vestors auf anderen Grundlagen, insbesondcre sciner eigenen wirtschaftlichen
Situation, gekennzeichnet z.B. durch unterschiedliche Abschreibungs-
méglichkeiten, beruht.

Das Vergleichswertverfahren hat den Nachteil, daB3 es unter den gegebenen Um-
standen nur schwer vergleichbare Konstellationen geben wird. Dann nach einer
Vergleichbarkeit zu suchen, erschiene eher willkiirlich.

Sowohl das Sachwertverfahren, als auch das Ertragswertverfahren, sofern iiber-
haupt anwendbar, haben unter den hiufig vorkommenden Konstellationen den
Nachtcil, daB es bei der Haushalts- und Konjunkturlage fiir die Gemeinden und
sonstige Kaulbewerber nahezu ausgeschlossen ist, die durch diese Verfahren
gefundenen Werte auch zu finanzieren. Zudem bleibt fraglich, ob diese Verfahren
unter den gegebenen Umstianden und bei den gegebenen Unwagbarkeiten, nimlich
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cine Entwicklungs- und Vermarktungszeit von 10 bis 15 Jahren sowic den sich
daraus crgebenden, crheblichen Unsicherheiten hinsichtlich einer wirtschaftlichen
Entwicklung, tberhaupt den vollen Wert, sprich den am Markt nachhaltig zu
crziclenden Preis, erfassen. Hier mit Marktabschldgen oder prozentualen Ansitzen
fur wirtschaltliche Wertminderungen zu argumentieren, crscheint eher willkurlich
und offenbart fur dic hier vorliegenden Konstellationen cher cinen Mangel
hinsichtlich der Wertfindung,.

Da cs in viclen Fallen um crhebliche Betrige geht, herrseht auf allen Seiten grolic
Unsicherhett, die lahmt. Ins Auge gefalite Ziele verschwinden am Horizont.
Kommuncn zichen sich zurick, sowohl als Kiufer, und manchmal leider auch als
Planungstréger. Dies durfte weder politisch sinnvoll noch volkswirtschaftlich
nitzlich scin.

Dennoch bleibt tur uns nur dic weitere Suche nach einem Investor. Nicht selten
‘gcstaltct sich dies wic dic Suche nach der berithmten Nadel im Heuhaufen.
Gleichwohl suchen wir unverdrossen weiter, durchaus mit der Erkenntnis, dall wir
abhingig sind von den Gemeinden, auch wenn dic Ziclsetzung letztendlich iden-
tisch ist, ndmlich die Forderung der wirtschaftlichen Entwicklung, insbesondcre
durch dic Schaffung von Arbeitsplatzen,

c) Planungshoheit
Denn alle Wertermittlungsmethoden haben jedenfalls zur Voraussetzung, dal} die
Gemeinde ihrer Planungshoheit nachkommt und zumindestens einc Konzeption fur
das in Ansehung stehende Geldnde vorlegt. Der Bund als VerduBerer dieser
Licgenschafien bedarf dieser Konzeption um cinen Wert zu finden, zumindestens
um eine Richtung fiir die Wertfindung ausmachen zu konnen, und jedér Investor
braucht dicse Konzeption um cine Basis zu haben fur seinc eigene Wirtschaftlich-
keitsberechnung,.
Unproblematisch diirfien die Fille sein, in denen das jeweilige Gelande unter dem
Gesichtspunkt des § 34 Bundesbaugeseétz sozusagen als Baultcke betrachtet
werden kann. Manchmal mufl man dafiir aber schon cin sehr weites Herz haben.

Problem: GIFPro

Ein Problem bei der Suche nach eincr Konzeption und einer Beplanung fur ein
Kasernengelinde kann dic sogenannte Gewerbe- und Industrieflichenprognose des
Landes Nordrhein-Westfalen darstellen. Diese Prognose erweist sich in manchen
Fallen insofern als Hindernis flir die Kommunen, als sic durch diesc prognostische
Festlegung auf Jahre im voraus bei der-Ausweisung von Gewerbeflichen einer
Bindung unterworten sind und sich nicht mehr der neu geschaffenen Situation seit

1989 stellen konnen. Hier bediirfte es mit Unterstiitzung des Landes Nordrhein-
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Westfalen und der Bezirksregierungen einer flexibleren Handhabung, mit der
Folge, daB die Gemeinden nicht mehr so streng dieser Prognose unterworfen sind,
sondern ggf. auch Umplanungen in Richtung auf die neu in das Blickfeld geriickten
Kascrnenflichen vornehmen kdnnen.

d) Altlasten
Munition

Ein weiteres Problem bei der Wertfindung stellen die sogenannten Altlasten dar.

Hinsichtlich der Altlast Munition bestcht der Grundsatz, daf3 cigentlich cin Verkauf
vor munilionsbehafteten Flachen nicht erfolgen soll. Da aber in den aller meisten
Fillen nicht dic gesamten Flachen munitionsbelastet sind, sondcrn Belastungen in
der Regel nur punktuell auftauchen, erscheint es wirtschaftlich unangebracht, unter
diesem Gesichtspunkt eine Vermarktung zu verzogern. Deswegen ist der Bund
bereit, sich vertraglich dahingehend zu binden, daf3 Munitionsfunde auch nach
Verkauf auf Kosten des Bundes beseitigt werden, allerdings nicht auf unbegrenzte
Zeit. Ein Zeitraum von 5 Jahren sollte ausreichend sein.

Damit diirfte ein Verkaufshindernis in erheblichem Umfang minimiert sein.

Kontaminierung

Als ein dhnlich groBes Hindernis stellte sich zundchst die sogenannte Kontaminie-
rung mit anderen Altlasten heraus. Die erste Unsicherheit bestand darin, wer iiber-
haupt fur die Untersuchung der Altlastensituation auf dem jeweiligen Gelande
zustandig ist. Der Bund steht auf dem Standpunkt, daf3 allgemeine Voruntersu-
chunigen gencreller Art Aufgabe des Planungstrigers und damit der Gemeinde sind.
Sollte sich jedoch herausstellen, dal3 bestimmte Flachen kontaminiert sind, so sind
die anteiligen Kosten fur diese Flachenuntersuchungen Teil der Kosten, die fur die
Dekontaminierung anfallen. Hinsichtlich dieser Kosten hat sich der Bund bereiter-
kldrt, 90 % zu tragen, 10 % verbleiben als Anteil dem Investor oder aber auch der
Gemeinde als Kdufer. Zwar konnte man denken, dal der Bund als Eigentimer und
letztendlich auch "Verursacher” dieser Kontamination 100 % der Kosten tragen
miiBite. Da aber der Bund die Maf3nahmen nicht durchfithrt und damit auch
hinsichtlich ihres Ausfithrungsumfangs und der anfallenden Kosten nicht
kontrollieren kann, fordert der Bund als "kleines Korrektiv" einen 10 %igen Antcil
des Erwerbers. Als kleine Einschrinkung muf3 jedoch angemerkt werden, daB der
Bund nur insoweit die 90 % der Kosten trigt, als die MaBnahme erforderlich ist,
um die vorgesehene Nutzung zu realisieren. Eine Flache, die als Parkplatz vorge-
schen ist, wird anders zu behandeln sein, als eine Fliche, auf der ein
Kinderspielplalz entstehen soll. AuBerdem ist die Kostenbeteiligung auf die Hohe
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c)

des Kaufpreises beschrankt.

Denkmalschutz

Als eine besondere Form der "Altlast" stellt sich in neuerer Zeit immer hiufiger der
Denkmalschutz heraus. Ohne Frage ist es eine staatliche Aufgabe und Verpflich-
tung, historisch und architektonisch wichtige Gebéude zu erhalten. Problematisch
wird es aber dann, wenn dieser Denkmalschutz bei der Vermarktung die Grenzen
der Wirtschaftlichkeit nicht nur berithrt, sondern sogar tiberschreitet. Zwar sind fir
einen Investor Maf3nahmen des Denkmalschutzes steuerlich absetzbar und zwar
mit 10 %, 10 Jahre lang. Auch kann cs durchaus scin, dal Objekte des Denkimal-
schutzes aus optischen Griinden besonders marktgangig sind, jedoch wird sich
jeder Investor von dem Objekt zuriickzichen, wenn er das Gefiihl hat, daf dic
Dimension des Denkmalschutzes jede Wirtschafllichkeit sprengt. Fraglich erscheint
auch, ob man, wie in manchen Fallen passicri, ganze Kasernenanlagen unter
Denkmalschutz stellen mul, inklusive ihres technischen Bereichs oder, wic
geschehen, inklusive cines Flugplatzes. Ebenso stofit auf Bedenken, wenn
Reitstille erhalten werden sollen im Zusammenhang mit Wohnobjekten, die mitten
in der Stadt liegen. Wenn cin Pferdeliebhaber sein Pferd erst auf den Anhanger
laden muB, um im Griinen vor der Stadt reiten zu konnen, dirfie der Vorteil dieser

Denkmalschutzsituation sich kaum wirtschafilich niederschlagen.

Sofern der Denkmalschutz zu einer zeitlichen Verzogerung bei der Vermarktung
zu fuhren droht oder sich am Ende gar herausstellen konnte, daf} eine Vermarktung
cben wegen des Denkmalschutzes ausgeschlossen ist, sollte vorher tiberlegt
werden, wie unter dem Gesichtspunkt von Wirtschaftlichkeit und Denkmalschutz
gemeinsam cine verniinftige Losung, und zwar zeitnah gefunden werden kann.
Denn auch der Zeitfaktor beinhaltet eine wirtschaftliche Komponente, namlich den

Verlust von Zinscn.

Ausschreibung
Aus allen diesen Problemstellungen hat sich im Laufe der Zeit herauskristallisiert, daf} eine
Ausschreibung letztendlich der kiirzeste Weg zu einer Wertfindung ist. Das hochste Gebot ist

- dann der volle Wert, den die BHO fordert. Und noch eines hat sich herausgestellt, nimlich die
Lrkenntnis, daB, nicht zuletzt angestoBen durch die Haushaltssituation, es auch fur dic jeweilige
Kommune durchaus vorteilhafl ist, diese Ausschreibung gemeinsam mit dem Bund in einer
Anzeige vorzunchmen. Eigene Haushaltsmitte] werden nicht angegriffen, dennoch bleibt die
Kommune Herr des Verfahrens, sie bestimmt die Vorgaben wie Nutzungszweck, Ausnutzbar-
keit, Granflachenanteile ctc.. Und noch cines hat sich als Vorteil herausgestellt. Der Eindruck

aul’ AuBenstehende, die zwei unterschiedliche Gebietskorperschaflen gemeinsam handeln sehen,
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ist durchweg positiv. Leser solcher Anzeigen, und das sind nicht nur potentielle Investoren,
zeigen sich angenehm uiberrascht. Das ist zwar kein materieller Wert, aber ein ideeller; den man

nicht unterschitzen sollte.
Restwertforderung

Nicht unerwihnt bleiben in diesem Zusammenhang soll der Hinweis auf die sogenannten
Restwertforderungen der Alliierten. Wenn der Bund hiufig wegen seiner angeblich tiberhohten
Forderungen im Zusammenhang mit der Wertfindung angegriffen wird, so mochte ich dem
entgegenhalten, daB allcin bei der Oberfinanzdirektion in Miinster Forderungen der Briten und
Belgier vorliegen in Hohe von 1,5 Mrd. DM. Das heift, die Interessenlage, die der Bund zu
vertreten hat, betrifft nicht nur dic Bundeshaushaltsordnung, sondern auch dic ehemaligen Nut-
zer dieser Kasernenanlagen. Diese haben also auch mit erheblichen eigenen Haushaltsmitteln
dort Investitionen vorgenommen, die einen Wert darstellen; ob in der geforderten Hohe, mag in
diesem Zusammenhang dahinstehen. Aber jedenfalls sollte auch dieser Gesichtspunkt von den
Kommunen und auch von Investoren mit in die Kalkulation allerdings nicht rechnerischer, eher
vielleicht moralischer Art, einbezogen werden.

Ergebnis

Im Ergebnis laft sich also festhalten: Die zivile AnschluBnutzung militarischer Flichen ist eine
groBe, spannende Aufgabe, noch auf Jahre. Sie produziert viele Problemé, die es zu losen gilt.
Wenn dic unterschiedlichen Problemfelder sachlich analysiert wefden, 148t sich, so die Erfah-

rung, auch der Weg zum Ziel, namlich der wirtschaftlichen Nutzung zum Vorteil aller Betrof-

fenen, finden. Am besten gemeinsam.

18



Die Verbilligungsgrundsitze/-richtlinicn sind als Beilage 119a
des Bundesanzeigers vom 29 Juni 1996 verdffentlicht worden,

A. Abbau der Verbilligun'gen ab 1996

fir Liegenschaften, die einer bauleitplanerischen Vorbereitung bedlrfen

Verwendungszweck des Grundsticks alte und/oder neue Bundeslander
-inv.H. -

Umstellung des Verbilligungssatzes 1. Jahr | 2. Jahr 3. Jahr 4. Jahr 5. Jahr

auf degressive Staffelung
nach ,Freigabe” der Liegenschafl, d.h. tatséchiicher

Verfugbarkeit fur eine zivile Nutzung (S.5)

Soziale Zwecke (wie 2 B Alten-
heime, Pflegeheime, Behinderten-
einrichtungen, Beratungsstellen 50 50 50 25 0
fur Suchtgefahrdete, Obdachlosen- ’

unterkunfte, Frauenhauser, Kinder-
und Jugendhilleobjekie

Hochschulen, Schulen 50 50 50 25 0

Krankenhauser . .
(fur neu Bundeslander siehe auc 50 50 50 25 0
Sonderregelung unter € 2)

uberbetriebliche Umschulungs-
einrichfungen 50 50 50 25 0

Sportanlagen
{fir neue Bundeslander siehe 50 50 50 25 0
Sonderregelung unter € 2)

Grundstucke zur Schaffung von
Abwasser und Abfallbeseitrgungs- 30 30 30 10 0
anlagen .
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B. Abbau der Verbilligungen ab 1996

fur Liegenschaften, die keiner bauleitplanerischen Vorbereitung bediirfen

Verwendungszweck des Grundsticks

alte und/oder neue Bundeslander
-inv.H. -

Umstellung des Verbilligungssatzes
aul degressive Staffelung

1. Jahr

2. Jahr 3 Jahr

4. Jahr

nach ,Frelgabe® der Liegenschaft, d.h, tatsachlicher

VerfGgbarkeit fur eine zivile Nutzung (5.5)

Soziale Zwecke (wie z.B. Alten-
heime, Pflegeheime, Behinderten-
einrichtungen, Beratungssteilen
fur Suchtgefahrdete, Obdachlosen-
unterkunfte, Frauenhduser, Kinder-
und Jugendhitfeobjekte)

50

40 25

Hochschuten, Schulen

50

40 25

Krankenhauser
(Tur neue Bundeslander siehe auch
Sonderregelung unter £ 2)

50

40 25

uberbetriebliche Umschulungs-
einrichtungen

50

40 25

Sportantagen
(fur neu Bundestander siehe
Sonderregelung unter E 2)

50

40 25

Grundsticke zur Schaffung von
Abwasser und Abfallbeseitigungs-
anlagen

30

20 10

20




C. Abbau spezieller Verbllligungstatbest&ndg

in den neuen Bundeslindern

Verwendungszweck des Grundstucks 1995 1996 1997 ff
| R -invH -

unmiticlbate Verwaltungszwecke von 50 25 0
Gebietskorperschaften

Gewerbe- und Industrieflachen 50 25 0

(rechtsverbindlich uberplant,
Erschlieung gesichert)

Abbau dieser Verbilligungstatbestinde auch dann, wenn die Liegenschaften einer bauleitplanerischen

Vorbereitung bedirfen

D. Abbau von Verbilligungsméglichkelten

bei Vermietung u. Verpachtung in den neuen Bundesldndern

gefahrdete, Obdachlosenunterkunfte,
Frauenhauser, Kinder- und Jugend-
hilfeobjekte) sowie Hochschulen und
Schulen

Unmittelbare Verwaltungszwecke 50 25 0

von Gebietskdrperschafien

Soziale Zwecke (wie z.B. Altenheime, 1997: 1998 ff:
Pfiegeheime, Behinderteneinrich-

tungen, Beratungsstellen fur Sucht- 50 40 25 0
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E. Unverdndert weitergeltende Verbilligungstatbestinde

Verwendungszweck des Grundstiicks -inv.H

1. alte und neue Bundeslinder

Sanierungs- und Entwicklungsgebiete ohne formliche san.-/entw.-unbeeinflulter Wert
Ausweisung

sozialer Wohnungsbau 50

Forderung von bestehenden Geschofiwohnungen Kaufpreisbildung auf Basis

.Sozialmiete®

Studentenwohnraumbau : 50

Mulldeponien, Abwasser-, Klar-, Wasser- und unentgeltlich
elektrische Anlagen :

2. neue Bundeslinder

Heizwerke und Abfalibeseitigungsanlagen unentgeltlich

Sportanlagen (ohne dazugehdrige Hotels, Golfanlagen unentgeitlich
und kommerziell betriebene Marinas)

Schicsser, Burgen, sakrale Liegenschaften und unentgeltlich
Bauten, die kultureilen Zwecken dienen

Krankenhauser an bisherige Trager und unentgeltlich
Gebietskorperschaften

WGT-Wohnungen ‘ unentgeltlich

NVA-Wohnungen 50

F. Stundung

Stundung . ab 1995: 20 v H. Anzahlung, 9 Jahre
o Laufzeit, 2 v.H. aber Diskont Deutsche
Bundesbank Verzinsung,
mafgeblicher Zeitpunkl Abschlud der
Stundungsvereinbarung

.
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G. .Freigabe“ einer Liegenschaft, d.h. tatséchliche Verfilgbarkeit des
Kaufobijekts am Markt fiir eine zivile Nutzung bedeutet:

1. Alle verwaitungsinternen Prifungen, z.B. die Frage des Bundesbedarfs und des
Bedarfs der Lénder und Kommunen fir eigene Aufgaben, missen abgeschlossen

sein (unter Beachtung von Erkidrungsfristen).

2. Eine Liegenschaft steht dem Markt nicht zur Verfligung, soweit sie flr bevorrechtigte
Zwischennutzungen (z.B. zur Unterbringung von Asylbewerbem) genutzt wird.

3. Liegt bei altlastenbehafteten Liegenschaften eine Gefahr oder zumindest eine
~ Anscheinsgefahr im polizeirechtlichen Sinne vor, fithrt der Bund die notwendigen
MaBnahmen selbst durch; Fristbeginn erst nach Abschluf der Malnahme.

4. Das Vorliegen ,passiver” Altlasten hat keinen Einflu@ auf den Fristbeginn der
degressiven Staffelung der Verbilligungen. Dies sind Féile, in denen unterhaib der
polizeirechtlichen Gefahrenschwelle SanierungsmaRnahmen fiir eine kinftige
Nutzung erforderlich sind und die dbliche Altlastenklause! des Bundes (Verrechnung .
der Sanierungskosten mit dem Kaufpreis bei einem Selbstbehalt des Erwerbers in
Héhe von 10 v.H.) Anwendung findet.
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Konversion militdrischer Liegenschaften in
Nordrhein-Westfalen

Michael Deitmer
Ministerium fiir Wirtschaft, Mistelstand, Technologie und Verkehr
des Landes NRW

Zur Flankierung des Truppenabbaus hat die Landesregierung bereits im Jahr
1991 folgende zentralen Handlungsfelder definiert:

- sozialvertrigliche Gestaltung der AnpassungsmaBnahmen bei Soldaten und
Zivilbeschiiftigten,

- ziigige Umnutzung der bisher fir militirische Zwecke gebundenen Liegen-
schaften und Einrichtungen,

- Bereitstellung von Hilfen, v.a. fiir strukturschwache Regionen, in denen das
Militir einen wichtigen Wirtschaftsfaktor bildete.

Bereits seit 1990 ist das Land bemiiht, die Kreise und Kommunen bei der Bewil-
tigung der Folgen des Truppenabbaus zu unterstiitzen. Besonderes Gewicht hatte
von Beginn an die Beratung der betroffenen Regionen. Dazu wurden vom Wirt-
schaftsministerium, z.T. unterstiitzt durch Vertreter anderer Ressorts, zahlreiche
Gespriiche mit Kreisen und Kommunen gefiihrt. ’

In den Gesprichen wurde deutlich, da8 die Kommunen z.T. erhebliche Probleme
mit der Umnutzung militdrischer Liegenschaften haben. Um die Chancen des
Truppenabbaus zu nutzen, ist schnelles Handeln gefordert. Es sind insbesondere
qualifizierte Nutzungskonzepte zu erstellen; diese bilden die Grundlage fiir die
Kaufverhandlungen mit der Bundesvermggensverwaltung. Bei gewerblichen An-
schluBnutzungen miissen zudem parallel Investoren akquiriert werden.

Insgesamt handelt es sich um sehr komplexe Abldufe, die v.a. von kleineren
Kommunen nicht allein bewiltigt werden konnen. Vor diesem Hintergrund
wurde das Konzept zur Beratung der Kommunen noch ausgeweitet. Als Foige
wurden in allen betroffenen Regionen Konversionskonferenzen durchgefiihrt
(Kreis Kleve, Kreis Viersen, Kreis Heinsberg, Stolberg/Eschweiler, Diiren, Mir-
kischer Kreis, Siegen, Kreis Soest, Arnsberg, Kreis Lippe, Kreis Herford, Kreis
Minden-Liibbecke).

An den Konferenzen haben Vertreter verschiedener Ressorts, der zustindigen
Bezirksregierung, des Kreises, der betroffenen Kommunen sowie der Bundes-
vermogensverwaltung teilgenommen. Durch die Teilnahme des Eigentiimers
"Bundesvermdgensverwaltung" konnten Wege zur Beschleunigung der Kaufver-
handlungen aufgezeigt werden. Die Vertreter des Landes brachten ihr Fachwissen
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ein, um z.B. liber Férdermdglichkeiten im Zusammenhang mit zivilen Anschluf-
nutzungen und/oder QualifizierungsmaBnahmen zu informieren.

Weitere Beratungsleistungen werden von den Bezirksregierungen und vom Inter-
nationalen Konversionszentrum in Bonn (BICC) erbracht. So wurden auf der
Grundlage eines Kabinettbeschlusses und eines anschlieBenden Schreibens des
Wirtschaftsministers von den Regierungsprisidenten Konversionsbeauftragte be-
nannt. Auf diese Weise wurden die Bezirksregierungen noch stirker in den Kon-
versionsprozef3 eingebunden. Die Konversionsbeauftragten stehen als Ansprech-
partner fiir die Kommunen zur Verfiigung. Hierdurch werden auf der Ebene der
Mittelinstanz sé@mtliche Konversionsfragen gebiindelt und koordiniert. Die Kon-
versionsbeauftragten tragen damit zur Steigerung der Effizienz der Beratungen
bei.

Das BICC soll Kommunen in den KONVER-Fiordergebieten z.B. im Rahmen der
Verhandlungen mit der Bundesvermdgensverwaltung unterstiitzen. Hier sollen
die Erfahrungen anderer Kommunen (auch auflerhalb Nordrhein-Westfalens)
weitergegeben werden. Auf diesem Wege soll eine grofere Transparenz v.a. bzgl.
der Verkaufsverhandlungen erreicht werden.

Das gesamte Beratungsangebot des Landes wurde von den vom Truppenabbau
betroffenen Regionen bisher gut angenommen. Es stellt eine wichtige Vorausset-
zung zur Abwicklung des Konversionsprozesses dar. Vielfach kinnen die zur
Verfiigung stehenden Fordermittei erst im Anschlu an eine Beratung effizient
eingesetzt werden.

Weiterhin hat die Landesregierung die einschligigen Forderprogramme fiir Kon-

versionszwecke gedffnet. Dies hat sich als sinnvoll erwiesen, da das Land bereits
jahrzehntelange Erfahrungen mit strukturellen Anpassungsprozessen hat und
damit auch iiber ein entsprechendes Forderinstrumentarium verfiigt. Im Vorder-
grund stehen die regionale Wirtschaftsférderung, die Arbeitsmarktpolitik, die
Umweltpolitik, die Stadtebauférderung und die Wohnungsbauférderung.

Zusitzlich wurden besonders betroffenen Gemeinden einmalige Zuweisungen
nach dem Gemeindefinanzierungsgesetz 1994 in einer Gesamthéhe von
20 Mio. DM gewiihrt. .

Dariiber hinaus hatte das Land im Jahr 1991 Mittel aus dem EU-Programm
PERIFRA von der EG-Kommission erhalten. Diese Mittel wurden eingesetzt zur
Unterstiitzung von QualifizierungsmaBnahmen sowie zur Aufstockung von
Lohnkostenzuschiissen. .

Von Bedeutung ist weiterhin die Férderung aus dem KONVER-Programm 1993,
Mit diesen Mitteln wurden im wesentlichen Gefihrdungsabschitzungen und Sa-
nierungsuntersuchungen, Machbarkeitsstudien, BaumaBnahmen, Mafinahmen zur
Riistungskonversion sowie QualifizierungsmaBnahmen (MAGS, ESF) gefordert.
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Ende 1995 hat die EG-Komission das eingereichte Operationelle Programm zum
NRW-EU-Programm KONVER II genehmigt. Im Rahmen des NRW-EU-Pro-
gramms KONVER II stehen bis Ende 1997 knapp 60 Mllllonen DM (davon: ca.
40 Mio. DM EFRE, ca. 20 Mio. DM ESF) bereit.

Folgendé Kreise und Stadtteile wurden zu KONVER-Fordergebieten erklirt:

Kreis Soest: Soest, Werl, Lippstadt, Mohnesee, Bad Sassendorf.
Kreis Heinsberg: Geilenkirchen, Wassenberg, Wegberg.
Kreis Lippe: Detmold, Blomberg, Lemgo, Augustdotf.
Kreis Minden-Liibbecke: Minden.

Kreis Kleve: Weeze, Goch, Straelen, Kevelaer.

Mirkischer Kreis: Iserlohn, Hemer, Liidenscheid, Menden.
Kéln: Stadtteile Dellbriick und Westhoven.

Kreis Viersen: Grefrath, Briiggen, Willich.

Bielefeld: Stadtteile Mitte und Stieghorst.
Monchengladbach: Stadtteile Rheindahlen und Volksgarten.
Kreis Herford: Herford, Rédinghausen.

Gefordert werden insbesondere folgende Projekte:

1.

Umnutzung bisheriger Militirliegenschaften:

- Gefihrdungsabschitzungen und Sanierungsuntersuchungen,

- Stidtebauliche Untersuchungen und Planungen, Machbarkeitsstudien,

- Aufbereitung und Umnutzung von ehemals militéirisch genutzten Fliichen
und Gebiuden fiir wirtschaftliche Zwecke,

- Beratungshilfen fiir vom Truppenabbau betroffene Kommunen, Projekt-
management,

- Tourismusforderung.

Hilfen fiir kleine und mittlere Riistungsunternehmen:

- Technologieforderung,
- Projekte im Bereich der technologischen Infrastruktur.

QuahﬁzxerungsmaBnahmen fiir vom Truppenabbau betroffene Militérbe-
schiftigte.
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Zivile Anschlunutzung von Militirstandorten
- Herangehensweise aus der Sicht der Kommunen

Wolfgang Du Bois,
Leiter des Umweltamtes der Stadt Miinster

Thesen aus kommunaler Sicht fiir die Aufnahme der Liegenschafts-

Konversion

Warum mu$ sich eine Kommune mit der Thematik beschiiftigen?
Planungssicherheit:

Viele Konversionsflichen liegen in Innenstadtrandgebieten und sind somit
"Filetstiicke" fiir eine stidtebauliche Entwicklung. Sie sind zudem hiufig gut er-
schlossen. Eine Kommune sollte friihzeitig ihre Nutzungskonzeptionen und die ent-
sprechende Bauplanung an die Belastungssituation im Boden anpassen. Hiufig ist
ein Nutzungsdruck auf diese Flichen der entsprechend geregelt werden muB. Lie-
genschaftskonversion ist aufgrund der kommunalen Planungshoheit eine vordring-
lich kommunale Aufgabe.

2. Sicherheit iiber die 6kologischen Risiken und Umweltvorsorge:

Die meisten Konversionsfldchen sind mit erheblichen Kontaminationen, vor allem des
Grundwassers, verbunden. Egal, wie die Flichen spiter genutzt werden, wird das

"Wohl der Allgemeinheit" durch die Grundwasserkontamination beeintrichtigt. Diese

Risiken miissen erkannt und beseitigt werden. Dariiber hinaus bestehen hiufig Gefah-
renpotentiale fiir die Bevolkerung auf den Flichen sowie daraus resultierende Haf-
tungsprobleme.

Viele Kommunen haben in relativ groBer Innenstadtnihe wenige Flichen fiir die
Stadtentwicklung verfiigbar und dies zu vertretbaren Preisen. Konversionsflichen
bieten die Mdoglichkeiten, neue Stadtentwicklungspotentiale in interessanter Lage
und zu mitbestimmbaren Kosten zu mobilisieren.

Probleme im Umgang mit Konversionsflachen aus kommunaler Sicht:
- Der Einstieg in die Konversionsproblematik ist fiir viele Kommunen aus Kostenge-

sichtspunkten schwierig. Die erste Hiirde, die Abschédtzung der Untersuchungsko-
sten sowie die Kosten fiir Ankauf bzw. Mobilisierung von Grundstiicken werden
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haufig als hoch emgeschatzt und sind schwer kalkulierbar. Erfa.hrungen hieriiber
liegen in wenigen Kommunalverwaltungen vor.

- Das Know-how in mittleren und kleinen Gemeinden iiber den Umgang mit der Kon-
versionsproblematik im Hinblick auf die koordinierenden Titigkeiten, aber auch die
Untersuchung der Umweltbelange ist in der Regel gering. Demgegeniiber stehen
Partner auf Landes- und Bundesseite, die mit Experten aufwarten.

- Die Zustindigkeiten zur Konversion von militarischen Liegenschaften bei Land,
Bund und sonstigen Dienststellen ist sehr unterschiedlich und verwirrend und erhéht
die Einstiegshiirde in die Problematik.

- Die rechtlichen Rahmenbedingungen sind fiir viele Kommunalvertreter neu und
vielschichtig, insbesondere dann, wenn eine Konversionsliegenschaft mit verschie-
denen militdrischen Nutzungen iiberzogen wurde.

- Der Informationsflul zwischen den betroffenen Dienststellen auBerhalb einer
Kommune ist nicht praxiserprobt und gestaltet sich in der Regel als fast langwierig
und schwierig.

3. Losungsansitze

- Um die Kosten iiberschaubar zu halten und ausreichend Platz fiir Zwischenentschei-
dungen zu haben, ist eine stufenweise Untersuchung der Liegenschaften erforderlich
(historische Erkundung, Erstuntersuchung, vertiefende Folgeuntersuchung entspre-
chend der Nutzungsinteressen, Samerungsuntersuchung, Sanierungsdurchfiihrung,
Sanierungskontrolle).

Zur Klirung der vielfiltigen Managementprobleme ist innerhalb der Verwaltung ei-
ne ausreichend hoch positionierte Managementposition einzurichten. Diese Aufgabe
kann zum Teil auch an einen Externen weitergegeben werden. Bei der Durchfiih-
rung der Untersuchungen und weiteren Arbeiten ist ausreichende Fachkenntnis aus
den Bereichen der Umwelt- und Planungsverwaltung vorzuschen.

- In den Untersuchungen sind moglichst alle Skologischen Risiken der Flichen und
der restlichen Gebiude festzustellen, um eine spitere Wertermittlung auf solide Ba-
sis zu stellen.

- Restrisiken und -kosten sowie zukiinftige Nutzungseinschrankungen sind moglichst
exakt zu bestimmen. Restrisiken wie z.B. verbleibende Kampfmittel (Blindgénger)
konnen betrichtlich sein.

- Es kann einfache Losungen fiir die Folgenutzungen von militdrischen Flichen ge-

ben. Langfristige Nutzungsmdoglichkeiten werden dadurch moglicherweise verbaut
(beim Kauf eines Grundstiicks geht die s.g. Zustandshaftung auf den neuen Grund-
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stiickseigentiimer iiber). Eine moglichst prizise Ermittlung des "Restrisikos" fiir die
Kommune ist zwingend erforderlich.
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Die Bearbeitung von Altlasten bei der
Liegenschaftskonversion

H. GEORG MEINERS, ULRICH LIESER’

Vorbemerkung

Liegenschaftskonversion besteht im wesentlichen aus drei grofien Aufgabenberei-
chen (s. Abb. 1):

o der Planung und Realisierung der zivilen Anschlufinutzung (Planung),

o der Untersuchung und Sanierung von Boden- und Grundwasserbelastungen
inklusive dem Riickbau von Gebiuden und Anlagen (Altlasten) sowie

o der Kaufpreisfindung, Vertragsgestaltung und Vermarktung (Finanzen un
Recht). .

Reallslerung der
zivilen AnschiuB-

Projekt-
management

Unter-
suchung und

Kaufprels-

N findung,
Sanierung
von Boden- und Vertrags-
Grundwasser- gestakung und
Vermarktung

belastungen

© AHU Aachen

Abb. 1:  Aufgabenbereiche bei der Konversion militdrisch genutzter Fldchen

Anschrift der Autoren:
Dr. H. Georg Meiners, Dipl.-Geologe Ulrich Lieser, AHU - Biro fUr Hydrogeologle und Umwelt
GmbH, Kirberichshofer Weg 6, 52066 Aachen, Tel. 02 41/8 00 01 10, Fax 02 41/8 00 01 18
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Vorgestellt wird der Aufgabenbereich , Altlasten” und dessen Verkniipfungen zum
Aufgabenbereich ;,Planung®, und zwar speziell unter dem Gesichtspunkt ,Beson-
derheiten bei der Liegenschaftskonversion®. Die normalen Abliufe bei der Alt-
lastenbearbeitung werden als bekannt vorausgesetzt.

Der Beitrag stiitzt sich hauptsichlich auf Erfahrungen an fiinf Modellstandorten in
Nordrhein-Westfalen, deren Konversionsproze3 von Anfang 1994 bis Mai 1995 im
Auftrag des Ministeriums fiir Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft NRW
begleitet wurde. Die Beschreibung der Konversionsprozesse auf den Modellstand-
orten und die daraus gewonnenen Erkenntnisse sind in ausfiihrlicher Form in der
Schrift des MURL (1996) enthalten.

1. BEGRIFFSBESTIMMUNG

Im Zusammenhang mit der Liegenschafiskonversion wird der Begriff , Altlasten”
hdufig als eine Art Sammelbegriff fiir alles gebraucht, was im Boden, Grundwasser
und ggf. in Gebduden hinsichtlich der Umwelt oder der spiteren Nutzung Proble-
me machen konnte.

Hier ist Vorsicht geboten: Tatsichlich gemeint sind im Zusammenhang mit der
Liegenschaftskonversion meist Bodenbelastungen und nicht Altlasten. Im Hinblick
auf die spitere Untersuchung und Sanierung der ,,Altlast“ kann dies einen grofien
Unterschied machen.

Der Begriff ,,Altlasten” ist im Landesabfallgesetz NW definiert und rechtlich eng
mit dem Gefahrenbegriff gekoppelt. Dagegen ist der Begriff ,, Bodenbelastungen® in
einem gemeinsamen Runderla3 des MSV, MBW und MURL definiert und zielt auf
sichere und gesunde Wohn- und Arbeitsverhiltnisse, wie sie das Baugesetzbuch
beschreibt.

Bodenbelastungen sind also bereits unterhalb der Gefahrenschwelle des allgemei-
nen Ordnungsrechts in der Bauleitplanung im Sinne des vorbeugenden Umwelt-
schutzes zu beriicksichtigen, und sie beinhalten alle Flichen, deren Boden erheblich
mit umweltrelevanten Stoffen belastet sind, d.h. auch Bodenbelastungen durch
Lufteintrag, Uberschwemmungen oder andere Ursachen.

Es gibt noch einen dritten Begriff, der im Zusammenhang mit dem Thema von Be-
deutung ist. Haufig sind auf Konversionsliegenschaften kontaminierte Bauwerks-
und Anlagenteile vorhanden, die weder als Altlast noch als Bodenbelastung zu be-
zeichnen sind. Es sind ,, Abfille”, deren geordnete Entsorgung bei einem eventuel-
len Riickbau zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit insbesondere des Schutzes
der Umwelt geboten ist.

Im einzelnen spielt das, was hier nur als Begriffsdefinition erscheint, bei der tat-
sichlichen Bearbeitung der Liegenschaftskonversion eine grofie Rolle. Ob es sich
um Altlasten, Bodenbelastungen oder Abfille handelt, macht nimlich beziiglich der
Zustindigkeit, der Art und Dringlichkeit von Mafinahmen sowie der Kosten in der
Praxis erhebliche Unterschiede.

34



Bearbceitung von Altlasten bei der Licgenschaftskonversion AHU Aachen

2, BODENBELASTUNGEN AUF KONVERSIONSLIEGEN-
SCHAFTEN AM BEISPIEL DER MODELLFLACHEN

Art und Umfang von Bodenbelastungen auf Konversionsliegenschaften werden im
folgenden am Beispiel der fiinf Modellflichen vorgestellt, die im Rahmen des Un-
tersuchungsvorhabens fiir das Umweltministerium in NRW begleitet wurden.

Eine Ubersicht iiber Lage, GroBe, militirische Vornutzung, Schadstoffpotential
und die MaBnahmeziele ist in Tabelle 1 enthalten. Daraus ist folgendes ersichtlich:

o Die Groéfle der Flichen reicht von rd. 7 bis 86 ha.

¢ Die Flichen licgen sowohl im innerstidtischen Bereich (Loddenheide Miinster),
als auch in Ortsrandlagen bis zu einer Lage im AuBenbereich im Wald
(Tanklager Rother Stein Olpe).

e Bei den Nutzern und Nutzungszeitrdumen fillt auf, daB ein Teil der Liegen-
schaften bereits vor dem 2. Weltkrieg sowoh! militdrisch als auch zivil genutzt
wurde. In Willich existierte von 1908 bis 1945 ein Stahlwerk, die Fiichen in
Siegen und Miinster wurden seit 1926 bzw. seit 1933 durch die Wehrmacht als
Kaserne bzw. als Flugplatz genutzt. Die Liegenschaften in Bergheim und in Ol-
pe wurden erst 1954 bzw. 1956 fiir militarische Zwecke erworben.

¢ Entsprechend ihrer Funktion hatten die militirischen Einrichtungen eine unter-
schiedliche Bedeutung insbesondere durch die Anzahl der Zivilbeschéftigten fiir
die Gemeinden. So waren z.B. im Panzerinstandsetzungswerk Bergheim max.
1.200 Menschen beschiftigt (dies entsprach fast 6 % der Erwerbstdtigen von
Bergheim), in Willich waren neben ca. 2.000 Militirangehérigen ca. 200 Zivil-
beschiftigte angestellt, dagegen wurde das Tanklager in Olpe nur zu bestimmten
Zeiten allein durch belgische Soldaten genutzt.

e Bei den Schadstoffpotentialen wurden — den Nutzungen entsprechend —
Schwermetalle, KW, CKW, BTX und/oder PAK angetroffen. Die CKW-
Belastungen beziehen sich auBer auf den Boden erwartungsgemiB auch auf das
Grundwasser. Eine Spezialitit der Kaserne Loddenheide in Miinster ist das zu-
sitzliche Problem mit Kampfmitteln.

* Die Altlastenbearbeitung auf den fiinf Liegenschaften reicht derzeit von der
Durchfiihrung von Gefihrdungsabschitzungen bis zu Sicherungs- und Sanie-
rungsmaBnahmen. Mafnahmenziele sind die Abwehr akuter Gefahren oder die -
Erarbeitung der Grundlagen fiir die zivile AnschluBnutzung bzw. den Verkauf
der Fliche.
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Tab. 1:

Ubersicht Giber die Modelifiichen

| Streitkrafte
[ 1945 — 1994

LKW- und Panzer-
wartungsbetrieb,
Werkstatt- und Lager-
gebaude, Betriebsstoff-
lager, Tankstelle und
-lager

IFG-Geld Belgische Fahrzeuginstand-
Bergheim - | Streitkrafte setzungswerk
ca.16;4 h 1954 — 1966 Boden:
flachenhaft CKW
. Grundwasser. CKW Abwehr akuter
Bundeswehr | Fahrzeuginstand- punktuell KW, SM Gefahren
1966 — 1988 | setzungswerk (Chrom-Vi) !
Fa. IFG Fahrzeug- und Panzer-
1988 ~ 1993 |instandsetzungswerk
| Wehrmacht Résenﬂugplatz mit Boden:
-] 1933 — 1945 | Versorgungs- punktuell bis kieinraumig
: einrichtungen KW, BTX, PAK, SM
Bodenluft: | Grundlage far die
; kleinraumig CKW, BTX |laufende Planung
-| Streitkrafte ﬁenr:sst:tlteennhnd lager, Grundwasser der zivilen An-
1948 — 1994 | Wascheinrichtungen, " | Kleinraumig CKW schiulinutzung
Schrottplatz, Besonderheit;
Kanalisation Kampfmitte!
Belgische Tanklager KW
“| Streitkrafte Abwehr akuter
1962 —- 1991 Gefahren
Wehrmacht | Kaserne
1926 - 1945
Boden: Grundlage fur die

Teilbereiche KW, SM
Bodenluft: BTX

laufende Planung
der zivilen An-
schiufnutzung

| Stahiwerk
:| Becker
:( 1908 — 1945

| Britische
-| Streitkrafte

| 1948 - 1992

Stahlwerk mit ver-
schiedenen Nutzungs-
bereichen

Pioniereinheit mit
Werkstatten, Lackie-
rerei, GieRerei, Tank-
stellen und -lager

Boden:

teilweise KW, PAK, SM
Bodenluft: LHKW, AKW
Grundwasser:

ein Teilbereich LHKW

Grundlage fur den
Verkauf der
Liegenschaft sowie
zur Feststellung
der durch die
Britischen Streit-
krafte verursachten
Schaden
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3. BESONDERHEITEN BE! DER BEARBEITUNG VON BODEN-
BELASTUNGEN AUF KONVERSIONSLIEGENSCHAFTEN

Beschreibung der Untersuchungsabldufe

Schon die Beschreibung der wenigen Merkmale der fiinf Modellflichen zeigt deut-
lich die grofe Spannbreite der Eigenschaften von Konversionsliegenschafien und
deren Bodenbelastungen.

Im folgenden wird ein standardisierter Untersuchungsablauf fur die Bearbeitung
von Bodenbelastungen auf Konversionsliegenschaften vorgestellt. Er dient zur
Orientierung und ist dem jeweiligen Einzelfall anzupassen. Bei der Erlduterung des
Standardablaufs wird lediglich auf dic Besonderhciten eingegangen, die im Zu-
sammenhang mit der Konversion von Bedeutung sind.

Der grobe Ablauf bei der Bearbeitung der Boden- und Grundwasserbelastungist in
sieben Schritte gegliedert:

¢ Erfassung/Erstbewertung,

¢ Untersuchungsprogramm,

o Gefihrdungsabschitzung,

¢ Sanierungsuntersuchung,

¢ Sanierungsplan,

¢ Sanierung und

o Nachsorge.

Als Grundstiickseigentiimer ist der Bund im Bedarfsfall zunichst — unabhingig von
einer ggf. vorgesehenen AnschluBnutzung — ausschlieBlich zur Durchfiihrung von
Mafinahmen zur Gefahrenabwehr verpflichtet. Sind solche Mafinahmen erforder-
lich und kurzfristig durchzufiihren, so besteht, falls nicht bereits konkrete Uberle-
gungen fir eine Neunutzung existieren, hdufig allein aus zeitlichen Gniinden nicht
die Moglichkeit, planungsrechtliche Erfordernisse in das Untersuchungs- bzw. Sa-
nierungsprogramm einzubeziehen. Dies hat den Nachteil, daB zu einem spiteren
Zeitpunkt erneute Untersuchungen auf den bereits bearbeiteten Flichen erforder-
lich werden, wobei ggf. auch Doppelarbeiten z B. fiir Sondierungen und Laborun-
tersuchungen anfallen.

Um diesen Nachteil zu vermeiden, ist deshalb — falls irgend méglich — ein abge-
stimmtes Vorgehen mit der stidtebaulichen Planung anzustreben. Im folgenden
Beispiel ist zunichst der Ablauf der stidtebaulichen Planungen dargestellt, und
zwar gegliedert in funf Schritte:

¢ Formulierung der stidtebaulichen Ziele,

¢ stadtebauliche Rahmenplanung,

¢ Bebauungsplan/Vorhabens- und ErschlieBungsplan,

¢ Vermarktung/Realisierung,

¢ Nutzung.
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Abbildung 2 zeigt einen mdglichen parallelen Ablauf der Arbeiten. Zwischen den
beiden Strdngen ,Boden- und Grundwasserbelastung” und ,stidtebauliche Pla-
nung* gibt es bei einer abgestimmten Vorgehensweise vielfiltige Verkniipfungen in
Form von zeitlichen und inhaltlichen Abhingigkeiten. Es sind gegenseitige Infor-
mationen notwendig, Anforderungen an die jeweils andere Seite sind klar zu for-
mulieren und die Abstimmungen zwischen den Beteiligten sollten in einem geplan-
ten ProzeB ablaufen.

Voraussetzung fiir eine derartige Vorgehensweise ist, da bereits so friih wie mog-
lich realisierbare Nutzungsiiberlegungen fiir eine Konversionsfliche angestellt wer-
den. Der Gemeinde als Planungstréigerin kommt damit eine besondere Rolle zu: Sie
kann und sollte das Gesetz des Handelns iibernehmen.

Vom Grundstiickseigentiimer und von den (Sonder-) Ordnungsbehérden verlangt
diese Vorgehensweise, daB sie bei ihren Entscheidungen uiber notwendige MaB-
nahmen bereit sind, auch iiber das Abfall- und Ordnungsrecht hinausgehende An-
forderungen des Planungsrechts friihzeitig zu beriicksichtigen und sich mit dem
Planungstriger iiber eine Kostenteilung zu verstiandigen. Grundsatzlich werden alle
Seiten von einer derartigen zeit- und kostenoptimierten Vorgehensweise pro-
fitieren.

Beschreibung der einzelnen Arbeitsschritte:
Erfassung/Erstbewertung, Untersuchungsprogramm

Fiir den an einer Konversionsliegenschaft Interessierten empfiehlt es sich, mog-
lichst frithzeitig — ggf. bereits vor der tatsichlichen Aufgabe der militirischen Nut-
zung — die derzeit und eventuell kiinftig zustindigen Ansprechpartner der jeweili-
gen Landes- und Bundesbehorden zu kontaktieren,

Am Anfang der Bearbeitung steht eine umfassende Material- und Datenrecherche,
Wichtig in diesem Zusammenhang ist folgendes:

e Nach den Erfahrungen mit den Modellflichen kann bei der Einschatzung des
Kontaminationsverdachts auf einer Liegenschaft in vielen Fillen auf bereits vor-
handene und aus verschiedenen Anlissen erstellte Gutachten zur Umweltsituati-
on zuriickgegriffen werden. Insofern sollte grundsitzlich bei den entsprechen-
den Stellen vor allem bei den Staatlichen Bauamtern, den Bundesvermogensim-
tern sowie ggf. der Wehrbereichsverwaltung nachgefragt werden.

e Die Recherche liefert Anhaltspunkte Gber Art, Menge und Verteilung der
Schadstoffe und ist somit Voraussetzung fur eine Entscheidung iiber Notwen-
digkeit, Ort und Art von Gelinde- und Laboruntersuchungen. Die kosteninten-
siven Nachfolgeuntersuchungen kénnen gezielt geplant werden. Die erste soge-
nannte beprobungslose Projektphase ist somit aus Grinden der Sicherheit und
der Wirtschaftlichkeit von grofer — haufig unterschitzter — Bedeutung.
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Stadtebauliche Planung

stadtebauliche Ziele

Y
Bebauungsplan, Vorhabens-
und ErschlieBungsplan

y

Vermarktung/Realisierung

Nutzung

|

Untersuchung, Bewertung und Sanierung
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Erstbewerlung
Nutzungskonzept
Vorplanung .
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Anforderungen Untersuchungsprogramm
Ziol- und Aufgabenstellung,
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A4 .\
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————————— > Sanierungsuntersuchung
EVc»rh.abens- und o im Hinblick im Hinblick
rschliefilungsplan- stimmung auf die auf die
(vorjentwurf zukiinfige derzeitige
“_____,]L‘E’_'E?_‘.i?_n, Nutzung Nutzung

A

Abstimmung Sanierungsplan
y
gleichzailige Sanierung
Durchfihrung
Nachsorge

© AHU Aachen

Abb. 2: Schnittstellen zwischen der Altlastenbearbeitung und der stadtebaulichen Planung
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Beziiglich der stidtebaulichen Planung liefern die Ergebnisse der Erfassung und
Erstbewertung von Verdachtsflichen auf der Liegenschaft erste Anhaltspunkte auf
eventuelle Bodenkontaminationen. Umgekehrt kénnen sich aus dem Nutzungskon-
zept bzw. der Vorplanung zusiitzliche Anforderungen an den Umfang des Untersu-
chungsprogramms fiir die Gefihrdungsabschitzung ergeben, die iiber das ord-
nungsrechtlich Notwendige hinausgehen kdnnen. Zum Beispiel kann im Rahmen
einer nutzungsbezogenen Untersuchung die besondere Uberpriifung von solchen
Geldndebereichen angezeigt sein, die mit einer empfindlichen Nutzung uberplant
werden sollen.

Gefihrdungsabschitzung .

Auch fiir die Untersuchungen zur Gefihrdungsabschitzung gilt, daB sie moglichst
frithzeitig erfolgen sollten. Soll der Untersuchungszeitpunkt bereits vor Freizug der
Liegenschaft sein, so miissen die Planung und Durchfiihrung der Mallnahmen eng
mit den jeweils zustindigen militérischen wie zivilen Dienststellen abgestimmt wer-
den. Dabei sind insbesondere der Umfang von Gelindearbeiten (Sondierungen,
Probenahmen) sowie dadurch méglicherweise bedingte Beeintrichtigungen des
Dienstbetriebs zu kliren'.

Entsprechend den rechtlichen Grundlagen sind die erforderlichen MaBnahmen zur
Altlastenbearbeitung zuniichst unter dem Aspekt der Gefahrenabwehr durchzufiih-
ren. Sollen auch Untersuchungen zur Feststellung moglicher Bodenbelastungen im
Hinblick auf die geplante AnschluBnutzung durchgefiihrt werden, besteht auch hier
mit den zivilen und u.a. militdrischen Stellen Abstimmungsbedarf. Da es dabei auch
um die Untersuchungskosten und ggf. deren Aufteilung geht, wird nach unseren
Beobachtungen an dieser Stelle des Konversionsprozesses gerne zwischen den
(Sonder-)Ordnungsbehorden und der Liegenschaftsverwaltung ,,gehakelt”, was den
Konversionsprozef} zumindest zeitweise erheblich behindern kann.

Die Ergebnisse der Gefihrdungsabschitzung flieBen in den weiteren stidtebauli-
chen PlanungsprozeB ein. Es kann sich zeigen, daBB — entgegen bestehender Be-
fiirchtungen — sich auch empfindliche Nutzungen ohne grofie Sanierungsmafnah-
men verwirklichen lassen. Umgekehrt ist natiirlich auch denkbar, dafl die Bela-
stungssituation erheblicher ist, als von der Vornutzung abzuleiten war, und deshalb
die bestehenden Nutzungskonzepte auf ihre Realisierbarkeit tberprift werden
miissen,

" siche ausfithrlich MURL NRW und Nds. UM (1992) sowie MURL NRW (1996),
Kapitcl 4 in Teil III
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Sanierungsuntersuchung

Falls erforderlich schiieBt sich an die Gefihrdungsabschitzung als weiterer Bear-
beitungsschritt die Sanierungsuntersuchung an. Sie umfaBt in NRW , die Ermitt-
lung aller wissenschaftlich-technischen, organisatorischen und finanziellen Kriterien
... zur Gefahrenabwehr oder zur Gefahrenvorbeugung fiir eine geplante Nutzung®.

., Yoraussetzungen fur eine Sanierungsuntersuchung ist die Entscheidung der Be-
hérde, da

 von einer Fliche eine Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung ausgeht
und Mafinahmen zur Abwehr dieser Gefahr notwendig sind, wobei geeignete
Mafinahmen nicht auf der Hand liegen (Sanierung nach Ordnungsrecht) oder

¢ sich im Hinblick auf eine beabsichtigte Nutzung oder Nutzungsinderung die
Notwendigkeit fiir eine solche Untersuchung ergeben hat (Sanierung nach
BauGB)“ (MURL NRW 1995).

Die Sanierungsuntersuchung ist der am stiirksten strategisch ausgerichtete Unter-
suchungsschritt bei der Bearbeitung von Altlasten: Inhaltlich geht es um die Vorbe-
reitung von Entscheidungen beziiglich der zukiinftigen Nutzung einer Fliche, der
Sanierungsziele, der Sanierungstechnik und des Einsatzes von meist hohen Fi-
nanzmitteln.

Im Hinblick auf die Sanierungsuntersuchung kann eine planungsbezogene Altla-
stenbearbeitung und/oder altlastenbezogene Planung angezeigt sein. Fiir beide Fille
ein Beispiel:

Planungsbezogene Sanierungsuntersuchung

Mafnahmen zur Gefahrenabwehr konnen im Verhiltnis zu MalBnahmen, die im
Hinblick auf die Gefahrenvorsorge getroffen werden miissen, relativ einfach und
kostengiinstig sein (z.B. die Versiegelung einer kontaminierten Teilfliche als aus-
reichende Sicherungsmafinahme).

Sollen aus stidtebaulichen Griinden die Versiegelung oder vorhandenc Bauwerke
im Zuge der Baureifmachung der Flichen jedoch entfernt werden, so muf} die
Kontamination hinsichtlich der Nutzungsinderung erneut bewertet, ggf. erginzend
untersucht und méglicherweise zusitzliche Mainahmen etwa zum Grundwasser-
schutz ergriffen werden. Anfallender Bodenaushub und Bauwerksreste (Bauschutt)
sind abfallrechtlich zu beurteilen und ggf. sachgerecht zu entsorgen.

Die Nutzungsinderung kann somit Zusatzkosten in erheblichem Umfang zur Folge
haben.
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Altlastenbezogene Planung

Sollen Zusatzkosten vermieden werden oder steht der finanzielle Aufwand in kei-
nem angemessenen Verhiltnis zum Nutzen, so ist eine Anderung der Planung unter
entsprechender Bertiicksichtigung der Altlastensituation unumgénglich.

Zeigt sich aufgrund der Sanierungsuntersuchung, daB z.B. die erforderliche Ent-
sorgung unwirtschafilich ist, muf3 ggf. bei der weiteren Planung auf die vorgesehe-
ne Unterkellerung der Geb4ude in diesem Bereich verzichtet werden,

Sollen auf der Liegenschaft zB. Verkehrsflichen eingerichtet werden, so kann
moglicherweise die damit verbundene Versiegelung in einem bestimmten Rahmen
auch als SicherungsmaBnahme fiir Bodenkontaminationen dienen.

Diese wenigen Beispiele sollen geniigen, um die enge Vernetzung von Planung und
Arbeiten zu Bodenbelastungen gerade in der Phase der Sanierungsuntersuchung zu
zeigen.

Sanierungsplan

r

Der Umgang mit Bodenbelastungen im Bereich einer Altlast wird ggf. durch den
Sanierungsplan gem. § 31 Abs. 4 LAbfG NW geregelt. Die Erarbeitung eines
Sanierungsplans kann durch die zustindige {Sonder-)Ordnungsbehérde vom Ver-
antwortlichen verlangt werden. Soll innerhalb einer Altlast belasteter Boden umge-
lagert werden, muf3 der Sanierungsplan durch die zustindige (Sonder-)Ordnungs-
behorde genehmigt werden. Der Sanierungsplan® stellt nach Art und Inhalt eine
geeignete Abwigungsgrundlage fir die Bauleitplanung dar und kann in die Be-
griindung zum Bebauungsplan iibernommen werden. Der Sanierungsplan kann als
Bestandteil der Begriindung des Bebauungsplans alle wesentlichen Fakten und
Umstinde zur Beurteilung der Bodenbelastungen darstellen. Die Sanierung von
Bodenbelastungen ist vor BeschluB3fassung des Bebauungsplans durch offentlich-
rechtliche Vertrage oder eine Baulast zu sichern, sofern sie nicht vorher durchge-
fiihrt worden ist’.

Am Ende des Gesamtprozesses liegt ein rechtskrifliger Bebauungsplan oder
Vorhabens- und ErschlieBungsplan vor, der die Altlastensituation angemessen
beriicksichtigt. Der hier u.a. als Grundlage dienende Sanierungsplan ist sowohl auf
die Gefahrenabwehr als auch auf die Gefahrenvorsorge ausgerichtet. Die Realisie-
rung der AnschluBBnutzung ist damit planerisch abgesichert.

2 ,Dcr Sanierungsplan soll insbesondere die Ergebnisse der Gefdhrdungsabschitzung und der
Sanierungsuntcrsuchung sowic gecignete MaBnahmen der Verhiitung, Verminderung oder
Bescitigung von Gefahren oder Stérungen der éffentlichen Sicherheit und die dafiir ermittel-
ten Kosten enthalien.” § 31 Abs. 4 LAbIG NW

3 gem, RdErl. 1992, Nr. 2.3.2.5
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Sanierung/Nachsorge

SanierungsmaBnahmen sind je nach Standortsituation vor oder wihrend der Bau-
mafinahme durchzufiihren. Werden sie wihrend der BaumaBnahme durchgefiihrt,
sollten Vorkehrungen z.B. in Form von Zwischenlagern fiir kontaminierten Boden-
aushub getroffen werden, damit die Bauarbeiten nicht behindert werden.

Manche Sanierungsarbeiten vor allem im Grundwasserbereich dauern mehrere
Jahre. Nach dem Aufstellen von entsprechenden Reinigungsanlagen sind hiufig
jahrelange Nachsorgearbeiten fillig. Dies ist bei der weiteren Nutzung der Liegen-
schaft und ggf. bei Kaufvertrigen zu beriicksichtigen.

Kampfmittel

Besteht gleichzeitig fiir eine Liegenschaft ein Kampfmittel- und Altlastenver-
dacht oder sollen festgestelite Altlasten im Zuge der Liegenschaftskonversion sa-
niert werden, sollten die Arbeiten soweit wie méglich im Rahmen des Gesamtkon-
zeptes aufeinander abgestimmt werden. Dabei ist vor allem zu beachten:

¢ Miissen im Zusammenhang mit altlastenbezogenen Untersuchungen Eingriffe in
den Boden wie z.B. Sondierungen, Bohrungen oder Baggerschiirfe durchge-
fiihrt werden, sind angepaBte kampfmittelbezogene VorsichtsmaBnahmen
zu ergreifen (z.B. Versetzen des Bohrgerites bei Bohrwiderstand, Einsatz von
bestimmten Bohrverfahren wie z.B. Flachschnecken). Eventuell entstehende
Mehrkosten trigt der Auftraggeber bzw. Kostenpflichtige fiir die Altlastenun-
tersuchungen.

¢ Fihrt der Kampfimittelriumdienst bei seinen Arbeiten Eingriffe in belasteten
Boden durch, so sind entsprechende altlastenbezogene MalBnahmen zu er-
greifen (z.B. Begutachtung des Untersuchungsbereichs durch die zustindige
(Sonder-)Ordnungsbehorde bzw. einen Altlastengutachter, Festlegung von Ar-
beitsschutzmafBnahmen, abfallrechtliche Beurteilung und Klirung des weiteren
Verbleibs belasteter Aushubmaterialien).

4. PROJEKTMANAGEMENT

Bei der Liegenschaftskonversion stellt der AbstimmungsprozeB zwischen altlastbe-
zogenen und planerischen MaBnahmen sowie — je nach Fallkonstellation — auch
weiteren Arbeitsfeldern aufgrund der komplexen Problematik im allgemeinen hohe
Anspriiche an alle Beteiligten. Arbeitsfelder, die bei der Bearbeitung einer Liegen-
schaftskonversion relevant sein kénnen, sind:

— Projektmanagement,

- Offentlichkeit,
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—~ Boden/Bodennutzung,

— Wasser/Wassernutzung,

—~ Gebiaude/techn, Infrastruktureinrichtungen,Kapmfmittel,
— Sanierungstechnik,

— Stadtplanung/Stadtentwicklung,

— Naturschutz/Griinordnung

— Finanzen, Vermarktung sowie

— Recht/Genehmigungen

Jedes Arbeitsfeld beinhaltet verschiedene Aufgabenpakete und Aufgaben, die in
einem Projektstrukturplan dokumentiert werden.

Es wird empfohlen, zur Planung, Steuerung und Kontrolle der Liegenschaftskon-
version ein Projektmanagement einzusetzen, das sich ausschlieBlich mit den organi-
satorischen Aufgaben befaBt. Die Erfahrung zeigt, daB die Arbeit eines Projektma-
nagers so friih wie moglich beginnen sollte, um von vornherein Irritationen und
Fehler zu vermeiden, die sich sonst auf den gesamten zukiinftigen Ablauf der Kon-
version negativ auswirken kénnten.
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Offentlich-rechtliche Rahmenbedingungen
bei der zivilen Anschlufnutzung von
ehemaligen Militirstandorten

RA Dr. Thomas Mayen,
Fachanwalt fiir Verwaltungsrecht, Bonn

Yorbemerkung

Soll ein ehemaliger Militirstandort einer zivilen Folgenutzung zugefiihrt werden,
sind aus rechtlicher Sicht folgende Grundfragen zu kliren:

- Freigabe des Militirstandorts fiir die zivile Folgenutzung sowohl in bezug auf
die zivilrechtlichen Eigentums- und Nutzungsrechte als auch hinsichilich et-
waiger fachplanungsrechtlicher Widmungen nach § 1 Abs. 3 des Gesetzes iiber
die Landbeschaffung fiir Aufgaben der Verteidigung (Landbeschaffungsge-
setz) vom 23.02.1957 (BGBL. 1S. 134);

- planungsrechtliche Zuldssigkeit der beabsichtigten zivilen Folgenutzung, ge-
gebenenfalls Schaffung von geeignetem Bauplanungsrecht;

- grundsitzliche Genehmigungsfihigkeit der im Rahmen der znv11en Folgenut-
zung beabsichtigten Vorhaben;

- Risiken aufgrund von moglichen Kontaminationen des Militérstandorten mit
Altlasten.

Besonders bedeutsam bei der zivilen Folgenutzung ehemaliger Militirstandorte
ist die zuletzt genannte Problematik von Altlastenkontaminationen. Sind Flichen
mit Altlasten behaftet oder besteht ein solcher Verdacht, kann dies nicht nur fiir
den Verursacher (sofern dieser iiberhaupt feststeht), sondern auch fiir Grund-
stiickseigentiimer oder -pichter sowie auch fiir die planungswillige Standortge-
- meinde gravierende rechtliche Konsequenzen haben. Fiir den Verursacher, aber
auch fiir den aktuellen Eigentiimer oder Pichter besteht die Gefahr, daBl ihm im
Wege ordnungsbehdrdlicher Verfiigung die Sanierung des betreffenden Grund-
stilcks aufgegeben wird, und zwar ohne Riicksicht auf ein etwaiges Verschulden.
Fiir die Gemeinde, die einen ehemaligen Militdrstandort iiberplanen will, werden
schon bei Verdacht von Altlastenkontaminationen besondere Pflichten im Rah-
men der Bauleitplanung ausgeldst; werden diese Pflichten verletzt, so besteht die
Gefahr von Schadcnersatzpﬂxchten unter dem Gesichtspunkt der Amtshaftung
(§ 839 BGB i.V.m. Art. 34 Satz 1 GG).

Dies macht es bei jedem Projekt einer zivilen Anschlufnutzung von ehemaligen

Militdrstandorten fiir alle Beteiligten unabdingbar, sich mit den einschligigen
rechtlichen Rahmenbedingungen rechtzeitig vertraut zu machen.
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Die rechtlichen Rahmenbedingungen, die in diesem Zusammenhang zu beachten
sind, ergeben sich iiberwiegend aus den allgemeinen, auch fiir jeden sonstigen
"Altlastenfall" geltenden Rechtsvorschriften. In den meisten Bundeslindern exi-
stiert noch kein spezielles Altlastengesetz, das Regelungen iiber MaBnahmen und
Eintrittsvoraussetzungen- enthilt; hier mul auf die allgemeinen Vorschriften des
Wasserrechts und des allgemeinen Polizei- und Ordnungsrechts zuriickgegriffen
werden. In Nordrhein-Westfalen finden sich in den §§ 28 ff des Landesabfallge-
setzes (LAbfG NW) einige spezielle Vorschriften, die an die Regelungen des all-
gemeinen Polizei- und Ordnungsrechts ankniipfen und diese bereichsspezifisch
erganzen.

Die ehemalige militirische Nutzung der kontaminierten Flichen wirft allenfalls
cinige spezielle Rechtsprobleme bei der Anwendung dieser allgemeinen Vor-
schriften auf. Spezialvorschriften ergeben sich lediglich fiir den Fall, daB die be-
treffenden Militirstandorte von ausldndischen Streitkriften bislang genutzt wor-
den waren. '

Risiko ordnungsbehdrdlicher Inanspruchnahme bei Vorhanden-
sein oder Verdacht von Altlasten

Sind Militirstandorte mit Altlasten kontaminiert oder besteht der Verdacht einer
solchen Kontamination, so besteht fiir die zustindigen Behtrden ein vielfaltiges
Arsenal von behérdlichen UberwachungsmaBnahmen. Diese reichen vom Betre-
ten der Grundstiicke und Auskunftsverlangen iiber SicherungsmaBnahmen (z.B.
Einzdunung, Nutzungseinschrinkung) und Untersuchungsmanahmen hinsicht-
lich Art und Umfang der Kontamination bis hin zur Anordnung der Sanierung der
jeweiligen Altlasten auf Kosten des Adressaten der Verfiigung.

Grundlage fiir derartige behordliche UberwachungsmaBnahmen sind in Nord-
rhein-Westfalen die §§ 28 ff LAbfG NW i.V.m. einigen Vorschriften des OBG
NW, auf die im LAbfG NW verwiesen wird.

" Voraussetzung fiir eine rechtméBige behtrdliche Inanspruchnahme ist danach

- das Vorliegen einer Altlast bzw. einer Altlastenverdachtsfliche,

- die ordnungsrechtliche Verantwortlichkeit der in Anspruch genommenen Per-
sonen,

- die RechtmiBigkeit des angeordneten Mittels und

- die fehlerfreie Ausiibung des der Behorde fiir ihre Entscheidung erdffneten

Ermessens.

Mit den Begriffen der Altlast bzw. der Altlastenverdachtsfldche wird das aus dem
allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht bekannte Begriffspaar der Gefahr bzw.
des Gefahrenverdachts altlastenspezifisch konkretisiert.



"Altlasten" sind nach der Legaldefinition des § 28 Abs. 1 LAbfG NW Altablage-
rungen und Altstandorte (Definition dieser Begriffe in § 28 Abs. 3 LAbfG NW),
von denen nach den Erkenntnissen einer im einzelnen Fall vorausgegangenen
Untersuchung und einer darauf beruhenden Beurteilung durch die zustindige Be-
horde Gefahren fiir die offentliche Sicherheit oder Ordnung ausgehen. Damit
wird auf den Gefahrenbegriff des § 14 OBG NW und seine Konkretisierung
durch die Rechtsprechung verwiesen. Eine solche Gefahr ist im Zusammenhang
mit Altlasten-gegeben, wenn die betreffenden Altlasten zu einer Kontamination
des Bodens und/oder der Gewisser (einschlieBlich des Grundwassers) gefiihrt
haben.

Mit der Einfiihrung des Begriffs der "Altlast-Verdachtsflichen" und den hieran
ankniipfenden spezifischen Mallnahmen der §§ 29-31 Abs. 1 und 2 LAbfG NW
hat der Gesetzgeber in Nordrhein-Westfalen die schwierige und in vielem immer

“noch kontroverse Fallgruppe des Gefahrenverdachts einer Regelung zugefiihrt.
"Altlast-Verdachtsflichen" sind Altablagerungen und Altstandorte i.S.d. § 28
Abs. 3, bei denen ein hinreichender Verdacht besteht, daB von ihnen eine Gefahr
fiir die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung ausgeht oder kiinftig ausgehen kann.
Diese Definition entspricht derjenigen des Gefahrenverdachts fiir den Bereich der
Altlasten. Die Unterscheidung hat Bedeutung fiir die jeweils zuldssigen behordli-
chen MaBnahmen (niher unter 5).

Eine in der Praxis wesentliche Ralle spielt die Frage der Ordnungspflicht. § 31
Abs. 2 Satz 1 LAbfG NW verweist insoweit auf die §§ 17, 18 OBG NW. Ord-
nungspflichtig sind der Verursacher der Gefahr (Verhaltensstorer) sowie der Ei-
gentiimer oder Inhaber der tatséchlichen Gewalt derjenigen Sache, von der eine
Gefahr droht (Zustandsstorer). Andere Personen (Nichtstorer) diirfen lediglich
gegen Entschddigung in Anspruch genommen werden. Rechtssystematisch ist die
ordnungsbehordliche Verantwortlichkeit eine objektive Gefahrdungshaftung. Auf
ein Verschulden des Verhaltens- oder Zustandsstorers kommt es nicht an.

Fiir die Annahme einer Verhaltensstorerhaftung muB die Verursachung der Kont-
amination durch den Adressaten der OrdnungsmaBnahme zweifelsfrei nachge-
wiesen werden. Verbleibende Zweifel gehen zu Lasten der Behérde. Steht fest,
daB mehrere Personen Verursachungsbeitrige geleistet haben, 148t sich der Um-
fang der jeweiligen Beitréige aber nicht mehr ermitteln, kommt eine Inanspruch-
nahme als Verhaltensstorer nicht in Betracht; § 830 BGB ist nicht entsprechend
anwendbar.

Zustandsstorer ist der Eigentiimer oder der Inhaber der tatsichlichen Gewalt an
der Sache, von der eine Gefahr ausgeht oder droht. Hier werden die Nachtgile der
verschuldensunabhingigen Gefiahrdungshaftung des allgemeinen Polizeirechts
besonders deutlich.

Wegen der insbesondere im Zusammenhang mit Sanierungsverfiigungen verbun-
denen extrem hohen Kostenbelastung des in Anspruch Genommenen sind inso-
fern Korrekturen notwendig. Entsprechende Uberlegungen zur Eingrenzung vor
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allem der Zustandshaftung setzen an bei den Grenzen der Sozialbindung des Ei-

_gentums, die zu einer Beschrinkung der Polizeipflicht des Zustandsstorers auf die
blofie Duldung (ohne Kostentragung) fiihren sollen, sofern der Eigentiimer die
Bodenverunreinigung weder verursacht noch gebilligt oder erkannt hat; andere
Uberlegungen setzen an bei der Frage einer Legalisierung durch behdrdliche Ge-
nehmigung oder staatliche Duldung. In der Rechtsprechung sind derartige Uber-
legungen bislang nur in Ansétzen behandelt.

Besondere Probleme stellen sich zudem im Zusammenhang mit einer Rechts-
‘nachfolge in die Storereigenschaft. Sowohl beim Verhaltensstorer wie auch beim
Zustandsstorer wird eine Rechtsnachfolge in die Polizeipflicht anerkannt. Dies
filhrt zu Unbilligkeiten insbesondere bei sehr lange zuriickliegenden Altlasten
(sog. Uraltlasten). In der Rechtsprechung sind entsprechende Korrekturen iiber
die Rechtsinstitute der Verwirkung und/oder der Verjdhrung vorgenommen wor-
den.

Kommen mehrere ordnungspflichtige Personen als Adressaten einer Sanierungs-
anordnung etc. in Betracht, so besteht fiir die Behorde grundsitzlich ein Ermes-
sen, wen sie in Anspruch nehmen will. Die Faustformel "Verhaltensstorer vor
Zustandsstorer” ist in dieser Allgemeinheit zu pauschal. Rechtlich muf} sich die
Behorde insbesondere von dem Gedanken der Effektivitidt der Gefahrenabwehr
leiten lassen. Ausgleichsanspriiche analog § 426 BGB des in Anspruch genom-
menen Storers gegeniiber dem nicht in Ansprych genommenen Stérer werden in
der Rechtsprechung bislang nicht anerkannt.

Speziell bei Altlastenkontaminationen ehemaliger Militdrstandorte besteht die
Besonderheit, dal die Kontaminationen durch den Bund verursacht worden sind
oder die betreffenden Flichen noch in der tatséichlichen Gewalt oder im Eigentum
des Bundes stehen. Dies wirft die Frage nach der sogenannten Polizeipflicht von
juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts auf. Die Rechtsprechung geht heute
iiberwiegend davon aus, daf§ auch juristische Personen des offentlichen Rechts
dem materiellen Polizeirecht unterliegen und insofern "Storer” sein konnen.
Richtigerweise kdnnen sie auch Adressaten entsprechender ordnungsbehordlicher
Verwaltungsakte sein. Fiir unzuléssig gehalten wird es indes, wenn derartige An-
ordnungen gegeniiber juristischen Personen des dffentlichen Rechts mit den Mit-
teln des Verwaltungszwangs durchgesetzt werden. Dies kann indes nicht dazu
fiihren, daB die behordliche Storerauswahl in Fillen, in denen neben Privatperso-
nen auch juristische Personen des 6ffentlichen Rechts als Storer vorllegen, stets
zu Lasten des Privaten ausfallen wiirde.

In bezqg auf die Art des angeordneten Mittels lassen sich folgende Anforderun-
gen unterscheiden:

a) Welche MaBnahmen die Behorde im einzelnen treffen darf, hdngt zunichst
davon ab, ob es sich um eine Altlast oder um eine Altlast-Verdachtsfliche
handelt.
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Liegt eine Altlast vor, trifft die zustdndige Behorde nach pflichtgeméBem Ermes-
sen und unter Beriicksichtigung des Grundsatzes der VerhiltnismiBigkeit die

- notwendigen MaBnahmen zur Gefahrenabwehr; dies sind insbesondere Dekonta-
minations- und SicherungsmafBnahmen (§ 31 Abs. 3 LAbfG NW).

Entsprechend den allgemeinen polizeirechtlichen Grundsitzen 148t das Gesetz bei
Vorliegen einer bloBen Altlast-Verdachtsfliche nur eingeschrinkte MaBnahmen
zu. Allerdings bestehen Unterschiede. Wihrend nach allgemeinen polizeirechtli-
chen Grundsitzen bei Vorliegen eines bloBen Gefahrenverdachtes die Behdrde
nur dazu berechtigt ist, von dem betreffenden Ordnungspflichtigen die Duldung
von' Gefahrerforschungsmanahmen zu verlangen, die von der Behorde selbst auf
eigene Kosten vorzunehmen sind, sehen die §§ 29 ff folgenden MaBnahmenka-
non vor:

- Durchfiihrung von Erhebungen iiber Altlast-Verdachtsflichen durch die zu-
stindigen Behorden nach Mafigabe des § 29 LAbfG NW (insbes. Mitteilungs-
pflicht fiir Eigentiimer und Nutzungsberechtigte gem. § 29 Abs. 4). Fiihrung
eines Altlastenkatasters (§ 30 LAbfG NW).

- Bewertung der nach § 29 LAbfG NW gewonnen Tatsachen und Durchfiihrung
der notwendigen MaBnahmen -der Geféhrdungsabschitzung (§ 31 Abs. 1
LAbfG NW). Unter "Geféhrdungsabschiitzung” versteht das Gesetz die "not-
wendigen MaBnahmen zur Untersuchung und Beurteilung, um festzustellen,
ob von der einzelnen Altlast-Verdachtsfliche Gefahren fiir die 6ffentliche Si-
cherheit ausgehen, welcher Art die Gefahren sind, welchen Umfang und wel-
ches AusmaB sie haben” (§ 31 Abs. 1 LAbfG NW). Diese MaBnahmen sind
von der Behorde zunidchst auf eigene Kosten durchzufiihren; bestitigen die
Untersuchungen das Vorliegen einer Altlast, kann sie - abweichend von den
allgemeinen polizeirechtlichen Grundsitzen - von den polizeirechtlich Verant-
wortlichen die Erstattung des notwendigen Aufwands verlangen (§ 31 Abs. 7
Nr. 1 LAbfG NW).

Besteht aufgrund konkreter Anhaltspunkte der hinreichende Verdacht des Be-
stehens einer Altlast, kann die Behorde anordnen, daB die polizeirechtlich
Verantwortlichen bestimmte Untersuchungen zur Ermittlung von Art, Umfang
und AusmaB der Altlastverdachtsfliche - auf eigene Kosten - durchfiihren
(§31 Abs.2 Satz 1 LAbfG NW). Diese Fallgruppe betrifft bereits einen Be-
reich, der nach herkdmmlicher polizeirechtlicher Dogmatik nicht mehr als Ge-
fahrerforschung, sondern als Gefahrenabwehr anzusehen ist. Nach allgemeinen
polizeirechtlichen Grundsitzen sind solche MaBnahmen nur zulissig, wenn
das "Ob" einer Altlastenkontamination feststeht; hieriiber geht das Gesetz in
§ 31 Abs. 2 LAbfG NW hinaus, da es nur konkrete Anhaltspunkte fiir den hin-
reichenden Verdacht einer Altlast, d.h. einer Gefahr (vgl. § 28 Abs. 1 LAbfG
NW) verlangt.

b) Fiir alle anzuordnenden MaBnahmen gelten daruber hinaus zwei weltere ge-
meinsame Anforderungen:
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- Das Mittel muB verhéltnism#Big, d. h. geeignet, erforderlich und zumutbar
sein. Die Voraussetzung ist:

- Die angeordneten MaBnahmen miissen zudem stets hinreichend bestimmt
sein.

Besondere rechtliche Probleme stellen sich bei Altlastenkontaminationen von
Militdrstandorten, die in der Nutzung auslidndischer Streitkrifte standen oder ste-
hen, Wegen der volkerrechtlichen Immunitit auslidndischer Streitkrifte ist es den
deutschen Ordnungsbehdrden untersagt, im Wege der polizeirechtlichen Ord-
nungsverfligung gegen die Streitkrifte vorzugehen. Die volkerrechtlichen Vertré-
ge, die fiir Fragen aus den Stationierung auslindischer Streitkrifte auf deutschem
Gebiet geschlossen worden sind, enthalten Regelungen auch fiir die Altlastenfra-

ge.

Fiir Nordrhein-Westfalen ist insofern das NATO-Truppenstatut und das Zusatz-
abkommen zum NATO-Truppenstatut maBgeblich. Danach steht den auslidndi-
schen Streitkridften auf dem Gebiet der ihnen iiberlassenen Liegenschaften eine
eigenstindige Polizeigewalt zu (Art. 53 Abs. 4 Zusatzabkommen zum NATO-
Truppenstatut). Wird eine Altlast oder Altlastenverdacht auf einer militérischen
Liegenschaft festgestellt, die in der Nutzung ausldndischer Streitkrifte steht, so
sind die betreffenden ausldndischen Truppen zwar verpflichtet, die Rechtsvor-
schriften der Bundesrepublik Deutschland zu beachten. Bei der Durchsetzung
dieser Anforderungen sind die deutschen Behorden aber auf die Zusammenarbeit
mit den ausldndischen Truppen verwiesen (Art. 53 Abs. 4 Zusatzabkommen zum
NATO-Truppenstatut), so daB die Durchsetzung letztlich von einer Einigung mit
den auslindischen Streitkriften abhingt.

Solange die militirisch genutzten Liegenschaften noch in der Nutzung der aus-
lindischen Streitkrifte stehen, trifft diese keine eigenstindige Gefahrerfor-
schungs- und Gefahrenabwehrpflicht. Die Polizeigewalt gemdfl Art. 53 Zusatz-
abkommen zum NATO-Truppenstatut ist nur auf Belange der Verteidigung be-
schriinkt; aus der Verpflichtung der NATO-Streitkrifte zur Erhaltung, Instandset-
zung und Instandhaltung der ihnen iiberlassenen Liegenschaften (Art. 48 Abs. 4
Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut) wird man nicht notwendig auf eine
Sanierungspflicht schlieBen konnen, da den ausldndischen Truppen insofern-ein
Wahlrecht zwischen Restitution und Entschidigung zusteht (vgl. Abs. 2b) Unter-
zeichnungsprotokoll zu Art. 41 Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut).

Eine unmittelbare Kostentragungspflicht der auslindischen Streitkrifte bei Ver-
letzung der Instandhaltungspflicht des Art.48 Abs.4 Zusatzabkommen zum
NATO-Truppenstatut besteht nur gegeniiber dem Bund, Anspriiche Dritter
(Lander, Gemeinden, Private) sind unmittelbare gegen den Bund zu richten, der
insofern "vorlagepflichtig” ist. Sie bestehen im iibrigen nur nach MaBgabe der
Gesetze der Bundesrepublik Deutschland.

Dem Adressaten ordnungsbehordlicher MaBnahmen stehen die Rechtsmittel des
Widerspruches und der Anfechtungsklage zur Verfligung. Beide sind jeweils in-



III.

nerhalb eines Monats nach Zustellung der Ordnungsverfiigung bzw. des Wider-
spruchsbescheids zu erheben. Widerspruch und Anfechtungsklage haben auf-
schiebende Wirkung (Art. 80 Abs. 1 VwGO). Die zustindige Behorde kann inso-
fern die Anordnung der sofortigen Vollziehung nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO
anordnen. Hiergegen kann der Betroffene beim Verwaltungsgericht die Wieder-
herstellung der aufschiebenden Wirkung seines Widerspruchs/seiner Anfech-
tungsklage beantragen.

Pflichten fiir die planende Standortgemeinde

Uberplant die Standortgemeinde einen ehemaligen Militirstandort im Wege der
Bauleitplanung, darf sie keine Festsetzungen treffen, die zu Gesundheitsgefahren
fiir die kiinftigen Nutzer des Plangebietes fiihren. Derartige Gesundheitsgefahren
kénnen auch von Altlastenkontaminationen des zu iiberplanenden Gebietes aus-
gehen. Bestehen Anhaltspunkte filr mogliche Altlasten, muB die Gemeinde die-
sem Verdacht nachgehen und entsprechende Priifungen und Untersuchungen
durchfiihren. Nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB besteht zudem eine Pflicht zur Kenn-
zeichnung solcher Altlastenverdachtsflichen. Diese Kennzeichnung hat aller-
dings keinen rechtsverbindlichen Charakter. Ihr Fehlen beriihrt daher nicht die
Wirksamkeit des Bebauungsplanes; das Fehlen einer Kennzeichnung kann jedoch
auf mogliche Abwiégungsfehler hindeuten, Festsetzungen, die zu Gesundheitsge-
fahren fiihren, sind hingegen richtig.

VerstoBt die Gemeinde gegen diese Verpflichtungen im Rahmen der Bauleitpla-
nung, kann sie sich unter dem Gesichtspunkt der Amtshaftung schadenersatz-
pflichtig machen. Ein solcher Ersatzanspruch besteht nur, wenn die Gemeinde ein
Verschulden trifft und durch den Planungsfehler Gesundheitsgefahren ausgelost
werden. Der Kreis der Ersatzberechtigten ist zudem nach der Rechtsprechung be-
schrinkt. Hierzu zihlen Grundstiickseigentiimer, die die Absicht haben, ein
Grundstiick gemi8 den Festsetzungen des Bebauungsplanes zu bebauen, um dort
spiter zu wohnen oder es nach der Bebauung entsprechend dem Bebauungsplan
weiter zu verduBern; nicht geschiitzt sind Personen, die rein wirtschaftliche Inter-
essen verfolgen. Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes zu diesen Fragen
ist noch nicht abgeschlossen.
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Dipl.-Geol. Karsten Heine, Oberfinanzdirektion Hannover

Zentrale Altlastenbearbeitung auf Bundesliegenschaften

I Auftrag und Aufgaben der OFD Hannover als Leit-OFD fiir die
Altlastenerkundung und -sanierung auf Bundesliegenschaften

Das Bundesministeriums far Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau hat in
Abstimmung mit dem Bundesfinanzministerium, Bundesverteidigungsministerium
und Bundesumweltministerium im Jahr 1992 die

Richtlinie fiir die Planung und Ausfiihrung der
Sicherung und Sanierung belasteter Bden

herausgegeben. Dieser Richtlinie liegen die Grundsatze und Empfehlungen aus dem
Sondergutachten ‘Altlasten’ des Sachverstdndigenrates fir Umweltfragen vom
Dezember 1989 zugrunde.

Mit der Richtlinie werden organisatorische und grundsétzliche Verfahrensschritte bei
der Erkundung, Planung und Durchflihrung von Altlastensanierungen im
Zustandigkeitsbereich der Finanzbauverwaltung geregelt. Danach sind fir die
Durchfiihrung dieser Aufgaben die Landesbauverwaltungen nach den Verfahren der
RBBau zustandig.

Im Rahmen der Einfiihrung der Richtlinie mit Datum vom 04.11,1992 wurde die OFD
Hannover als Leit-OFD benannt.

Bereits 1991 erhielt die OFD Hannover vom Bundesverteidigungsministerium den
Auftrag zur Durchfiihrung von Altlastenuntersuchungen (Erstbewertung und
Gefahrdungsabschatzung von  Altlastverdachtsflichen  auf  struktursicheren
Liegenschaften) in den neuen Bundeslandern Damit verbunden waren auch
grundsatzliche Aufgaben, u.a.:

OFD Hannover
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die Erarbeitung von Handlungsanweisungen fiir die Beteiligung der
zustandigen Baudienststellen und Bereitstellung der erforderlichen Plan- und
Vertragsunterlagen

die Planung und Durchfilhrung von Sanierungs- und SicherungsmaBnahmen
die Aufstellung von Kosten- und Ausgabeplénen

Im Zuge der Ermennung der OFD Hannover als Leit-OFD durch den BMBau kamen
weitere Aufgabenbereiche hinzu.

1

56

Aufsteilung von Datenbanken zu:

o durchgefiihrten Untersuchungen
« typischen Schadstoffbelastungen
« typischen Sanierungsmethoden
¢ Ingenieurbiros und Fachfirmen

Unterstiitzungsleistungen fir die értlichen Bauverwaltungen
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i Arbeitshilfen Altlasten

Im Rahmen der Abwickiung der Auftrige des BMBau und BMVg hat die OFD
Hannover zu allen wesentlichen Aufgaben der Altlastenerkundung und -sanierung
Arbeitshinweise und Vertragsmuster erarbeitet. Bereits 1991/1992 wurde das

Vorldufige Handluhgskonzept zur Erfassung und Erkundung von
Altlastverdachtstiichen auf Bundeswehrliegenschaften

im Auftrag des BMVg erarbeitet und der Bauverwaltung bundesweit zur Verfligung
gestelit. Das Handlungskonzept wurde seitdem standig fortgeschrieben und wird in
Kirze durch die

. Arbeitshilfen Altlasten
(Arbeitshiifen zur Anwendung der baufachlichen ‘Richtlinie fur die Planung
und Ausfiihrung der Sicherung und Sanierung belasteter Béden’ des BMBau
fir Liegenschaften des Bundes)

abgeldst.

Die Inhalte der Arbeitshilfen sind mit dem Bundesumweltministerium abgestimmt und
werden mit ErlaB des BMBau flr die Bauverwaltung verbindlich eingefihrt.

Folgenden Inhalte finden sich in den Arbeitshilfen: Abb. 1 einfiigen

1 Textteil
« Definitionen wuchtlger Begnffe
¢ Zustandigkeiten
« Verfahrensregelungen / Verfahrensinhalte
o Hinweise zu Richt- und Grenzwerte
« Beprobungslose Erkundungsméglichkeiten
« Datenerfassung / Datenverarbeitung
« Bewertungsverfahren
» Kostenschétzungen

2 Anlagen

» Leistungskataloge, Lelslungsverzelchnlsse Vertragsmuster zu
- Erstbewertungen Phase | .
- Gefahrdungsabschatzung Phase Il
- Sicherung/Sanierung Phase lll in Vorbereitung
- Luftbildauswertungen
- geophysikalischen Untersuchungen von Bohrungen und

GrundwassermeBstellen
. » Aligemeine, zusatzliche und erganzende Vertragsbedingungen
« Erfassungsblétter und zugehdrige Kataloge-

OFD Hannover
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« Leitfaden Arbeitssicherheit bei der Planung und Ausfiihrung der Sicherung
und Sanierung belasteter Bdden

« Richtlinie fur die Planung und Ausfilhrung der Sicherung und Sanierung
belasteter Béden

3 Datenerfassung und Datenvérarbeitung Abb. 2 einfligen

Der Umfang an Informationen, die bundesweit im Rahmen von
Altlastenuntersuchungen anfallen, hat inzwischen ein AusmaB angenommen, daB
deren Erfassung, Verarbeitung und Verwaltung nur noch EDV-gestiitzt erfolgen kann
bzw. sinnvoll ist. Zur Unterstiitzung der Altlastenerkundung und Sanierung hat die
OFD Hannover ein DV-Konzept fir ein Fachinformationssystem Altlasten (FIS -
Altlasten) entwickelt.

Dezentral werden die notwendigen Daten mittels der Erfassungsprogramme EFA 1/I|
erfaBt. In der Regel geschieht dies durch Ingenieurblros im Rahmen der Abwicklung
von Untersuchungsauftragen.

Die eigentliche Altlastendatenbank, das INformationsSystem Altlasten (INSA), dient
der zentralen Erfassung, Speicherung und Auswertung aller Daten, die in der
Bauverwaltung im Rahmen der Altlastenerkundung anfallen. INSA ist ausschiief3lich
zum Gebrauch in den Bauverwaltungen, Ministerien und der Leit-OFD und dem
" damit verbundenen Informationsaustausch untereinander vorgesehen.

Im Rahmen der Integration von INSA in ein Geographisches Informationssystem
wurde zur Erzeugung von Fachplanen die Teilanwendung Fachinformationssysten
(FIS) Altlasten entwickelt. Es ist ein Baustein des Digitalen Liegenschaftsmodells
(DLM). Bereits erfaf3te geographische Daten werden fiir die Bearbeitung mit dem
FIS Altlasten nutzbar gemacht. Die graphische Anwendung enthélt u.a. Funktionen
zur geometrischen Erfassung von’ kontaminationsverdachtigen Flachen, sowie zur
Erstellung diverser Fachpldne als graphische Reports der INSA-Datenbank. Die
Ubernahme von z.B. Luftbildern, Luftbildkartierungen und Lageplénen ist méglich.
Die erfaBten Kontaminationsverdachtigen Flachen und Probenahmepunkte kénnen
in Planen der Liegenschaft (Deckfolienprinzip mit thematischen Karten) dargestelit
werden.

4 KOSAL - Kostenabschéatzung bei der Sanierung von Altlasten

Auf der Basis einer vom Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und
. Reaktorsicherheit (BMU) entwickelten Systematik zur Kostenabschatzung bei der
Sanierung von Altlasten hat die OFD Hannover im Auftrag des BMBau das EDV-
System KOSAL umgesetzt.

Mit KOSAL, daB zusammen mit INSA und den EFA-Programmen eingefihrt wird,
kénnen nutzungs- und flachenspezifische Kostenschatzungen durchgefiihrit werden.
Je héher das erreichte Beweisniveau der durchgefiihrten Untersuchungen, desto
sicherer und praziser naturgemaf3 die Kostenschitzung. KOSAL beinhaltet

OFD Hannover
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Kostenfunktionen von der Gefdhrdungsabschatzung Uber 30 verschiedene
Sicherung-/Sanierungsmethoden bis zur Nachsorge. )

Abb. 3 einfiigen

4.2 Bewertungsverfahren

Die Gefahren fur die Schutzgiter Boden, Wasser, Mensch, die in den
entsprechenden Untersuchungsphasen festgestellt werden, sind weséntliche
Grundlagen flr die Bewertung der kontaminationsverdachtigen Fldchen.

Nach jeder Phase wird angestrebt eine-formalisierte Bewertung durchzufiihren. Das

Ergebnis dient als Entscheidungshilfe bei der Priorisierung weiterer Schritte. Es soll
sichergestellt werden, daB Altlasten mit dem gréBten Geféhrdungspotential auch mit
hochster Prioritat bearbeitet werden. '

Formailsierte Bewenuhg von zentraler Stelle nach einheitlichen Kriterieen

BEMA Bewertungsmodell Altlasten

MAGMA Modell zur Abschitzung der Gefahrdung durch militarische und
Riistungsaltlasten ’

OFD Hannover
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il Arbeitshilfen Schadstoffinformation Abb. 4 einfiigen

Ebenfalls im Auftrag des BMBau wurde eine ‘Schadstoffinformation zur Anwendung
der baufachlichen Richtlinie’ erarbeitet und in Form einer 4-bandigen
Loseblattsammlung eingefihit. Sie beinhaltet die Schadstoffinventarisierung von ca.
180 kontaminationsverursachenden, tiberwiegend militarischen Nutzungen.

Abb. 5 einfligen

Den Nutzungen, die wie z.B. Tankanlagen auch hdufig im zivilen Bereich anzutreffen
sind, ist ein typisches Schadstoffinventar zugeordnet. Fiir ca. 450 Schadstoffe sind
chemische, physikalische und toxische Stoffdaten in  sogenannten
Schadstoffdatenbléttern enthalten, u.a. auch die Stoffgefahrlichkeit r, (Boden,
Wasser, Luft) fir das Bewertungsverfahren bach Baden-Wirtemberg.

Die Schadstoffinformation ‘ist in allen Phasen der Altlastenkundung und Sanierung
einsetzbar.

. Ableitung eines vermuteten Schadsloffinventars durch bestimmte Nutzungen
Planung von Untersuchungsprogrammen
Bewertung chemischer, physikalischer und toxischer Eigenschften vermuteter
oder nachgewiesener Stoffe

. Bereitstellung von nutzungs- und schadstoffspemﬁscher Daten zur Ge-
fahrdungsabschétzung und formalisierten Bewertung
. Bereitstellung von Informationen fur die Sicherung und Sanierung belasteter

Béden, u.a. Hinweise zum Arbeitschutz und MaBnahmen zur Ersten Hilfe

Geplant ist ‘auf der Basis der Schadstoffinformation eine Schadstoffdatenbank
umzusetzen, die ein weiteres Modul im- Fachinformationssystem Altlasten bilden
wird. Die Realisierung dieses Projektes geschieht derzeit in Abstimmung mit dem
Bundesumweltministerium, verteten durch das Umweltbundesamt (UBA) in Berlin fir
zwei verschiedene Nutzergruppen.
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v ualitdtssicherun un -kontroll von - laboranalytischen

Untersuchungen im Bereich der Altlasterkundung und -sanierung
auf Bundesliegenschatften

Um die Qualitatssicherung und -kontrolie fiir durchzufilhrende Untersuchunigen bei
der Erkundung und auch Sanierung zu gewahrleisten, wurde 1995 eine
Verwaltungsvereinbarung zwischen der OFD Hannover und der Bundesanstait fir
Materialforschung und -prifung (BAM) in Berlin geschlossen. Folgende
grundsatzliche Ziele verfolgt die Verwaltungsvereinbarung: :

Abb. 6 einfiigen

s Sicherstellung der Zuverlassigkeit und Vergleichbarkeit von Priifergebnissen
altlastrelevanter Untersuchungen

s Steigerung der Zuverlassigkeit von Probenahmeverfahren, Verbesserung von
Prazision und Richtigkeit laboranalytischer Bestimmungsverfahren

* Entgegenwirken eines standigen Preisverfalles von Laboruntersuchungen auf
Kosten der Qualitét

Um diese Ziele zu erreichen wurde ein Anerkennungsverfahren fir Priflaboratorien
definiert: '

« Definition erforderlicher Richtlinien zur Probenahme 'und zu analytischen
Bestimmungsmethoden fur die Medien: Wasser, Boden, Bodenluft

« Uberpriifung akkreditierter Laboratorien auf Antrag -

¢ Anpassung von Untersuchungs- und Analyseverfahren an den neuesten Stand
der Technik

« Uberwachung anerkannter Laboratorien:

- Uberpriifung der Einhaltung ‘der Richtlinien zur Probennahme wéhrend
durchzufiihrender Arbeiten im Geldnde unter Berlcksichtigung verschiedener
Medien.

- Durchfthrung von Ringversuchen

- Uberprifung im~ Rahmen von Laborbegehungen (Laborprotokoll-biicher,
laborintemen Qualitétssicherungssystemen (Eigentber-wachung))

OFD Hannover
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\Y Projektbezogene Bearbeitung von Altlasten auf Bundesliegen-
schatften

Folgende Projekte begleitet, bzw. fiihrt die OFD Hannover im Auftrag verschiedener
Bundesministerien bzw. in Zusammenarbeit mit der értlichen Bauverwaltung durch:

Abb. 7 einfiigen
Abb. 8 einfiigen

. Altlastenprogramm der Bundeswehr
Untersuchungsprogramm auf allen struktursichen Liegenschften der
Bundewehr in den neuen und alten Landern

. Altlastenuntersuchungen auf ehem. Liegenschaften der WGT (GUS-Streit-
krafte), Durchfiihrung von SofortmaBnahmen zur Gefahrenabwehr

. Altlastenuntersuchungen auf Konversionsliegenschaﬂeri (freiwerdende
militarische Liegenschaften, i.W. der britischen und amerikanischen
Streitkrafte) o

. Untersuchungen aus verschiedenen Anlassen, z.B.:

Konversionsliegenschaften der Bundeswehr
An- und Verkauf von Liegenschaften
Umnutzung von Liegenschaften, z.B. BaumafBnahmen

Eine wichtige Aufgabe spielen auch Unterstiitzungsleistungen der Leit-OFD fir die .
Finanzbauverwaltung der Lander z.B. in Form von Beratung, Organisation und
Durchfiihrung von Schulungsprogrammen, Durchfihrung von formalisierten
Bewertungen / Kostenschatzungen in konkreten Féllen. :
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Oberfinanzdirektion Hannover

' Fachinformationssystem Altlasten

Erfassung von Erfassung von
Vermessungsdaten Fachdaten
Datenerfassingsprogramm
Digitalisisrung von :
Lagepkinen )
Luftbildauswertungen
Ubemahme von AKTIS-Daten -
Fachschale Altlasten
Geographisches
Auswertungen Thematische Karten Form. Bewertung Kostenplanung




Oberfinanzdirektion

Hannover KOSAL Stand
Landesbauabteilung Kostenabschétzungsmodell 1/96

Bau 21 Altlasten

KOSAL ermoglicht bereits in der Phase | eine erste Kostenschétzung

KOSAL-Systematik wurde im Auftrag des Bundesumweltministeriums
entwickelt. Das EDV-Programm wurde durch die Fa. Focon,
Aachen im Auftrag der OFD Hannover erstellt

KOSAL deckt die Arbeitsschritte von der Gefdhrdungsabschétzung bis
zur Nachsorge ab

KOSAL besteht aus vier Moduien:

Im Modul 1 werden die Eingangsinformationen, d.h. die erforderlichen
Daten der kontaminationsverddchtigen Flachen (KVF) einer
Liegenschaft aufbereitet

Im Modul 2 findet eine Gefahrenbeurteilung fur jede KVF statt

im Modul 3 wird die Verfahrensauswahl getroffen

Im Modul 4 wird die Kostenermittiung durchgefhrt




Olwechselhalle
KVS-Codierung: 25100
Kategorie des Umweltgefahrdungspotentials: 3.4

Informationen:

Gesonderte Olwechselhallen in Form von Olwechselboxen sind Bestandteil groBerer
Instandsetzungseinrichtungen. Ihre Zweckbestimmung besteht in der Durchfiihrung des
Olwechsels und des Abschmierens der Kfz- und Panzertechnik. :

In kleineren Einrichtungen erfolgt der Olwechsel und das Abschmieren in  einem
Wartungspunkt (->). In diesem Falle wird das Altél mit einer tragbaren OlablaBwanne
aufgefangen und in Rollreifenfissern gesammelt. Das Frischél wird aus Olkannen aufgefillt.
Olwechselboxen dagegen verfiigen iiber eine Arbeitsgrube.. Das aus den Fahrzeugen
abflieBende Altsl wird von Olauffangvorrichtungen aufgenommen. Von dort gelangt es
entweder tber ein Rohrleitungssystem im freien Gefille in  unterirdisch aufgestellte
Altolbehilter oder es wird mittels einer Pumpe in auBerhalb des Gebdudes stehende
Sammelbehilter bzw. direkt in Rollreifenfisser gepumpt. Die Wannen fiir unterirdisch
aufgestellte Altslbehilter sind begehbar ausgefihrt. Spil- und Frisch6l wird manuell oder mit
dem Olwechsel- und Spiilgerat aufgefullt.

Mégliche Boden- bzw. FuBbodenkontaminationen kénnen vor allem durch Umfiill-, Abtropf-
und Handhabungsverluste beim Umgang mit Frisch- und Altdl sowie Schmierstoffen
hervorgerufen werden. ErfahrungsgemidB erhéht sich das Kontaminationsrisiko, wenn der
Olwechsel nicht in Olwechselboxen, sondemm in struktur- oder sogar behelsfmiBigen
Wartungspunkten durchgefihrt wird. Fur letztere kann oft die héhere Kategorie des
Umweltgefihrdungspotentials (4) zutreffend sein.

(Quelle: /115/)

Schadstoffinventar:

Altole

Benzin (Siedegrenzbenzin)

Getriebedle

Motorendle

PAK's = Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe
Schmierfette

65



Datenbankbestand

Informationssystem Altlasten (INSA) Stand 2/96
Projekt Anzahl Anzahl KVF

, Liegenschaften (nach Phase |)
Altlastenprogramm -Ost- der Bundeswehr 459 2428
(ehem. NVA / WGT)
Altlastenprogramm der Bundeswehr 559 1298
(alte Bundeslénder) '
Altlastenprogramm der Bundeswehr 29 142
(NATO-Liegenschaften)
WGT 554 13118
US-Streitkrafte 236 877
Britische Streitkréfte 12 290
Sonstige 28 86
Summe 1877 18239
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Historische Recherche iiber Konversionsliegenschaften

Prof. Dr. Jurgen Dodt
Ruhr-Universitdt Bochum/Fakultit fir Geowissenschaften

1 Einfihrung

In ihrer Zielsetzung und Aufgabenstellung unterscheiden sich

historische Recherchen ilber Konversionsliegenschaften letztlich in

keiner Weise von entsprechenden standortbezogenen Erhebungen (zur

Definition vgl. MURL NW 1991) iliber zivil-gewerbliche oder mili-

tarisch-rustungsbedingte Altlast-Verdachtsfléchen. Hier wie dort

geht es darum, die Nutzungsgeschichte der betreffenden Liegen-

schaft so differenziert zu rekonstruieren, daB sachlich wie rdum-

lich und zeitlich geniigend Informationen und Erkenntnisse zusam-

mengetragen werden, um die potentiell kontaminierten Areale

- zu lokalisieren und hinreichend exakt abzugrenzen,

= in ihrer Entstehung und Bestandsdauer zu datieren,

- nach spezifischen Verdachtskategorien und potentiell gef&hrden-
den Stoffgruppen/Stoffen zu klassifizieren, so daB eine Erst-
bewertung (zur Definition s. MURL NW 1991) méglich ist.

Um die gestellte Aufgabe zu lésen, kann bei Konversionsfldchen
grundsidtzlich auch auf dasselbe Recherche-Instrumentarium zurick-
gegriffen werden wie bei den anderen einzelfallbezogenen Erhebun-
gen Uber Altlast-Verdachtsfldchen. Es ist dies eine kombinierte
Anwendung folgender Verfahren der Informationsgewinnung (vgl. u.a.
Dodt/Mark 1994; Dodt 1995):

1. die multitemporale Kartierung, d.h. die Ermittlung und Auswer-
’ tung geotopographisch-flidchenabbildender Quellen aus der Zeit
der kontaminationsverdidchtigen Standortnutzung, im einzelnen
- die Analyse von Luftbildzeitreihen, d.h. von Luftbildern aus

allen standortgeschichtlich relevanten Befliegungen,
- die Analyse entsprechender Fortfiihrungen grofmaBstdbiger
(topographischer) Karten/Pléne;

2. die Archivrecherche und Schriftgutauswertung, d.h. die Ermitt-
lung und Auswertung schriftlicher, gedruckter sowie vor allem
ungedruckter Quellen zur Standortgeschichte;

3. die Zeitzeugen-Befragung, d.h. die Ermittlung von Informationen
aus - im wesentlichen - mindlichen Aussagen sach- und standort-

kundiger Gewdhrsleute.

aAllerdings ergeben sich, wie die praktische Erfahrung bei der
Untersuchung verschiedenster Fallbeispiele zeigt (s. u.a.
Dodt/Friebertshauser/Mark 1996), in Recherchen ilber Konversions- 67



fléchen einige Besonderheiten. Diese sind teilweise wohl fiir alle
Konversionsfldchen typisch; teilweise sind sie aber auch durch
Spezifika der jeweiligen Standortgeschichte, insbesondere durch
die Nutzer (Teilstreitkr&fte, Einheiten, Nation), die Dauer und
Art der Nutzung bedingt und treffen nur auf Standorte mit ent-
sprechenden Nutzungsmerkmalen zu. Im folgenden sollen typische und
‘wesentliche Besonderheiten vorgestellt werden, wie sie sich beim
Einsatz der erprobten Verfahren zur Informationsgewinnung in
historischen Recherchen iiber Konversionsfldchen - im Vergleich zur
Untersuchung anderer altlastverddchtiger Liegenschaften - ergeben
(k6nnen).

2 Zum praktischen Einsatz der Untersuchungsverfahren
2.1 Multitemporale Kartierung

Generell sind die Rahmenbedingungen fir den Einsatz der multitem-
poralen Kartierung in Recherchen iiber Konversionsliegenschaften
identisch mit denen bei der Untersuchung anderer Altlast-Ver-
dachtsfléchen.

Methodisch ist sicherzustellen, daB die Auswertung der geotopo-
graphischen Quellen wirklich konsequent multitemporal angelegt und
ausgeflihrt wird. Dazu muBf in aller Regel die gesamte Sequenz der
Luftbilder beriicksichtigt werden, die fir den kontaminations-
verddchtigen Nutzungszeitraum zur Verfigung steht. Geht die
Standortgeschichte iber den Zeitpunkt der ersten Befliegungen
hinaus, d.h. reicht sie in die frithen Zwischenkriegsjahre und noch
weiter zuriick, so sind zusé&tzlich auch alle Fortfihrungen - zumin-
dest - der amtlichen topographischen Karten- und Planwerke in den
MaBstédben 1:25 000 und gréfer in die Auswertung einzubeziehen. In
der Praxis bedeutet dies, daB normalerweise auch bei historischen
Recherchen iiber Konversionsstandorte mit Luftbild- und Karten-
sequenzen in Zeitschnitten zwischen zwei bis drei und etwa finf
bis sieben Jahren gerechnet werden kann. Wenn sich, wie etwa in
dem mit Abbildung 1 verdeutlichten Fallbeispiel, der Abstand in
den Zeitreihen der verfigbaren Luftbilder und Karten gelegentlich
als (etwas) gréBer erweist, so ist dies (ilberwiegend) keine - etwa
durch GeheimhaltungsmaBfnahmen verursachte - Besonderheit von Kon-
versionsfldchen, sondern meistens dadurch bedingt, daB sich die
betreffenden Liegenschaften in Gebieten befinden, die aufgrund
einer geringeren rdumlichen Entwicklungsdynamik seltener beflogen
worden sind und bei denen auch die amtlichen Kartenwerke nur in
lingeren Abstdnden aktualisiert werden muBten/missen (s. dazu
bspw. Karten 8 und Anhang 8.2. in Dodt et al. 1987).

68 rHier oder im Verlauf des vorangehenden Absatzes Abb. 1 einfiigen]



Technisch ist auch bei der Untersuchung von Konversionsliegen-
schaften eine apparative Mindestausstattung unabdingbar. Dies gilt
insbesondere fiir die Luftbildauswertung. Sie erfordert entweder
Einzelgerdte oder aber Geré&tekonfigurationen, die folgenden
Anforderungen entsprechen:

1) Sie missen eine stereoskopische Bildanalyse erméglichen, d.h.
eine Auswertung der Luftbilder als dreidimensionales Raum-
modell, damit alle altlastrelevanten Objekte und Sachverhalte,
darunter insbesondere auch die Altablagerungen optimal erfast
werden kdnnen.

2) Sie missen eine zuverlidssige Kartierung erméglichen, d.h. eine
riumlich-geometrisch exakte Ubertragung der in den Stereomodel-
len identifizierten altlastverddchtigen Objekte/Nutzungen in
eine Basiskarte mit der aktuellen topographischen Situation.
Dazu muB es moéglich sein, mit den Gerdten einerseits die ge-
ldnde- bzw. aufnahmebedingten Abbildungsfehler (radialer Punkt-
versatz, Punktversatz durch Quer~ und L&ngsneigung) zu korri-
gieren und andererseits die MaBstabsdifferenzen zwischen den
Luftbildern und der Basiskarte auszugleichen.

Entsprechende Gerdte bzw. Gerédtekonfigurationen sind in Abbildung
2 zusammengefaBt (zur weiteren Erlduterung der aufgefihrten Gerite
vgl. neuerdings Hildebrandt 1996, S. 147 f£f.), wobei anzumerken
ist, daB, wie bei anderen Verdachtsfl&chenkartierungen, auch bei
der Untersuchung von Konversionsflichen der Einsatz von StereomeB-
gerdten unter Kosten—Nutzen-Erwégungen nur in Ausnahmefédllen als
zweckmidfig anzusehen ist (s. Dodt et al. 1994, S. 80 f.).

[Hier Abb. 2 einfiigen]

Wie fur die Luftbildauswertung sind normalerweise auch fir die
Kartenauswertung Gerdte notwendig, und zwar Reprokameras bzw.
Pantographen zur geometrisch fehlerfreien MaBstabsanpassung bei
der Ubertragung von Objekten/Sachverhalten aus den ausgewerteten
"historischen" Kartenausgaben in die aktuelle Basiskarte.

Sachlich muB bei der Untersuchung von Konversionsfl&chen damit
gerechnet werden, daf diese in groBmafBstdbigen amtlichen Karten,
‘und zwar sowohl in jingeren als auch in &lteren Fortfiihrungen, nur
stark generalisiert, d.h. meist in einer aus Griinden der milit&ri-
schen Geheimhaltung iiber das NormalmaB der sonst dblichen Verein-
fachung hinausgehenden Form, wiedergegeben werden; in manchen
Fdllen sind der Kartendarstellung dadurch praktisch keine oder nur
noch sehr wenige sachdienliche Informationen zu entnehmen.
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In dem frei verfiligbaren Luftbildmaterial (s. dagegen Borries 1994,
S. 17 £.) sind Konversionsfldchen gelegentlich zwar retuschiert
worden. Hierzu wurden die betreffenden Bildbereiche entweder auf
den Kontaktkopien durch Uberzeichnen mit Tusche "abgedeckt", oder
es wurden an ihrer Stelle Ausschnitte aus anderen Luftbildern mit
einer der Liegenschaftsumgebung im Originalbild angepaBten
"neutralen" Nutzung eingefigt; letzteres ist vor allem bei den
amtlichen Luftbildpl&nen/~karten 1: 5 000 bzw. 1:25 000 fest-
zustellen. In beiden Fdllen kann mittlerweile allerdings auf die
unverfdlschten Originalfilme bzw. auf nicht retuschierte Kon-
taktkopien zurlckgegriffen werden, so daf fiir die Luftbildaus-
wertung auch bei Konversionsfldchen praktisch keine Einschrén-
kungen (mehr) bestehen.

2.2 Archivrecherche und Schriftgutauswertung

Im methodischen Ansatz spielt es grundsdtzlich keine Rolle, ob man
das Verfahren der Archivrecherche/Schriftgutauswertung im Rahmen
von Erhebungen ilber Konversionsliegenschaften oder aber zur Unter-
suchung anderer altlastverddchtiger Standorte einsetzt. In jedem
Fall muf versucht werden, méglichst alle - wesentlichen - Fundorte
fir einschlédgiges, altlastrelevantes Akten- und sonstiges schrift-
liches Dokumentationsgut ausfindig zu machen und hier dann die
betreffenden Bestdnde, soweit sie erhalten und frei zugédnglich
sind, zu erfassen und auszuwerten. Dies setzt voraus, daB es
gelingt, die im jeweiligen Untersuchungsfall gegebenen administra-
tiven Zustédndigkeiten - einschlieflich eventueller Verdnderungen
‘im Verlauf der Nutzungsgeschichte - umfassend zu ermitteln. Eine
erste Hilfestellung hierzu gibt ein 1992 vom MURL NW und dem
Niedersdchs. Umweltministerium herausgegebener "Wegweiser fir den
Umgang mit Altlast-Verdachtsfldchen auf frei werdenden, milité&-
risch genutzten Liegenschaften", der sich im wesentlichen aller-
dings auf die Darlegung der aktuellen Zust&ndigkeitsstrukturen
konzentriert. Weitere Hinweise sind einem Leitfaden zu Standort-
recherchen auf Konversionsflidchen zu entnehmen, der zur Zeit im
Auftrag des MURL NW vorbereitet wird (Dodt/Mark/Schewe).

Kommt generell fir eine einzelfallbezogene Standortrecherche ein
relativ breites Spektrum von Fundstellen fiir relevante Akten in
Frage (s. dazu Dodt 1992; Herter 1994; Dodt et al. 1994, S. 16
ff.), so kénnen bei Konversionsfldchen unter pragmatischen
Erwdgungen von vornherein gewisse Einschrdnkungen vorgenommen
werden (vgl. Abb. 3):

1) Infolge der stets mit mancherlei Geheimhaltungsvorschriften
bedachten militdrischen Nutzung werden Privatarchive als mogliche
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Fundstellen filir relevantes Dokumentationsgut keine oder nur
ausnahmsweise eine Rolle spielen.

2) Auch die 6ffentlichen Archive, deutsche wie auslidndische,
werden angesichts der mindestens dreifigj&hrigen Sperrfristen fir
Verwaltungsschriftgut bei einer bis zur Gegenwart andauernden
militdrischen Nutzung verstédndlicherweise nur dann von Bedeutung
sein, wenn die altlastrelevante militdrische Standortgeschichte
mehr als drei Jahrzehnte, d.h. bis in die ersten Nachkriegsjahre
oder aber in die Zeit des Zweiten Weltkriegs und noch weiter
zurilickreicht. In diesen Fdllen miissen die &ffentlichen. Archive,
und hier vor allem die fir das Schriftgut der Ober- und Mittel-
instanzen zustdndigen Zentral- und Regionalarchive, allerdings
unbedingt berticksichtigt werden.

3) Anders als bei vielen anderen Altlast-Verdachtsfléchen sind bei
der Untersuchung von Konversionsfléchen als Hauptfundorte fir
signifikantes Aktengut demnach vor allem behérdeninterne Archive
in Betracht zu ziehen, und zwar speziell die Altregistraturen
sowie ggf. auch die laufenden Akten der fir die Liegenschafts-/
Vermégens- bzw. Bauverwaltung militédrisch genutzter Standorte
zustidndigen Behdérden. Es sind dies - je nach Nutzer und Nutzer-~
status - vor allem die verschiedenen Instanzen der Bundes- bzw.
Landesfinanzverwaltung, hier insbesondere

- die Oberfinanzdirektionen mit den Abteilungen Bundesvermégen
(BV) bzw. Bau (B) sowie die nachgeordneten Bundesvermégensamter
(BVA) und Staatlichen Baudmter (SBA),

- die entsprechenden Dienststellen der Militdrverwaltung bei der
Bundeswehr (Wehrbereichs- und Standortverwaltung) oder bei den
Gaststreitkridften, so z.B. bei den Britischen Streitkrédften die
Defence Estate Organisation (DEO) mit den Defence Lands Offices

" (DFO) bzw. den Defence Works Services (DWS) und die nachgeord-
neten Property Management Offices (PROM), bei den Belgischen
Streitkrdften die Baudirektion KTG mit den mittelinstanzlichen
Regionalstellen KSR-Est und KSR-Ouest).

Dariiber hinaus sind prinzipiell die Bestdnde weiterer Fachverwal-
tungen zu berlcksichtigen, auch wenn diese aufgrund der spezifi-
schen Gegebenheiten und Zustédndigkeiten bei Konversionsfléchen
ldngst nicht so wichtig sind wie bei Recherchen Uber andere
Altlast-Verdachtsflédchen.

2.3 Zeitzeugen—-Befragung

Da Konversionsfldchen bis in die Gegenwart hinein genutzt werden,
erscheinen Zeitzeugen-Befragungen hier einerseits besonders
erfolgversprechend. Wegen der mit militérischen Nutzungen gemein-

.
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hin verbundenen Geheimhaltungspraxis lassen sie andererseits
allerdings auch einige Probleme erwarten. Aufgrund dieser
"ambivalenten" Ausgangslage wird bei der Planung und Durchfihrung
von Befragungen liber Konversionsstandorte kaum anders vorzugehen
sein als bei Recherchen iiber sonstige altlastverdichtige Liegen-
schaften (vgl dazu allgemein Dodt et al. 1994, S. 91 ff.).

Zur Ermittlung méglicher Zeitzeugen sollten Berufsverbédnde/-orga-
nisationen, Geschichts- und Heimatvereine kontaktiert werden;
gerade bei Konversionsstandorten, auf denen im allgemeinen auch
einheimische Zivilangestellte t#tig waren, haben sich allerdings
auch Aufrufe in den Lokalmedien als erfolgreich erwiesen.

Die Befragungen selbst sind grundsdtzlich mindlich als Intensiv-
interviews, ggf. auch in Form von Gruppengespridchen durchzufiihren,
wobei im Interview-Verlauf zwei Aspekte zu beachten sind (s. dazu
u.a. Friedrichs 1985): Durch Kontrollfragen iliber bereits bekannte,
abgesicherte Tatbestédnde sollte versucht werden, Anhaltspunkte zu
gewinnen, um die Sachkompetenz, die Ortskenntnisse und das Erin-
nerungsvermdgen der Befragten einschédtzen zu kénnen, und die
librigen Fragen sind gezielt darauf auszurichten, Informations-
liicken in den vorhandenen Datenbestinden zu schliefen und Unklar-
heiten bzw. Widerspriiche zu beseitigen.

3 Rechercheergebnisse und Empfehlungen zur Vorgehensweise

Geht man der Frage nach, mit welchen Ergebnissen die vorangehend
skizzierten Verfahren jeweils zum Erkenntnisstand iber die
Verbreitung méglicher Kontaminationen auf Konversionsflédchen
beitragen (kénnen), so wird man im allgemeinen keine prinzi-
piellen, sondern bestenfalls graduelle Unterschiede gegeniiber den
in historischen Recherchen iber andere altlastverdédchtige
Standorte erzielbaren Resultaten feststellen.

Wie bei der Untersuchung zivil-gewerblicher oder riistungs- und
kriegsbedingter Verdachtsstandorte erweist sich auch bei Konver-
sionsfléchen die multitemporale Kartierung und hier insbesondere
die Luftbildauswertung als das leistungsfdhigste Verfahren, um
liegenschaftsinterne Altablagerungen zu lokalisieren, abzugrenzen
und nach Grundkategorien (etwa Verfilillungen, Aufschiittungen,
"wilde" Deponien) 2zu klassifizieren. Ebenso ist die Luftbildaus-
wertung das wichtigste und effizienteste Verfahren, um bei ent-
sprechender Dauer der Liegenschaftsgeschichte die Rriegseinwir-
kungen zu ermitteln und nach Art und AusmaB differenziert zu

kartieren.
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Dariiber hinaus hat sich die multitemporale Kartierung mit Luft-
bildern - wie auch sonst bei der einzelfallbezogenen Verdachts-
flichen-Erfassung - als ein objektives und dementsprechend
unverzichtbares Hilfsmittel erwiesen, um die aus der Archiv-
recherche/Schriftgutauswertung und hier vor allem aus der
Betriebs~ und Bauplanauswertung gewonnenen Erkenntnisse uber den
Gebdude- und Anlagenbestand zu uberpriifen und ggf. zu korrigieren;
80 sind immer wieder im Vergleich der Luftbildzeitreihen Bauwerke
ausfindig zu machen, die zwar in Akten/Pldnen ausgewiesen,
realiter aber nicht (oder an anderer Stelle) errichtet worden
sind, bzw. es lassen sich Anlagen/Gebdude lokalisieren, die zwar
gebaut worden, aber in Akten/Plénen nicht dokumentiert sind.

SchlieBlich hat sich herausgestellt, daB die Luftbildauswertung
bei der multitemporalen Kartierung von Konversionsflichen deutlich
hiufiger als etwa bei zivil-gewerblichen Altlast-Verdachtsfl&chen
nicht nur die Uberprifung von Gebdude- und Anlagebestidnden ermdg-
licht, sondern auch die Ermittlung von Geb&ude- und Anlage-
funktionen/-nutzungen, da sich letztere auf militdrischen
Liegenschaften offenbar signifikant h&ufiger als auf zivil-
gewerblich genutzten Standorten in luftbildsichtbaren Merkmalen
manifestieren und somit auch zu identifizieren sind.

Wichtigstes und zuverldssigstes Verfahren zur umfassenden
Ermittlung des Geb&ude- und Anlagenbestandes einschlieflich der
jeweiligen Funktionen/Nutzungen sowie der damit zusammenh&ngenden
Betriebs~, Arbeits- oder Ubungsabl&ufe ist allerdings auch bei der
Untersuchung von Konversionsstandorten die Archivrecherche/
Schriftgutauswertung mit der zugehdrigen Analyse von Liegen-
schafts- und Bauplénen. Ebenso sind die Akten die Hauptquelle, um
die oft komplexen besitz- und eigentumsrechtlichen Verh&ltnisse zu
rekonstruieren, die vielfach wechselnden Nutzer (Truppenteile,
Einheiten) 2zu erfassen oder auch um Erkenntnisse ilber Unfélle,
Leckagen und andere potentiell umweltgefdhrdende Vorkommnisse zu

gewinnen.

Aussagen aus Zeitzeugen-Befragungen haben sich - wie bei anderen
Standortrecherchen - auch bei Untersuchungen Uber Konversions-
fldchen zwar in Einzelaspekten als durchaus fundiert und weiter-
fiihrend herausgestellt. W&gt man allerdings kritisch den fiir die
Befragung erforderlichen Aufwand und den Erfolg, d.h. den letzt-
lich erzielbaren Erkenntniszugewinn ab, dann wird man die
Befragung auch bei Recherchen -iiber Konversionsliegenschaften kaum
als ein Standard-, sondern nur als ein Komplementdrverfahren der
Informationsgewinnung heranziehen.

Damit kann fir die Praxis historischer Recherchen uber
Konversionsliegenschaften ein Verfahrensgang empfohlen werden, der
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sich idealtypisch wie folgt darstellt (s. auch Abb. 4): Die drei
Verfahren der Informationsgewinnung sollten grunds&tzlich nicht
zeitgleich, sondern in mehreren, aufeinander aufbauenden
Recherchephasen eingesetzt werden. Generell ist mit der Archiv-
recherche/Schriftgutauswertung zu beginnen. Die multitemporale
Kartierung sollte aufgenommen werden, wenn bereits so viele
Erkenntnisse iUber den Untersuchungsstandort und insbesondere Uber
den Gebdude- und Anlagenbestand vorliegen, da8 auch die Funktion
der Luftbildauswertung als Verifizierungsverfahren angemessen zum
Tragen kommen kann. Die Zeitzeugen-Befragung ist zweckmiBigerweise
fir eine noch spidtere, in der Regel: die abschlieBende Recherche-
phase anzusetzen, da erst nach Abschlu8 der Schriftgutauswertung
und der multitemporalen Kartierung sowie nach dem Abgleich der in
diesen beiden Untersuchungsschritten erzielten Ergebnisse ent-
schieden werden kann, ob sie ilberhaupt durchgefiihrt werden
soll/muB und gegebenenfalls mit welchen Fragestellungen.

[Hier Abb. 4 einfigen]

Die Archivrecherche setzt in der ersten Phase zweckmiBigerweise
"vor Ort"™ bei den fiir die Liegenschafts- und Bauverwaltung der
betreffenden Konversionsfliche zustdndigen Unterbehérden ein, d.h.
zum einen - je nach Status bzw. friherem Nutzer der Liegenschaft -
beim Bundesvermdgensamt bzw. bei der Standortverwaltung und zum
anderen beim Staatlichen Bauamt (frither Finanzbauamt). Auch wenn
die Uberlieferungsdichte in den Altregistraturen der Behsrden auf
der Lokalebene sehr hoch ist und damit hier entsprechend umfang-
-reiches rechercherelevantes Dokumentationsgut zur Verfiligung steht,
sind in einem weiteren Arbeitsschritt unbedingt auch die Besténde
der libergeordneten Mittelinstanzen, also der jeweiligen Ober-
finanzdirektion (Abteilungen BV und B) bzw. der Wehrbereichs-
verwaltung, in die Recherche einzubeziehen, weil sich hier - oft
entgegen allen Bekundungen auf beiden Verwaltungsebenen - nicht
nur Parallel- und identische Gegenakten finden, sondern nahezu
durchgehend auch Dokumentationsgut mit ergédnzenden, weiterfiih-
renden altlastsignifikanten Informationen.

Dies trifft auch auf die Liegenschafts- und Bauverwaltungen der
Gaststreitkrédfte zu: Diese libergeben mit dem Freiziehen ihrer
Liegenschaften zwar auch die laufenden standortbezogenen Akten an
die zustdndigen deutschen Dienststellen; dennoch enthalten ihre
Altregistraturen in aller Regel noch weiteres Schriftgut, das vor
allem auch Informationen iiber die in den ausgehdndigten Akten
meist nicht oder nur knapp dokumentierten frihen Phasen der
Standortgeschichte vermittelt; auch hier sollte daher auf Recher-
chen in keinem Fall verzichtet werden. Dariber hinaus kann es
zweckmdBig, ja notwendig sein, zus&tzlich auch in den 6ffentlichen
Zentralarchiven der Entsenderstaaten, also etwa im britischen
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Public Record Office (PRO) oder im belgischen Centre Historique de
Documentation des Forces Armées (CHD) zu recherchieren, um
Erkenntnisse Uber die Liegenschaftsnutzung in den ersten
Nachkriegsjahren zu sammeln.

Ahnliches gilt fiir die éffentlichen Archive in Deutschland. Auch
sie miissen vor allem dann in die Schriftgutsuche und -auswertung
einbezogen werden, wenn bei Konversionsliegenschaften mit einer
mehr als drei Jahrzehnte umfassenden milit&rischen Nutzung den
Bestdnden der behdrdlichen Altregistraturen - wie dies die Regel
ist - keine oder nur wenige Daten und Erkenntnisse ilber die
Standortsituation in den frihen Nachkriegsjahren, im Zweiten
Weltkrieg sowie in den Entwicklungsphasen davor zu entnehmen sind.
Anders als bei den Recherchen iiber die jingere Liegenschafts-
geschichte sollte hier allerdings an erster Stelle in den Zentral-
und Regionalarchiven, d.h. im Bundesarchiv (Koblenz bzw. Militar-
archiv Freiburg), sowie im Hauptstaats- bzw. in dem jeweils
zustdndigen Staatsarchiv des Landes und erst danach - im Fall
weiterer Informationsdefizite - auf lokaler Ebene recherchiert
werden.

Verstédndlicherweise ist bei Konversionsstandorten mit langer
Nutzungsdauer auch die multitemporale Kartierung etwas anders
anzulegen als bei Liegenschaften mit einer nur auf die Nach-
kriegsjahre begrenzten Geschichte. Zwar existieren von - wohl
nahezu - allen Konversionsliegenschaften Luftbilder aus
Aufkléarungsfligen der alliierten Luftwaffe, die eine Rekon-
struktion der Nutzungsverhdltnisse in den (ausgehenden)
Kriegsjahren erlauben. Bei manchen Standorten stehen auch
Luftbilder aus den Zwischenkriegsjahren und vereinzelt sogar aus
dem Ersten Weltkrieg zur Verfiigung. In den meisten Untersuchungs-
fdllen bleibt fir die Frihphasen der Liegenschaftsgeschichte
allerdings nur noch die Auswertung amtlicher Karten- und Plan-
werke, an erster Stelle die Analyse der Topographischen Karte
1:25 000. Auch wenn dabei der Zugewinn an Informationen geringer
ist als bei der Luftbildauswertung, sollte auf die Kartenanalyse
nicht verzichtet werden, weil auch sie erfahrungsgemil immer
wieder sowohl zur Uberpriifung und Absicherung als auch zur
Ergdnzung von Erkenntnissen aus der Aktenrecherche beizutragen
vermag.

4 Zusammenfassung

Einzelfallbezogene Recherchen zur Erfassung mdglicher Kontami-
nationen auf Konversionsliegenschaften weisen, wie vorangehend
aufgezeigt, zwar durchaus einige Besonderheiten auf. Methodisch-
technisch sind sie grundsdtzlich jedoch in gleicher Weise 75



durchzufiihren wie standortbezogene Untersuchungen zivil-gewerb-
licher oder ristungs~ und kriegsbedingter Altlast-Verdachts-
fldchen, und trotz gelegentlicher, meist aber nur marginaler
Restriktionen beim Zugriff auf einige Informationsquellen lassen
sich normalerweise Ergebnisse erzielen, diée den bei der Unter-
suchung anderer Verdachtsstandorte erreichbaren in keiner Weise
nachstehen. So ist es in der Regel mdéglich, einen Satz analyti-
scher bzw. komplex-analytischer Karten zu erarbeiten mit einer
stets hinreichend lage- und grundriBgenauen Wiedergabe

- des Gesamtbestandes aller Geb&ude und Anlagen einschlieflich
deren Nutzungen und Funktionen sowie Bestandszeitriume,

- des Gesamtbestandes der im Verlauf der Nutzungsgeschichte
entstandenen Altablagerungen nach Grundkategorien und Bestands-
zeitré&umen,

- eventueller Kriegseinwirkungen und -folgeschidden nach Art und
Ausmaf (einschlieflich Bombentrichter).

Dariber hinaus sind in einem erg&nzenden Standortdossier die

. Entwicklungsphasen der Liegenschaft, die verschiedenen Nutzer, die
wechselnden Besitz- und Eigentumsverh&dltnisse zu dokumentieren,
und in weiteren, aus den analytischen Verbreitungskartierungen
abzuleitenden Synthesekarten kann als Basis fir die Erstbewertung
und hier insbesondere die Beprobungsplanung die rdumliche
Verbreitung der méglichen Kontaminationsquellen einschlieBlich der
jeweiligen Stoff- und Gefdhrdungspotentiale dargestellt werden.
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(Abbildungsunterschriften)

Abb. 1: Multitemporale Kartierung - Luftbild- und TK 25-Zeit-
schnitte fur eine Konversionsliegenschaft, Beispiel Nachschublager
und Kaserne Camp Reine Astrid, Eschweiler/Stolberg (nach

Dodt/Mark/Schewe)
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Abb. 2: Gerdte-Mindestausstattung fir die Luftbildauswertung:
alternative Gerédtekonfigurationen oder Einzelgerdte (nach Dodt et
al. 1994, S. 80)

Abb. 3: Ubersicht zur Archivrecherche/schriftgutauswertung (nach
Dodt (Mark/Schewe)

Abb. 4: Empfehlungen zur Ablaufplanung der einzelfallbezogenen

historischen Recherche bei Konversionsliegenschaften (nach
Dodt/Mark/Schewe)
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Fortfiihrungen TK 25

Verfiigbare Luftbilder (Blatt 5103 Eschweiler)

1840]

1848

Abb. 1: Multitemporale Kartierung - Luftbild- und TK 25-Zeitschnitte fiir eine Konversions-
liegenschaft. Beispiel Nachschublager und Kaserne Camp Reine Astrid, Eschweiler/
Stolberg (nach Dodt/Mark/Schewe)

79



80

informations-

mit Ausgleich von

Objektidentifl- Ubertragung Mafstabs-  Blidnel- _ Gelande-
zlerung méglich schwan- gungen héhenunter-
kungen schleden
Spiegel-/ Scanning- . . R .
stereoskope
Spiegel-/ Scanning- Einbildumzeichner *) ) .
stereoskope Typ: LUZ (Zeiss)
Einbildumzeichner
Spiegel-/ Scanning- Typ: Mono Zoom + + +
stereoskope Transfer Scope ZT4
(Bausch-Lomb)
Zweibildauswertegeréte
(Stereo Zoom Transfer Scope, Kartoflex, + + +
Stereo Facet Plotter)
Stereomefigerite ++ ++ ++

L

ERuterungen: - nichl mogiich; (+)

ise mogich; + hil

genau moghch; ++ mit hochsler Genauigkeit mogich

Abb. 2: Gerdte-Mindestausstattung fiir die Luftbildauswertung: alternative Gerdtekon-
figurationen oder Einzelgerite (nach Dodt et al. 1994, S. 80)




18

Behérdenarchive /

Registraturen

1

Bundesdeutsche
Behdrdenarchive

Behdrdenarchive
Gaststreitirifte

—

Liegenschaftsverwaltung

]

L

Bauverwaltung

I Miiitidrische und sonstige Fachverwaltung |

rZM!varwaltung | rmn.. g ] r Ziilverwaltung | I MilﬂaNeM;NUr)g ]
L 1 1 1

T Offentliche Archive
]
[ 1
Archive Archive
Inland Austand
|
| Zentralarchive J
| Regionalarchive J
| Lokalarchive I

Abb. 3: Ubersicht zur Archivrecherche/Schriftgutauswertung (nach Dodt/Mark/Schewe)




Liegenschaftsnutzung
|Gas(slreitkraﬂe’ | NATO | | Bundeswehr
75
|—¢ 0
»
-
| Bundesvermogensamt {BVA) l | Standortverwatung (StoV) ] 'S
] o]
2 c
5 p— o
5 | o At BV} || .,(WBV)l ; w% S
S Muiltitemporale i |N
: 3
° Kartierung i =
0
= ]
g o
, [ Luftbildauswertung | 2
| T bv]
Bau- und : : Z_'.
Lisgenschaftsverwaltung 1 . E
der Gaststrerkrafte, : :
2B KTG, DEO(G) ! ¥
T ! Fom--Coman \
! NI A . Karten- !
’ 1 Oberfinanzdirektion | ' '
H ' (AbLB) ; : auswertung .
L A U P ]
..... ) SES
r | Ausandsche Archive ,
! @B.PRO.CHD) |
75
<
[
[}] ~—
2 b
5 g
g | Bundesarchiv Koblenz/Potsdam | 3 24
© Kartenauswertung | |3
5 | Bundesarchiv -Mifitararchiv- Freiburg | N
L 3
= =z
5 &
5 : g
| Staatsarchive | =
: 2
i =

-
I:l Recherche/Auswertung erforderiich ' 1 Recherche nur bei Informationsdefizi

Abb. 4: Emplchlungen zur Ablaufplanung der cinzelfallbezogenen historischen Recherche bei Konversions-
licgenschaficn (nach Dodt/Mark/Schewe)

82



Wertermittlung von Konversionsliegenschaften

MR Jens Cohrs,
Bundesministerium der Finanzen

Begriff "Konversionsliegenschaften”
Entbehrlichkeitsprinzip
Rechtliche Grundlagen der Wertermittlung

- voller Wert (§ 63 Abs. 3 BHO)
- Baugesetzbuch, Wertermittlungsverordnung, Wertermittlungs-Richtlinien 1991

Regelfall: Ermittlung des Verkehrswerts durch Ausschreibung
Nach der Wertermittlungsverordnung vorgesehene Verfahren:

- Vergleichswertverfahren
- Ertragswertverfahren
- Sachwertverfahren

Baurechtliche Gegebenheiten und Nutzungskonzept als wesentliche Voraussetzungen
einer Wertermittlung.
Besonderheiten der Preisgestaltung, insbesondere

- Nachzahlungsvereinbarungen

- Verbilligungen

- Beriicksichtigung vorhandener Altlasten
- Entmunitionierung

Bei den sogenannten Konversionsliegenschaften handelt es sich um aus der bisherigen
militdrischen Nutzung durch Bundeswehr und auslindischen Streitkrifte entlassene
Liegenschaften (Ubungsflichen, Kasernen, Munitionsdepots, Service-Gebiude
- militdrische Kaufhiuser, Schulen - und Wohnungen - GeschoBwohnungen, Einfami-
lien- und Einfamilienreihenhiuser). Sie gehdren zumeist dem Bund und werden fiir
andere Bundeszwecke nicht mehr benétigt.

Diese Liegenschaften sind gem. § 63 Abs. 2 BHO zu veriauBern (UmkehrschluB aus
§ 63 Abs. 1, wonach Vermégensgegenstinde nur erworben werden diirfen, soweit sie
zur Erfiillung der Aufgaben des Bundes erforderlich sind). Die zentrale Bestimmung
des § 63 Abs. 3 BHO besagt sodann, da8 diese Liegenschaften als Vermogensgegen-
stinde nur zum vollen Wert verduBert werden diirfen. Unter dem vollen Wert ist der
am Markt realisierbare Preis zu verstehen.

Der Preis kann durch das auf eine Ausschreibung hin ergangene Hochstgebot oder aber
bei beschrinktem Erwerberkreis durch Preisfestlegung aufgrund einer Wertermittlung
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festgelegt werden, In der Regel wird bei der VerduBerung von Bundesliegenschaften
eine Ausschreibung durchgefiihrt. Dabei kann bestimmten bevorrechtigten Erwerbsin-
teressenten der Eintritt in das Hochstgebot zugestanden werden.

Soweit Liegenschaften von Korperschaften 6ffentlichen Rechts, insbesondere Lindein
und Kommunen, erworben werden sollen, wird der Preis aufgrund einer Wertermitt-
lung festgestellt.

§ 64 Abs.3 BHO besagt, daf fiir zu veriuBernde Grundstiicke eine Wertermittlung
aufzustellen ist. Nach den Regeln der Wertermittlung wird auch zum Zwecke des Er-
langens einer Kaufpreisvorstellung als Grundlage fiir eine Ausschreibung vorgegan-
gen. ’

Voraussetzung fiir die Aufstellung einer Wertermittlung ist die Erkundung der bau-
rechtlichen Gegebenheiten, die insbesondere bei groeren Konversionsliegenschaften
nur sehr unvollkommen sind. Eine Bauleitplanung besteht zumeist nicht. Weil das
Aufstellen eines Bebauungsplanes zumeist eines langwierigen Verfahrens bedarf, ge-
niigt fiir die Erstellung einer Wertermittlung ein von den Belegenheitsgemeinden auf-
zustellendes allgemeines Nutzungskonzept. Dieses ist jedoch unverzichtbar als
Grundlage fiir Wertvorstellungen irgendwelcher Art. Wertverdnderungen durch spitere
Ausgestaltung der Planung konnen durch Nachzahlungsklauseln gesichert werden.

Die rechtlichen Grundlagen fiir die Wertermittlung, auf die auch der Haushalt Bezug
nimmt, finden sich im Baugesetzbuch (§§ 192 ff), der auf der Erméchtigung des § 199
BauGB beruhenden Wertermittlungsverordnung vom 06.12.1988 und in den hierzu
vom BMBau erlassenen Wertermittlungsrichtlinien.

Die nach der Wertermittlungsverordnung vorgesehenden Verfahren sind

- das Vergleichswertverfahren,
- das Ertragswertverfahren,
- das Sachwertverfahren.

Das Vergleichswertverfahren ist vor allem bei der Wertermittlung fiir Grundstiicke bei
Vorhandensein vergleichbarer Grundstiicke, deren Wert man aus aktuellen Kaufpreis-
sammlungen oder bekannten Bodenrichtwerten kennt, anwendbar.

Beim Ertragswertverfahren wird der Bodenwert wie bisher durch Preisvergleich ermit-
telt, fiir die baulichen Anlagen jedoch der Wert vom Nutzen her berechnet. Es wird zu-
nichst der sogenannte Rohertrag, also die Brutto-Nutzungseinnahmen, ermittelt und
hiervon werden die Bewirtschaftungskosten abgezogen. Der sich ergebende Reinertrag
wird um die Verzinsung des Bodenwerts vermindert und ist sodann mit Hilfe eines der
Wertermittlungsverordnung beigefiigten Vervielfiltigers unter Beriicksichtigung der
Restnutzungsdauer zu kapitalisieren.
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Beim Sachwertverfahren wird insbesondere bei den baulichen und sonstigen Anlagen
auf die Herstellungswerte unter Beriicksichtigung des Alters und Zustandes Bezug ge-
nommen.

Bei der VerduBerung von Konversionsliegenschaften hat sich das Sachwertverfahren
wegen seines zu starren Charakters nicht sonderlich bewihrt; das Ertragswertverfahren
kommt zu aktuelleren Ergebnissen, die bei den schwer verwertbaren GroBliegenschaf-
ten auch meistens zu einem niedrigeren Preis fiihren.

Fiir den Bund wird die Wertermittlung durch Sachverstindige bei den Landesbauver-
waltungen erstellt. Auf deren Grundlage wird durch die Bundesvermé&gensverwaltung
ein Preisvermerk erstellt. Es wird jedoch darauf hingewirkt, daB schon bei der Aufstel-
lung der Wertermittlung die Sachverstindigen- oder Gutachterausschiisse der Kommu-
nen beteiligt werden. Dies hilft bei unstreitigen Teilen Doppelarbeit vermeiden und
fiihrt zu einem schnelleren Verlauf der Erwerbsverhandlungen.

Die endgiiltige Preisgestaltung kann jedoch Besonderheiten erfahren. Auf Nachzah-
lungsvereinbarungen im Hinblick auf eine Verdnderung von Umstinden, die bei der
Wertermittlung noch nicht hinreichend bekannt waren, wurde bereits hingewiesen.

Obwohl der Bund gehalten ist, seine Grundstiicke zum vollen Wert zu verkaufen, sind
doch durch Haushaltsvermerke eine Reihe von Verbilligungen eingefiihrt worden,
mittels derer besondere gemeinniitzige Zwecke geftrdert werden sollen. Die Erleichte-
rungen betreffen sowohl Verbilligungen des Kaufpreises als auch der Zahlungskondi-
tionen durch Gewihrung von Stundungen insbesondere auch an Gebietskorperschaften
als Erwerber.

Ebenfalls aus der Wertermittlung herausgenommen und in die Preisgestaltung iiber-
nommen ist die Beriicksichtigung vorhandener Altlasten. In der Regel ist zu vereinba-
ren, dal dem Bund die Kosten fiir die Altlastenbeseitigung bis zu 90 %, begrenzt aber
durch die Hohe des Kaufpreises, durch Anrechnung auf diesen zur Last fallen.

Eine besondere Regelung gilt auch bei Verdacht auf Vorhandensein von Munition.
Solche Flichen sollen vor der VerduBerung entmunitioniert werden, wobei der Bund
hierfiir die Kosten trigt. Sind Liegenschaften unter Vereinbarung eines Haftungsaus-
schlusses verdufert worden, ist der Bund im Falle gleichwohl aufgefundener Munition
(z.B. Blindganger) nur zu einer Kostenerstattung gegeniiber dem Land verpflichtet,
wenn es sich um sog. reichseigene Munition (d.h. der ehemaligen Wehrmacht und ih-
rer Vorginger) handelt. Zur Beseitigung sind die Landesbehorden verpflichtet.
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1.

Zivile AnschluBinutzung von Militdrstandorten
- Interessengerechte Vertragsgestaltung

Rechtsanwalt Dr. Peter Kamphausen

Rechtliche Rahmenbedingungen
Freigabe der militirischen Liegenschaft
Stéidtebaurecht

Notwendigkeit eines Bebauungsplanes oder eines Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplanes '

Festsetzungsumfang in der Bauleitplanung

Bauplanungsrechtliche Anforderungen bei Fehlen eines (wirksamen) Bebauungs-
oder Vorhaben- und ErschlieBungsplanes

Genehmigungserfordernisse

Kurzhinweise auf Besonderheiten bei altlastenbehafteten/- verdiichtigen
Flichen

In Betracht kommendes ordnungsrechtliches Instrumentarium

Besonderheiten bei der Inanspruchnahme juristischer Personen des éffentlichen
Rechts

Besonderheiten bei fritherer Nutzung durch auslindische Streitkrifte

Anforderungen an eine interessengerechte Vertragsgestaltung

Vertragsmuster, Mustervertriige und die Verhandelbarkeit

Bei den Vertrigen, die zur Ubertragung der ehemals militirisch genutzten Liegen-
schaften geschlossen werden, handelt es sich um ganz normale Kaufvertrige nach
BGB. Vertragsmuster oder Mustervertrége sind insofern nicht als unverénderlich anzu-
sehen, sondern verhandelbar.
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2. Kaufpreisfindung und dabei zu beachtende, rechtlich relevante Besonderhei-
ten

Die Kaufpreise werden in der Regel durch Gutachter festgestellt und die Verbilli-
gungstatbestinde aus den Richtlinien angewendet.

Folgende Vorgehensweise ist zur Stirkung der Verhandlungsposition der Kommunen
zu empfehlen:

¢ Die Kommunen sollen den Gutachter mitbestimmen.

» Die Einstufung danach, welchen Gebietscharakter die zu erwerbenden Flichen ha-
ben, ist entscheidend flir die Preisfindung. Hier sollte eingehend mit dem Gutachter
gesprochen werden.

o Tatbestinde fiir Preisabschlige miissen beriicksichtigt werden, das kénnen im ein-
zelnen u.a. notwendige ErschlieBungsaufwendungen, Abbruch, und Beseitigungs-
kosten, Denkmalschutz, Bauschwiche (auch Asbest) oder schlicht unnutzbare Ge-
bédude und/oder Réume sein.

o Falls sich die Preisempfehlungen des Gutachters nicht mit den Vorstellungen der
Gemeinde decken, soll zur Stirkung der Verhandlungsposition ein Gegengutachter
beauftragt werden.

3.  Zahlung des Kaufpreises
Auf den Regelfall soll nicht weiter eingegangen werden.

Bei der teilweisen Kaufpreisstundung und den Folgen ist zu beachten, da8 die Stun-
dung nicht auf den Kaufpreis zuriickwirken darf.

Erfolgt die Stundung von Kaufpreisteilen, so kann im Einzelfdllen auch bei Weiterver-
duBerung die Stundung erhalten bleiben.

Eine Sicherheit des Kaufpreises durch Biirgschaften oder grundbuchliche Sicherung,
wie dies bei privaten Vertragspartnern iblich ist, kann bei den offentlichen Vertrags-
partnern entfallen.

4.  AbschluB Kaufvertrag/Ubergabe des Besitzes
AbschluB des Kaufvertrages und Ubergabe des Besitzes erfolgen nicht ohne weiteres

"automatisch” zeitgleich. Die Kommunen miissen darauf achten, daf der Besitziiber-
gang dann frijhzeitig erfolgt, wenn Ertréige zu erzielen sind.
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5. Dienstvertrige/Investitionsverpflichtungen

Mit der Liegenschaft und den Gebduden kénnen Dienstvertriige oder Investitionsver-
pflichtungen verbunden sein. Die Kommunen sollen darauf achten, hier keine uniiber-
schaubaren Bindungen zu iibernehmen.

6. Gewihrleistung/Altlasten

Auf die allgemeine Problematik der Altlasten wird in einem gesonderten Vertrag ein-
gegangen. Hier werden die vertraglichen Besonderheiten dieser Problematik darge-

stellt.

a) Vielfach wird die Gewihrleistung fiir die Altlastenfreiheit der Grundstiicke aus-
geschlossen. Dies bedeutet fiir die Kommunen als Erwerber, daB sie sich im Vor-
feld iiber das Risiko einer Belastung vergewissern miissen und eine Kaufpreis-
minderung wegen des auf sie iibergehenden Risikos geltend machen sollten.

- b) Falls Munitionsablagerungen und Munitionsverdachtsflichen vorhanden sind,
miissen die langen Zeitrdume fiir die Auffindung und Rdumung bei der Kauf-
preisgestaltung beachtet werden.

¢) Sind Boden- und/oder Grundwasserverunreinigungen vorhanden, so muf3 unter-
schieden werden, ob diese von polizeirechtlicher (Gefahr in Verzug) Relevanz
sind oder nicht. Die Konsequenzen fiir die abzuschlieSenden Vertrige sind unter-
schiedlich.

Bei polizeirechtlicher Relevanz iibernimmt die Bundesvermdgensverwaltung die
Beseitigungskosten in voller Hohe ohne Abziige. Eine Beschrinkung auf den
Grundstiickswert oder eine ungiinstige Kostenverteilung sollen insbesondere in
diesem Fall nicht akzeptiert werden. Die Kommunen miissen dariiber hinaus be-
denken, daB weitere Altlasten bei Bauarbeiten und Erdbewegungen auftauchen
und sich vertraglich vor der Kostentrigerschaft dafiir weitestmoglich schiitzen.

Die Rechtssituation und die Moglichkeiten fiir Grunderwerber bei nicht akuten
polizeirechtlichen Gefihrdungen und Beeintridchtigungen unterscheidet sich von
der oben beschriebenen Situation. Es wird empfohlen, in diesem Fall uneindeuti-
ger Zustindigkeit im Kaufvertrag die Altlastenbestimmungs- und -beseitigungs-
verfahren festzulegen.

7.  Zur Person des Kaufers der Konversionsfliche
Es sollen hier nur kurze Hinweise auf die steuerrechtlichen und forderrechtlichen Fol-
gen der jeweiligen Rechtsperson des Kiufers erfolgen. Handelt es sich etwa um eine

Korperschaft oder um eine offentliche Gesellschaft? Es muf8 bedacht werden, daB
eventuell Korperschaftssteuer oder Umsatzsteuer anfallen und da ggf. Vorsteuer gel-
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tend gemacht werden kann. Es soll der Hinweis gegeben werden, daf es aus steuer-
rechtlicher Sicht von Vorteil sein kann, die GrundstiicksweiterverduBerung in Form
von Gesellschaftsanteilen vorzunehmen.
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FI H U M 1\ AltlastervStadtebauliche Planungsinstrumente April 1996 - Seite 2

1 Grundiegendes

1.1 Die militarische Entwidmung

Bei dem Aspekt der planungsrechtlichen Einstufung nach Entwidmung einer militarischen Liegenschaft
stellt sich zunéchst die Frage, wann und wodurch die Entwidmung ausgelost wird. Die Entwidmung kann
durch die férmliche Freigabeerkidrung der belegenden Streitkrifte, durch Bekanntgabe durch das BMVg
oder aber auch durch die Ubernahme einer Liegenschat in das allgemeine Grundvermdgen des Bundes
ausgelost werden.

Soweit eine militdrische Liegenschaft nach § 1 Abs. 3 Landbeschaffungsgesetz (LBG)1 bezeichnet wurde
und damit eine fiir die Gemeinden verbindiiche Fachplanung vorliegt, wird die Planungshoheit erst
wieder eroffnet, wenn die fachplanungsrechtiiche Widmung nach LBG aufgehoben und dadurch fir die
Bauleitplanung freigegeben wird. Wenn also die Liegenschaft durch eine formiiche hoheitliche Entschei-
dung der militdrischen Nutzung zugefiihrt wurde, so sind die Rechtswirkungen dieser Entscheidung
beztigtich der kommunalen Planungshoheit nur formell wieder zu beseitigen.

1.2 Planbediirftigkeit und planerische Einstufung von.ehemaligen Militdrliegenschaften

Eine weitere Frage, die sich nach der Entwidmung stellt, ist die nach der planungsrechtlichen Einstufung
von ehemaligen Militarliegenschaften. Es ist ndmlich regelmaBig davon auszugehen, daB fir diese
Liegenschaften keine Bebauungsplane vorliegen und daher in planungsrechtlicher Hinsicht die bauliche
Nutzung nach § 34 oder § 35 BauGB zu beurteilen ist. Soweit die Voraussetzungen nach § 34 BauGB
nicht vorliegen, ist nach § 35 BauGB zu entscheiden. Haufig liegt jedoch die Situation vor, daB nach
Fortfall der ehemals pragenden militirischen Nutzung eine Planbediirftigkeit gegeben ist.

Die Frage der baurechtlichen Beurteilung ist im Rahmen der Konversion schon deshalb von beachtlicher
Bedeutung, weil die rechtliche Zuldssigkeit von Vorhaben nach Aufgabe der militdrischen Nutzung einen
erheblichen EinfluB auf die Ermittlung des Verkehrswertes einer Liegenschaft hat. Insgesamt wird der
Verkehrswert einer Liegenschaft mit aufgegebener militdrischer Nutzung sehr wesentlich durch die mehr
oder weniger gesicherte Aussicht auf eine zukiinftige zivile Nutzbarkeit bestimmt.2

1.3 Altiasten und Bodenbelastungen im Planungs- und Ordnungsrecht
Zundchst ist festzuhalten, daB der im Planungsrecht verwendete Begriff der Bodenbelastungen mit dem
Begriff der Altlasten aus dem Abfalirecht nicht identisch ist.

Bestimmend fiir die Definition von Altlasten in den Lainderabfallgesetzen ist der Begriff der Gefahr.
Allgemein ist unter Gefahr eine Lage zu verstehen, in der in (berschaubarer Zukunft mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit ein Schaden fur die dffentliche Sicherheit und Ordnung eintreten wilrde. Der Begriff
Gefahr stammt aus dem allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht. Im Sinne der Landerabfallgesetze

1 LBG vom 23.05.1957.

2 Vgl. dazu Tiemann, In: Konversion - Die Clearingstelle informiert. *Bauplanungsrecht und Wertermittlung bei
Konversionsflichen®. Dokumentation einer Fachtagung am 19. November 1892, Herausgegeben vom Ministerium
des Innern und fiir Sport des Landes Rheinland-Pfalz. 5.99.
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besteht die Altlastenbearbeitung somit ausschlieBlich aus ordnungsrechtlich begriindeten Mafnahmen
zur Erforschung bzw. Abwehr von Gefahren, die bei der bestehenden Nutzung von einer Flachen ausge-
hen.

im planungsrechtlichen Sinne nach BauGB sind Bodenbelastungen bereits unterhalb der Gefahren-
schwelle des allgemeinen Ordnungsrechts als Gefahrenvorsorge zu beriicksichtigen.

Die "planungsrechtliche Beriicksichtigung von Bodenbelastungen® geht somit (ber die ordnungsrechtlich
gestiitzte Altlastenbearbeitung hinaus. Dies 1d8t sich aus dem Vorsorgegrundsatz der Bauleitplanung
ableiten, nach welchem vor Gefahren auch vorzubeugen ist. Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die
Wohn- und Arbeitsverhiltnisse fiir die Bevélkerung nicht nur sicher, sondem dartiber hinaus auch
gesund zu gestalten. Die ordnungsrechtliche Gefahrenschwelle stellt fiir die Bauleitplanung die absolute
Grenze dar, von der im Sinne der Gefahrenvorbeugung ein deutlicher “Sicherheitsabstand® einzuhalten
ist. Die Bauleitplanung verlangt somit immer die gedankliche Vorwegnahme kiinftiger Entwicklungen
(Prognoseelement).

1.4 Planerische Ermittiungspllicht und Abwigungsgehot von Bodenbelastungen in der Bauleit-
planung

Ergeben sich im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens konkrete Hinweise auf einen Bodenbela-
stungsverdacht, so ist die Gemeinde verpfiichtet, diesen Hinweisen nachzugehen. Diese Ermittlungs-
pflicht bezieht sich z.B. aut Recherchen oder Bodenuntersuchungen, deren Ziel es ist, die planende Stelle
in die Lage zu versetzen, abschlieBend dariiber entscheiden zu kdnnen, ob und gegebenenfalls unter
welchen Bedingungen oder MaBinahmen die geplante Nutzung verwirklicht werden kann. Hierzu gehért,
daB die Auswirkungen der Bodenbelastungen auf die beabsichtigte Nutzung beurteiit werden kénnen.
LRt sich dieses Ziel bereits mit einer beprobungslosen historischen Erkundung erreichen, so sind
weitergehende Bodenuntersuchungen nicht erforderlich.

Im Hinblick auf den Ermittlungsaufwand ist eine Beschrankung auf bestimmte Teilbereiche eines ver-
mutlich kontaminierten Standortes dann zuldssig, wenn die Eingrenzung auf bestimmte Schadstoffgrup-
pen und Teilfiichen nicht willkiirlich erfolgt, sondern aufgrund vorliegender Erkenntnisse nur mit
bestimmten branchentypischen Kontaminationen zu rechnen ist. In diesen Fallen kann sich die Planung
ohne Verletzung der gebotenen Aufkldrungspflicht darauf beschrinken, die schadstoffbezogenen
Untersuchungen auf Teilbereiche und bestimmte Schadstoffgruppen zu konzentrieren.

In der Regel sind Bodenbelastungen als ein Belang anzusehen, der in die Abwégung einzustellen ist.
Was die Planung im Einzelfall im Hinblick auf Bodenbelastungen vorher zu ermittein hat, um abwa-
gungserhebliche Belange in die Abwagung einzustellen kann nicht pauschal bestimmt werden, sondern
wird mafgeblich von den Umstinden des konkreten Falles bestimmt.

1.5  Planerisches Konfliktiosungsgebot und Konfliktlasungsmaglichkeiten
In den Bauleitplanen sind Flachen, deren Béden erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind,
Zu kennzeichnen:



FIRU 21\

- Nach § 5 Abs. 3 Nr. 3 BauGB sollen im Flachennutzungsplan die fiir bauliche Nutzungen vorge-
sehenen Flichen, deren Boden erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind, gekenn-
zeichnet werden.

- Iim Bebauungsplan dagegen sollen alie Flachen gekennzeichnet werden, deren Bdden erheblich
mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind (§ 9 Abs. 5 Nr, 3 BauGB).3

Die Bauleitplanung hat die aligemeinen Planungsgrundsatze des § 1 BauGB wie z.B. das Wohl der All-
gemeinheit und der Schutz einer menschenwiirdigen Umwelt zu beachten. Dies bedeutet, alle fir die
Planung relevanten offentlichen und privaten Belange sind gerecht gegeneinander und untereinander
abzuwigen (§ 1 Abs. 6) und die vorgefundenen sowie die mit der Planung erst erzeugten Konflikte sind
zu bewaltigen. Dies konnen Gefahren durch vorhandene Altlasten oder-auch Bodenbelastungskonflikte
sein, die erst mit der Uberplanung einer bislang ungenutzten Fléiche enstehen.

Zur Minimierung von Bodenbelastungskonflikten sind planerische und planungsrechtliche Uberlegungen
anzustellen. Hierzu zahlen z.B. eine optimierte Anordnung empfindlicher und unempfindlicher Nutzungen
je nach Art und Umfang der vorliegenden Bodenbelastungen ebenso wie der Ausschluf bestimmter
Nutzungen oder das Freihalten von Bebauung als Festsetzungen im Bebauungsplan nach §9 Abs. 1
BauGB.4

2 Planungsinstrumente
Bei der stadtebaulichen Planung fiir zivile AnschiuBnutzungen auf ehemaligen Militarliegenschaften kann
generell zwischen informellen und formellen Planungsinstrumenten unterschieden werden.

241 Rahmenplan, Machbarkeitsstudie

Als informelles Planungsinstrument ist insbesondere der stadtebauliche Rahmenplan, bei der Liegen-
schaftskonversion sind aber auch verschiedene Formen von Machbarkeitsstudien zu nennen. Rahmen-
plane und Machbarkeitsstudien entfalten keine rechtlichen Bindungswirkungen wie etwa der Bebau-
ungsplan, wobei allerdings stddtebauliche Entwicklungsvorstellungen und Entwicklungschancen in Text
und Karte anschaulich und nachvollziehbar mit einer kommunalen Selbstbindung formuliert werden
kénnen. Machbarkeitsstudien beinhalten neben stidtebaulichen Nutzungsiiberlegungen je nach inhaltli-
cher Ausgestaltung wirtschaftliche Betrachtungen wie Kosten/Nutzen-Analysen oder auch ingenieur- und
tiefbautechnische Aspekte.

3 Nihers Ausfiihrungan zur Kennzeichnungspllicht im Flichennutzungs- und Bebauungsplan siehe ILS, 1994. S.14-
17.
4 Siehe auch: ILS {1994, S.65).
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2.2 Sanierungs- und EntwicklungsmaBnahme, Bebauungsplan, Vorhaben- und ErschlieBungs-
plan

Stddtebauliche SanierungsmaBnahme nach §§ 136 - 164 BauG8:

Die stadtebauliche SanierungsmaBnahme dient vomehmlich der Behebung stadtebaulicher Mifstande.
Stédtebauliche MiBstande bestehen u.a. dann, wenn ein Gebiet nach seiner Beschaffenheit den allgemei-
nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse nicht entspricht. Das Vorhandensein von
Altlasten kann den Einsatz der stédtebaulichen Sanierungsmafinahme rechtfertigen, da Altlasten einen
stidtebaulichen MiBstand darstellen. Die stadtebauliche SanierungsmaBnahme ist damit sowohl fir die
Aufbereitung und Wiedernutzung von industriellen Brachflachen als auch fiir die Konversion ehemaliger
Militarflachen geeignet.5

Stadtebauliche EntwickiungsmaBnahme nach §§ 165 - 171 BauGB:

Gegenstand einer stadtebaulichen EntwicklungsmaBnahme ist die Entwicklung von Ortsteilen oder
anderer Teile des Gemeindegebietes, die eine besondere Bedeutung fOr die ortliche oder iberdrtliche
Entwicklung haben. Die Gemeinde ist bei Anwendung dieses Instrurnents verpflichtet, den gesamten
Grund und Boden zu erwerben (Zwischenerwerb) und das Gebiet ziigig zu entwickeln. Grundsitzlich
kommen EntwicklungsmaBnahmen auch fiir Konversionsliegenschaften in Betracht, so die ARGEBAU-
Fachkommission in ihrer “Arbeitshilfe fiir stidtebauliche EntwicklungsmaBnahmen nach dem BauGB-
MaBnahmengesetz” vom Juli 1992. '

Bebauungsplan:

Im Hinblick auf Altlasten kann ein Bebauungsplan erst rechtbestdndig entstehen, wenn diesbezigliche
Konflikte geldst sind. Dies ist dann der Fall, wenn eine erforderlich werdende Sanierung oder Sicherung
von Altfasten entweder durchgefiihrt wurde oder aber die Durchfilhrung solcher MaBnahmen verbindlich
gesichert ist. Die Sanierung oder Sicherung von Altlasten kann im Bebauungsplan selbst nicht festge-
setzt werden, dies bedarf der rechtlichen Absicherung im Rahmen eines offentlich-rechtlichen stadte-
baulichen Vertrags oder einer Baulast.5

Vorhaben- und ErschlieBungsplan nach § 7 BauGB-MaBnahmenG:

Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan ist fiir die Umwandiung von ehemaligen Militarliegenschaften
dann geeignet, wenn ein konkretes Vorhaben durch einen Vorhabentrager verwirklicht werden soll. Der
Vorhabentrdger schlieBt dazu mit der Gemeinde den sogenannten Durchfiihrungsvertrag. Der vom
Investor beizubringende Vorhaben- und ErschlieBungsplan wird von der Gemeinde als Salzung7
beschlossen. Im Durchfiihrungsvertrag sind Kostentragungspflichten und Durchflihrungszeitraume zu
regeln, dazu erforderlich ist die Beseitigung von Altlasten. Hinsichtlich der Anforderungen an die Abwa-
gung bzw. der planungsrechtlichen Anforderungen in bezug auf Bodenbelastungen gelten die gleichen
materiellen Anforderungen wie bei der Aufstellung eines Bebauungsplans.

5 So auch die amtl. Begr. zum BauGB (BT-Drs. 10/4630).
Naheres siehe ILS, 1994. S.66 f.
7 Im einzelnen vgl. Pietzcker, Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan, Baden-Baden, 1993. 95
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3 Probleme durch Altlasten und Bodenbelastungen im KonversionsprozeB

Die Begriffe "Altlasten™ und "Bodenbelastungen”, die unterschiedlichen Gesetzesbereichen entstammen,
werden hédufig gleichgesetzt. Es ist jedoch festzuhalten, daB die unterschiedlichen Rechtsbereiche des
Abfallrechts und des Planungsrechts hinsichtlich der Altlastenbearbeitung unterschiedliche Eingriffs-
schwellen sowie verschiedende Untersuchungs- und Sanierungsintensititen definieren kdnnen. Auf-
grund der jeweils unterschiedlichen Rechtsbestimmungen fiihrt dies in der Praxis immer wieder zu
Unsicherheiten.

Fiir die Gemeinden stellt sich hdufig das Problem, nicht zu wissen, wer bei Konversionsliegenschaften
fiir die Altlastenbearbeitung auf Bundesseite zustirdig ist oder gegebenenfalls Ansprechpartner sein
konnte.8

Die Ergebnisse von Altlastenuntersuchungen, die durch den Bund in Auftrag gegeben wurden, sind den
Gemeinden nicht immer ziigig zugdnglich, wodurch die stadtebaulichen Nutzungsmadglichkeiten von der
Gemeinde nicht frihzeitig und auf gesicherter Grundlage ausgelotet werden kdnnen. Einerseits werden
somit bereits im Vorfeld -aufgrund vermuteter Bodenbelastungen - bestimmte hochwertige
Nutzungsiiberlegungen fallengelassen, andererseits kdnnen sich bestimmte Entwicklungsvorstellungen
verfestigen, die sich wegen des Altlastenbefundes spéter nicht mehr verwirklichen lassen.

Aufgrund der Ausrichtung der Altlastenuntersuchungen auf die Gefahrenerforschung sind deren Ergeb-
nisse fiir die Planung nur bedingt aussagefahig. Dies kann dazu fiihren, daB die Gemeinden zusétzliche
Untersuchungen in Auftrag geben missen, um alle ermittlungspflichtigen Bodenbelastungsbelange zu
erfassen, die fiir die Bauleitplanung von Bedeutung sind. Hierbei besteht die Schwierigkeit, einen
*nahtiosen® AnschluB an bereits durchgefiihrte Untersuchungen zu finden.

Die Altlastenbearbeitung wird vielerorts durch die Frage der Kostentragung von Untersuchungs- und
Sanierungsmafinahmen verzdgeit. Als Handlungs- oder Zustandsstdrer ist der Bund nur fiir die Beseiti-
gung von akuten Gefahren verpflichtet. Andererseits sind die Gemeinden teilweise nicht bereit, die
planungsrechtlich erforderlichen Untersuchungskosten zu tragen. Diesbeziiglich muB festgestellt
werden, daf bestimmte Bodenbelastungen erst durch die Beplanung einer Fliche (planungsrechtiich)
relevant werden und ndhere Untersuchungen und ggf. eine Sanierung nach sich ziehen. In einem sol-
chen Fall ist der Bodenbelastungskonflikt durch die planende Stelle geschaffen worden, wodurch die
Kostentragung grundstzlich der Gemeinde obliegt. Die Problematik wird durch unterschiedliche Auffas-
sungen darilber ausgelést, welche Bodenbelastungen im Einzelfall bereits eine akute Gefahr darstellen
bzw. lediglich der planerischen Gefahrenvarsorge zuzuordnen sind. Dabei vertreten die Gemeinden oft
eine sehr weitreichende Auffassung bei der Einstufung von Bodenbelastungen als akute Gefahr. Der
Bund andererseits sieht ein Sanierungserfordernis von Bodenbelastungen, die lediglich planungsrelevant

8 Zu Zustandigkeiten siehe; Ministerium fir Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft des Landes Nordrhein-
Westialen / Niedersichsisches Umweltministerium (Hrsg.): Wegweiser fir den Umgang mit Altlast-

6 Verdachtsflichen auf freiwerdenden, militarisch genutzten Liegenschaften. 1992.



sind, als vermeidbar an; dies insbesondere dann, wenn eine unempfindlichere Nutzung (z.B. Steliplatz-
fldchen anstelle eines Spielplatzes) ein Sanierungserfordemis entbehrlich macht.

Die eigentliche Planung fiir eine Liegenschaft setzt hiufig erst nach Vorliegen gesicherter Kenntnisse
iiber Art, Umfang und Lage von Altlasten ein, was teilweise zu erheblichen Verzogerungen der Umnut-
zung fiihrt, Solche Verzdgerungen wirken sich sowohl fiir den Bund als auch fiir die Gemeinden im
Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit der Liegenschaftskonversion aus. Solange der Bund Eigentiimer der
Fldche ist, entstehen ihm schon durch Bewachung und Instandhaltungsarbeiten erhebliche Kosten.
Dabei ist zusdtzlich zu bericksichtigen, daB es trotz dieser MaBnahmen zum Zerfall der Gebaudesub-
stanz (fehlende Beheizung, Feuchtigkeit, Vandalismus) und zu einer nachhattigen Schidigung nicht
benutzter Infrastruktureinrichtungen kommen kann. Dies kann eine erhebliche Minderung des Verkehrs-
werles einer Liegenschaft zur Folge haben. Aber auch fiir die Gemeinden haben solche Verzégerungen
nachteilige Auswirkungen. Stehen bei akutem Nutzungsdruck altemative Flachen nicht zur Verfligung,
wird der Ausweg mdglicherweise in der ErschlieBung unverbrauchter Flachen auf der "griinen Wiese"
gesucht.

Obwohl zur Problematik von Altfasten im Planungsproze8 in den letzten Jahren zahlreiche Handlungs-
empfehlungen verdffentlicht wurden, ist vielerorts bei den Beteiligten noch immer ein deutliches Defizit
in bezug auf den Umgang von Bodenbelastungen im Rahmen der Bauleitplanung festzustellen.

4 Planungs- und Projekistrategien

4.1  Die Regelkreise "Kaufpreisfindung™ und "Konversionsmanagement®

Zur Entwickiung von Planungs- und Projektstrategien fir die Planung und Aftlastenbearbeitung als
Teilbereich der Liegenschaftskonversion ist es zundchst sinnvoll, deren gegenseitige Zusammenhange
aufzuzeigen. Aus diesen Zusammenhangen lassen sich fiir diesen Teilbereich anschlieBend die erforder-
lichen Planungs- und Projekistrategien entwickeln. Als erste Uberlegungen hat die FIRU-Kaiserslautem,
die mit der wissenschaftlichen Begleitforschung im Themenfeld "Konversion® des ExWost vom BMBau
beauftragt ist, dazu die Regelkreise "Kaufpreisfindung” und *Konversionsmanagement® aufgezeigt.

Daf Planung und Altlastenbearbeitung lediglich zwei Fachbeitrage innerhalb der Liegenschaftskonversion
darstellen, zeigt der Gesamtzusammenhang Liegenschaftskonversion, wie er in den Abbildungen 1 und 2
dargestellt ist. Die Abbildungen zeigen jeweils einen Regelkreis von Fachbeitragen und Durchfihrungs-
aspekten, die wiederum untereinander in Abhéngigkeit stehen (Regelkreise °"Kaufpreisfindung® und
*Konversionsmanagement”).
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“Regelkreis Kaufpreisfindung”

planungsrechtliche
Einstufung

planungsrechtliches 1 | Verbilligungsrichtlinien

Instrumentarium des Bundes
v
2
3 | Kaufpreisfindung |
/ |
Wertermittiung / Kaufer / Investor
\
‘ Altlasten ’

1 Die Verbilligungsrichtlinien des Bundes sind teilweise an stadte-
bauliche Instrumentarien gebunden (Sanierungs- und Entwick-
lungsmaRnahme).

2 Sanierungs- und entwicklungsunbeeinfluter Wert.

3 Zulassigkeit von Vorhaben findet Eingang in die Wertermittlung.

4 Der Verkehrswert kann Uiber Ausschreibung oder Wertermittlungs-
gutachten ermittelt werden.

5 Der per Wertermittlung berechnete Verkehrswert wird um die altla-

- stenbezogenen Untersuchungs und Sanierungskosten oder ggf.
durch vereinbarte Pauschsaétze bzw. Héchstbetrdge zu mindern
sein.

Abb. 1
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"Regelkreis Konversicnsmanagement”

Politische
. Beschliisse 5
Planung und ‘ 6 — Vermarktung /
Planverfahren \ l / Investment
Konversions-
management
Erwerbs- K} Finanzierung und
verhandlungen « > Forderung

1 Zigige Plankonkretisierung erfordert: Mitzichen der kommunalen Gremien
(konsensgetragene Beschliisse) sowie Klarheit iber die Abgabe hoheitlicher Aufgaben
an private Dritte.

2 Konkrete Planungen ermdglichen konkrete Erwerbsverhandlungen.

3 Fihrung von Erwerbsverhandlungen vor dem Hintergrund von Finanzierbarkeit und
Fordermdglichkeiten.

4 Starke gegenseitige Wirkungsbeziehungen zwischen Vermarktung / Investment und
Finanzierung / Forderung (zielgerichtetes und abgestimmtes Vorgehen).

5 Abklirung kommunaler und privater Interessen vor der Vermarktung ("ziehen an einem
Strang”).

6 Konkrete ausgereifte Planungen ermdglichen ein besseres Greifen der Vermarktung.

Abb. 2 9



4.2  Inhaltliche Aspekte von Planung und Altlastenbearbeitung

Als Grundlage fiir den inhaitlichen Zusammenhang von stadtebaulicher Planung und Altlastenbearbei-
tung sind in erster Linie die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Bestimmungen des Planungs- und
Ordnungsrechts zu nennen. Wie bereits in Kapite! 1 angemerkt, sind diese Rechtsgrundlagen in bezug
auf Bodenschadstoffe sowohl inhaltlich als auch in ihrer Anwendung nicht identisch, wenngleich die
Regelungsgegenstinde der “Altlasten bzw. der “Bodenbelastungen® auf den ersten Blick gleich erschei-
nen. Die jeweiligen Arbeitsschritte von stidtebaulicher Planung (hier: Bebauungsplanverfahren) und
Altlastenbearbeitung weisen dennoch einen engen inhalitlichen Zusammenhang auf. Die Tabelle 1 zeigt
die wesentlichen inhaltlichen Zusammenhénge von stadtebaulicher Planung und Altlastenbearbeitung in
synoptischer Gegeniberstellung.

Zusammenhang von inhaltlichen Aspekten der Arbeitsfelder

Stadtebauliche Planung nach BauGB Altlastenbearbeitung

Planungsrecht: beides ist zu beachten Ordnungsrecht:

BauGB Abfalirecht, Umweltrecht

Ermittiungspflicht . erforderti.d.R. Erkundung und Beprobung

Konfliktlosungsgebot erfordert ggf. Sanierungs- und Sicherungsmab-
nahmen

Nutzungs- und Planungsédnderung kann entbehrlich machen | Sanierungs- und Sicherungsmag-

’ nahmen

Abwagung bezieht ein und erfordert | Gefahrdungsabschétzung

Planungsfortschritt - ist erforderfich zur Formulierung nutzungsbezogener
Gefahrdungsbeurteilungen

Tab. 1

4.3  Zeitliche Aspekte von Planung und Altlastenbearbeitung

In einem weiteren Zusammenhang von stadtebaulicher Planung und Altlastenbearbeitung sind zeitliche
Aspekie zu nennen. Dabei zeigt sich, daB insbesondere die verschiedenen Arbeitsschritte der stidtebau-
lichen Planung von den jeweiligen Arbeitsschritten der Altlastenbearbeitung abhangig sind (Tabelle 2).
Der Faktor Zeit wird damit wesentlich von der Altlastenbearbeitung bestimmt.
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Zusammenhang von zeitlichen Aspekten beider Arbeitsfelder

Stédtebauliche Planung Altlastenbearbeitung

Dauer der B-Planverfahrens ist abhdngig vom Zeitraum fdr Erkundung und Be-
probung

Zeitraum bis zum Abschlufl des B-Pian- ist abhdngig von Durchfiihrung von SanierungsmaB-

verfahrens ) nahmen bzw. vertragliche Regelung

zur deren Durchfihrung

Zeitraum bis zur tatsdchlichen Nutzung ist abhdngig vom AbschluB von SanierungsmaB-
bzw. Bebauung des Plangebietes nahmen
Tab. 2

4.4  Finanzielle Aspekte von Planung und Altlastenbearbeitung

Die finanziellen Auswirkungen von stadtebaulicher Planung und Altlastenbearbeitung auf die Liegen-
schaftskonversion bzw. auf den Kaufpreis einer Liegenschaft konnen erheblich sein. Neben dem Kosten-
faktor Zeit hingen die finanziellen Auswirkungen bei der Planung (insb. fir die Wertermittlung) im
wesentlichen von der Qualitit der geplanten stidtebaulichen Nutzungen ab, z.B. Griinflichen, gewerbli-
che Bauflachen, Wohnbauflichen sowie die Nutzungsintensitit (Tabelle 3). Demgegeniiber wird die
Altlastenbeseitigung finanziell im wesentiichen durch das Vorliegen von mehr oder minder umweltge-
fahrdenden Bodenschadstoffen beeinfiut. Hiervon abhingig sind wiederum die Hohe des Kaufpreises
einer Liegenschaft sowie altlastenbezogene Haftungsfragen. Die Hohe von Sanierungs- und Siche-
rungsmaBnahmen ist jedoch durch Nutzungsdnderungen seitens der stidtebaulichen Planung 2.T.
erheblich beinflubar. Nicht immer ist daher die Durchsetzung einer hochwertigen und mdglicherweise
hochsensiblen Nutzung sinnvoll; wie ebenso das Anstreben von mdglichst geringen Sanierungskosten
durch Verzicht auf eine besonders hochwertige stidtebauliche Nutzung nicht empfehlenswert ist (siehe
hierzu auch Abbildung 3 "Beispiel fiir eine modellhafte Beriicksichtigung von Altlasten und Bodenbe-
lastungen in der Bauleitplanung™ sowie Tabelle 4 als Eriduterung zu Abbildung 3).

Zusammenhang von finanzielien Aspekten beider Arbeitstelder

Stiddtebauliche Planung Altlastenbearbeitung

| Kostenfaktor Zeit Auswirkungen generell, ins- | Kostenfaktor Zeit
besondere auf Vermarktung

Auswirkungen auf die Kauf-
Wertfaktor "Nutzungskonzept™. Qualitdt verhandlungen Wertminderungsfakior Altlasten:

der stddtebaulichen Nutzungen Sanierung und/oder Kaufpreismih-
derung und/oder Haftungsklausein

Tab. 3
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4.5  Anforderungen an Planungs- und Projekistrukturen

4.5.1 Empfehlungen

Aus der Darlegung von inhaltlichen, zeitlichen und finanziellen Zusammenhangen zwischen stidtebauli-
cher Planung und Altlastenbearbeitung lassen sich vier grundsatzliche Erfordemisse an eine diesbeziigli-
che Planungs- und Projektstruktur herausarbeiten. In der Tabelle 5 sind dabei die jeweiligen Arbeits-
schritte bzw. Projektphasen ersichtlich:

Parallelitat von stadtebaulicher Planung und Altlastenbearbeitung.

Zeitliche und inhaltliche Stufung der verschiedenen Teilarbeitsschritte durch Projektplanung.
Koordination von simtlichen Arbeitsschritten und Beteiligten durch eine Steuerungseinheit.
Kontrolle von Zeitplanung, Kostenplanung, Arbeitsergebnissen sowie Untersuchungs- und Sa-
nierungsmafnahmen.

WO -
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Ergebnis der Gefahr-
dungsabschatzung bzw.
des Abwagungspro-
zesses bei der
Bauleitplanung

Szenario |. nutzungsbezo-
gene Sanierung/ ange-
pafite Planung
(Regelfall)

Bild 3a

Mogliche Konsequenzen
far die Sanierung bzw. die Bebauungsplanung

Keine Kontamination
festgestelit

Die Flache steht uneingeschrankt der
Anschiunutzung zur Verfigung

Keine Gefahr im Hinblick
auf die bestehende
Nutzung, aber geplante
Nutzung nicht mit der
Kontamination vereinbar

Nach Planungsanderur:?
steht die Flache zur Verfu-
gung. Im Gewerbegebiet
GE 1 wird die (privilegierte)
;Igghnnutzung ausgeschlos-

Altiast (Bodenverun-
reinigung, Gefahr
durch Direktkontakt)

Nach Sicherung und Pla-
nungsanderung fdr neue
Nutzung (6ffentliche Grin-
flache) geeignet, Einstufung
als gesicherte Aitlast

Keine Gefahr im Hinblick
auf die bestehende
Nutzung, aber geplante
Nutzung nicht mit der
Kontamination vereinbar

Nach Sicherung und Pla-
nungsanderung far neue
Nutzung (offentliche Park-
flache) geeignet, Einstufung
als gesicherte Altlast

Zur Erreichung des
urspranglichen
NutzungsZiels ist
Jjeweils ein Boden-
austausch erfor-
derlich

Ausgangssituation
Verdachtsflachen- Bebauungsplan
Erfassung und (vor-)entwurf
Bewertung Nutzungsziele
Flache Bild 1 Bild 2
Altlast-Ver- Reines
1 dachtsflache Wohngebiet
Bodenbelastungs-
verdacht Allgemeines
2 Untersuchungs- 9 )
bedarf nach Wohngebiet
L ' Planungsrecht '
Altlast-Ver- Allgemeines
3 dachtsflache Wohngebiet
Altlast-Ver- .
dachtsfiache und offentliche
4 Bodenbela- Spielaniage
L stungsverdacht
Tab. 4 Enamemngén zu Abbildung 3

Szenario I: nutzungsbezogene Sanierung/angepaBite Pianung (Regelfatf)

- Bodenbelastungen sind zum Teil weiterhin vorhanden

- gegenuber Szenarnio |i geringerer stddtebaulicher Nutzen
- gegeniiber Szenario Hl geringere Einbindung in die Umgebungsnutzung
- gegeniiber Szenario It hSherer Abstimmungsbedarf zwischen stédtebaulicher

Planung und Altlastenbearbeitung

- gegeniiber Szenario li erheblich geringere Kosten zur Planungsrealisierung

Szenario ll: vollstindige Sanierung/keine Planungsinderung

(Ausnahme)

- nach Komplettsanierung sind keine Kontaminationen mehr vorhanden

- gegeniiber Szenario | hdherer stidtebaulicher Nutzen
- hohe Einbindung in die Umgebungsnutzung

- gegeniiber Szenario | geringerer Abstimmungsbedarf zwischen

stadtebaulicher Planung und Altlastenbearbeitung
- gegeniiber Szenario | erheblich h8here Kosten zur

Planungsrealisierung
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Grundsitzliche Anforderungen an Planungs- und Projektstrukturen zur Verkniipfung beider-Arbeitsfe!der

Stédtebauliche Planung Altlastenbearbeitung
- Bestandsaufnahme (Ermittlungspfiicht) 1. Paralielitat - Historische Recherche
- Nutzungsiiberlegungen - Erstuntersuchung
- B-Plan-Vorentwurt - Erstbewertung (mdgl. bereits
- B-Plan-Entwurf 2, Stufung nutzungsbezogen)
- Birgerbeteiligung - orientierende Untersuchung
-Trdgerbeteiligung - Gefahrdungsabschitzung
- Abwagung, Konfliktidsung, Planinde- 3. Koordination ( nutzungsbezogen)
rung, - Detailuntersuchung
Nutzungsinderung - abschiieBende Geféhrdungs-
- B-Plan 4, Konlrolle abschétzung (nutzungsbezogen)
- Sanierungsuntersuchung
- Sanierungskonzept {nutzungs-
bezogen)

Tab. 4

Das Erfordernis von Parallelitat, Stufung, Koordination und Kontrolle wird besonders deutlich, wenn die
wesentlichen  Arbeitsschritte der  Altlastenbearbeitung aufgegliedert und innerhalb  eines
Bebauungsplanverfahrens darstelit werden. Wesentiiche Arbeitsschritte sind dabei folgende:

Arbeitsschritt Bebauungsplanverfahren: Arbeitsschritt Altlastenbearbeitung:
Bestandsaufnahme Historische Recherche

Eine parallele Durchfiihrung von stidtebaulicher Bestandsaufnahme und historischer Recherche ermdg-
licht die Abstimmung von Zwischenergebnissen und die friihzeitige Integration von Verdachtshinweisen
in das Bebauungsplanverfahren. Gleichzeitig kénnen erste Verdachtsareale gemeinsam raumiich
abgegrenzt werden.

Arbeitsschritt Bebauungsplanverfahren: Arbeitsschritt Altlastenbearbeitung:
Nutzungsiiberlegungen . Abgrenzung von Verdachtsarealen

Die ermittelten Verdachtsareale konnen bereits in die ersten Nutzungsiiberlegungen und Planungsvor-
stellungen einflieBen und ggf. im Rahmen von Nutzungsszenarien bericksichtigt werden. Dadurch 136t
sich der planerische Spielraum im Hinblick auf spéter tatsdchlich festgestelite oder nicht nachgewiesene
Bodenschadstoffe sehr friihzeitig ausloten.

Arbeitsschritt Bebauungsplanverfahren; ’ Arbeitsschritt Altlastenbearbeitung:
Nutzungsiiberlegungen Erstbewertung, Untersuchungsprogramm Erstun-
tersuchung

Bei der Festlegung des Untersuchungsprogramms der Erstuntersuchung ist es sinnvoll, der Planung ei-
ne ausreichende Mitspracheméglichkeit zu geben. Besonders wichtig erscheint hier die Formulierung der
fiir die Planung erforderlichen Erkenntnisse im Rahmen ihrer Ermittlungspflicht. Erfahrungsgemas ist es
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fir die Altlastengutachter sehr hilfreich, wenn solche Aussagen beispielhaft dargestellt oder als Fragen-
katalog niedergelegt werden. Die Erstuntersuchung sollte im Ergebnis mdglichst eine nutzungsbezogene
Erstbewertung enthalten. Als Grundlage fir die nutzungsbezogenen Aussagen dienen die ersten
Nutzungstiberlegungen fiir die jeweiligen Fldchen seitens der Planung. Durch eine nutzungsbezogene
Gefdhrungsabschitzung kann das Bebauungsplanverfahren schliissig weitergefiihrt werden. Die Er-
gebnisse der Gefihidungsabschatzung kénnen direkt in den Bebauungsplan-Vorentwurf einflieBen.

Arbeitsschritt Bebauungsplanverfahren: Arbeitsschritt Altlastenbearbeitung:
B-Plan-Vorentwurf Untersuchungsprogramm orientierende Unter-
) suchung, Gefahrdungsabschitzung, eventuell
Beprobung

Die Untersuchungsprogramme der orientierenden Untersuchung zur Verifizierung und niheren Quantifi-
zZierung der Schadstoffgehalte der ermittelten Verdachtsfldchen sollten ebenfalls unter Beteiligung und
Absprache mit der Planung erfolgen. Fir die Gefihrungsabschétzung solite der Bebauungsplan-Vorent-
wurf herangezogen werden, so daB Konflikte, die sich aus den vorliegenden Schadstoffen im Zusam-
menhang mit den geplanten stadtebaulichen Nutzungen ergeben, ndher beschrieben werden konnen.
Gleichzeitig sollten sinnvolle bzw. von der Planung noch vertretbare Nutzungsszenarien auf Fldchen mit
konfliktreichen Bodenbelastungen erarbeitet werden. Durch Anderung der Planung lassen sich oftmals
kostentréchtige Sanierungs- und/oder SicherungsmaBnahmen vermeiden.

Arbeitsschritt Bebauungsplanverfahren; - Arbeitsschritt Altlastenbearbeitung:
B-Plan-Entwurf Detailuntersuchung, abschlieBende Gefdhr-
dungsabschétzung

Wihrend des Bebauungsplanverfahrens konnen sich Erfassungsliicken ergeben, die dann im Rahmen
einer Detailuntersuchung zu schlieBen sind. Die Gefahrungsabschitzung muB die Vereinbarkeit der
geplanten Nutzungen abschlieBend kldren bzw. die erforderlichen MaBnahmen oder Vorkehrungen
nennen, damit die Planung verwirklichbar ist. Soweit die Planung nicht oder nur unter nicht hinnehmba-
ren Kosten zu verwirklichen ist, soilte die Planung entsprechend geandert werden. Nach Integration und
Beriicksichtigung der abschlieBenden Gefihrdungsabschitzung stellt die Erarbeitung des Bebbaungs-
plan-Entwurfs den néchsten Arbeitsschritt dar. Auf dieser Stufe sind u.a. die erforderlichen Planungsin-
derungen zu vollziehen, die Bodenbelastungsbelange abzuwagen und die Konflikildsungsmoglichkeiten
darzustellen. :

Arbeitsschritt Bebauungsplanverfahren: Arbeitsschritt Altlastenbearbeitung:

B-Plan-Entwurf Sanierungsuntersuchung und Sanierungskonzept
Zu den aitlastenbezogenen Konflikildsungsmdglichkeiten zahlen neben den planerischen Moglichkeiten
auch Sanierungs- und SicherungsmaBnahmen, die im Rahmen einer Sanierungsuntersuchung ebenfalls
unter Beteiligung der Planung festgelegt werden sollten. Spétestens auf dieser Stufe spielt auch die Ko-
stentragung von Sanierungs- und SicherungsmaBnahmen eine bedeutende Rolle. Dabei ist nach
MaBnahmen, die zur Sanierung oder Sicherung akuter Gefahren und nach planungsrelevanten
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VorsorgemaBnahmen zu unterscheiden. Grundsitzlich werden akute Gefahren nach dem Stdrerhaf-
tungsprinzip zu tragen sein; aus dem planerischen Vorsorgeprinzip heraus begriindete MaBnahmen sind
von der planenden Kommune zu Ubernehmen. Im Rahmen der Liegenschaftskonversion finden
allerdings auch berschneidungen Anwendung, Dariiber hinaus werden im Rahmen der Vermarktung in
manchen Failen die Kosten privaten Investoren als Rechtsnachfolger dbertragen.

Hinsichtlich der Bauleitplanung ist die Gemeinde durch das sog. Konfliktldsungsgebots gehalten, Bo-
denbelastungskonflikte zu bewdltigen. Bewaltigt werden kénnen Bodenbelastungskonflikte einerseits
durch Sanierungs- und SicherungsmaBnahmen, die vor Inkrafttreten des Bebauungsplanes durchgefiihrt
werden. Andererseits geniigt auch die verbindliche Regelung zur Durchfilhrung von Sanierungs-
maBnahmen, z.B. in einem stadtebaulichen Vertrag.

Arbeitsschritt Bebauungsplanverfahren: - Arbeitsschritt Altlastenbearbeitung:

Biirger- und Tragerbeteiligung, Sanierungsuntersuchung und Sanierungskon-
Inkraftsetzen, zept,

tatséchliche Bebaubarkeit Sanierungs- und SicherungsmaBnahmen

Nachdem der Bebauungsplan-Entwurf die Biirger- und Tragerbeteiligung durchlaufen hat, erlangt der
Bebauungsplan Rechtskraft. Die tatsachliche Nutzung.bzw. Bebauung noch nicht sanierter Grundstiicke
ist allerdings erst nach Durchfithrung der in einem stddtebaulichen Vertrag oder in einer Baulast geregel-
ten Sanierungs- und SicherungsmafBnahmen maglich.
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Stddtebauliche Planung Untersuchung, Bewertung und Sanlerung
von Boden- und Grundwasserbelastungen

. uf-Gefa

r rsorg
. {zukunftige Nutzung}.
. N g Erfassung
Stidtebauliche Ziele < Information
: Erstbewertung
Nutzungskonzept :
Vorplanung

MO"—D Untersuchungsprogramm

Ziel-und Aufgabenstellung, |
Untersuchungsparameter,
Untersuchungsdichte
und -tiefe

| Gefdhrdungsabschiitzung
im Hinblick | [ im Hinblick | |
auf die auf die
zukinftige derzeitige
Nutzung Nutzung

Stiddtebauliche
Rahmenplanung

ggt. Stddtebaulicher
Ideenwettbewerb : : -

falis erforderlich

Bebauungsplan- I

(vor-)entwurf Anforderungen rS— e S by e
—g——-——-_DSamerungsuntersuchung el

Vorhaben- und B : im Finbiick | ['im Finbiick
. . I ui die
ErschlieBungsplan- stimmung Zukinfige || derzefige
(vor-)entwurf “Information | | Nutzung Nutzung

Bebauungsplan, Vorha- ~
ben- u. ErschlieBungsplan [ -Abstimmun _ Sanierungsplan

gleichzeitige

Vermarktung/Realisierun ]
: ’ DurchfUhrung Sanierung
Nutzung Nachsorge

108 Abb. 4 Schnittstellen zwischen der Altlastenbearbeitung und der stédtebaulichen Planung
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5 Zusammenfassung .
Sowohl| die Altlastenbearbeitung als auch der Planungsproze8 soliten nicht unabhéngig voneinander
ablaufen, sondern méglichst innerhalb eines parallelen und schrittweisen Vorgehens miteinander ver-
zahnt werden. So kann einerseits die Planung durch friihzeitige Untersuchungsergebnisse auf die Altla-
stensituation abgestimmt werden, andererseits kbnnen altlastenbezogene Untersuchungsprogramme far
stddtebaulich besonders wichtige Teilflichen entsprechend der erforderlichen Aussageschirfe gestaltet
werden. Dies kann je nach Fallkonstellation ein mehr oder weniger aufwendiges Abstimmungsverfahren
erfordern (siehe Abbildung 4 "Schnittstellen zwischen Altlastensanierung und stidtebaulicher Planung).

Soweit der Bund auf einer Liegenschaft Gefahrerforschungsmafinatimen einleitet, sollte er der Kommune
die Maglichkeit geben, die Untersuchungsprogramme mitzugestaiten und die Untersuchungsergebnis-
se friihzeitig einzusehen. Voraussetzung dafir ist jedoch, da3 der Bund fruhzeitig iiber geplante Unter-
suchungsmafnahmen und {iber die zustindigen Stellen informiert. Neben einer allgemeinen Beschleuni-
gung sowohl der Altlastenbearbeitung als auch anstehender Bebauungsplanverfahren kann eine soiche
Kooperation auch Konsens in anderen die Liegenschaftskonversion beriihrenden Fragen bewirken.

Auch hinsichtlich der Kostenteilung bzw. Kosteniibernahme von altlastenbezogenen Untersuchungs-
mafinahmen sollten sich Bund und Gemeinden generell flexibler zeigen. Aus seinem wirtschaftlichen
Verwertungsinteresse fordert der Bund die kommunalen Planungstréger auf, eine die Verwertung der
Flachen ermdglichende Bauleitplanung einzuleiten. Dafiir ist es unerlaBlich, daB sich die Gemeinde hin-
sichtlich maglicher Bodenbelastungen Klarheit verschafft. Die Ermittlung von Bodenbelastungen ist da-
mit vom Bund regelmaBig mit veraniaBt. Im Rahmen erster Kontakigespriche sollten die Gemeinden da-
her versuchen, ggf. eine teilweise Kosteniibernahme der von ihr aus Planungsgriinden veranlaten Un-
tersuchungen durch den Bund zu erreichen.9 Dies wire zumindest im Rahmen erster orientierender
Untersuchungen begriindbar, da Aussagen zur stidtebaulichen Verwertbarkeit einer Liegenschaft durch
deren Ergebnisse (berhaupt erst ermdglicht werden. Andererseits sollten die Gemeinden die Kosten fiir
detailiertere Untersuchungen bzw. erweiterte Untersuchungsprogramme, die ordnungsrechtlich nicht er-
forderlich sind, sondern der planerischen Vorsorge10 dienen, selbst Glbernehmen.

Zur Minirnierung von Bodenbelastungskonﬂikten soll die Gemeinde bereits bei der Erarbeitung des Nut-
zungskonzeptes versﬁchen, alle planerischen und planungsrechtlichen Miglichkeiten konsequent aus-
zunutzen: Hierzu zahit die geschickte Anordnung empfindlicher und unempfindlicher Nutzungen je nach
Art und Umfang der vorliegenden Bodenbelastungen ebenso wie der Ausschlufl bestimmter Nutzungen
oder das Freihalten von Bebauung als Festsetzungen im Bebauungsplan nach § 9 Abs. 1 BauGB. 1

9 ARGEBAU: Arbeitshille zu den rechtlichen, planerischen und finanziellen Aspekten der Konversion militarischer
Liegenschatten, S.19.
10 Sowsit von Planungsseite bereits Nutzungsiiberlegungen fir eine Liegenschaft angesteilt wurden, sollten die

Anforderungen der Bauleitplanung an die weiteren Altlastenuntersuchungen formuliert werden. So sollten 2.B. die

Beprobungstiefe und -dichte im Hinblick auf die geplanten Nutzungen festgelegt werden. Darliber hinaus ist

sicherzustellen, daB mit der Untersuchung méglichst alle fiir den planerischen Abwigungsprozef relevanten

altlastenbezogenen Aspekte ermittelt werden. : 109
i Siehe auch: ILS (1994, $.65).
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Ist die Anwendung formaler Planungsinstrumente zunéchst nicht geboten, kann der Einsatz von stidte-
baulichen Rahmenplanen zur Formulierung und Konkretisierung der Nutzungsiiberlegungen hilfreich
sein:

- Die Gemeinde kann ihre Nutzungsiiberlegungen ohne rechtliche Bindungswirkung (jedoch
kemmunale Eigenbindung) konkretisieren und damit nach auBen dokumentieren.

- Die Erstellung eines stadtebaulichen Rahmenplans kann eine Verfahrensbeschleunigung bewir-
ken, da er im Hinblick auf sich indemde Rahmenbedingungen und auf die Integration spezifi-
scher Investorenwiinsche al$ sehr flexibel zu bewerten ist.

- Mit Hilfe informeller Planungsinstrumente kann die Gemeinde bereits wéhrend der Entwicklung
erster Nutzungsvorstellungen Investoren ansprechen und ggf. auch aktiv beteiligen, wodurch die
Vermarktung der Fliche friihzeitig geférdert werden kann.

- Auf der Basis eines Rahmenplans lassen sich auch die notwendigen Arbeitsschritte der Altla-
stenbearbeitung ausreichend abschitzen. .

- Der stidtebauliche Rahmenplan stellt zudem eine ausreichende Grundlage fiir die Verkehrs-
wertermittlung seitens des Bundes dar. Soweit die Planungsinhalte kommunalpolitisch be-
schlossen werden, ist auch eine gewisse Planungssicherheit fiir potentielle Investoren gegeben.

- Fiir einen nachfolgenden Bebauungsplan kann der stidtebauliche Rahmenplan bereits wichtige
abwégungsrelevante Belange liefern und somit das Bebauungsplanverfahren beschleunigen.

Soweit sich ein Investor mit konkreten Nutzungsvorstellungen fiir den Erwerb einer Liegenschaft inter-
essiert, kann der Vorhaben- und ErschlieBungsplan nach § 7 BauGB-MaBnahmenG fir die Konversion
militarischer Liegenschaften empfohlen werden. Da sowohl die Planung, die ErschlieBung als auch die
Finanzierung von Privatseite erfolgt, werden die kommunalen Haushalte entlastet und die Realisierung

_beschleunigt. Ist die Anwendung der stadtebaulichen SanierungsmaBnahme oder der stadtebaulichen

Entwicklungsmafinahme erwiinscht und méglich, empfiehlt es sich, zum friihestmdglichen Zeitpunkt,
u.U. auch vorsorglich, einen entsprechenden BeschluB zu fassen, um Wertsteigerungen im Hinblick auf
den Kaufpreis der Liegenschaft auszuschlieBen. 12

12 ) So auch die ARGEBAU: Arbeitshilfe zu den rechtlichen, planerischen und finanziellen Aspekten  der Konversion
militérischer Liegenschaften. S.11 f.



Bodenbelastungen als wesentlicher Faktor bei der
Planung - Fallbeispiel Wegberg-Wildenrath

Dipl.-Geol. Michacl Blesken, Diisseldorf

1 Einfithrung

Der chemalige Militirflughafen Wegberg-Wildenrath liegt im Westen des Landes
Nordrhein-Westfalen. Er befindet sich vollstindig auf dem Territorium der Stadt
Wegberg und grenzt unmittelbar an die Stadtgebiete von Erkelenz und Wassenberg. Aus
dieser Lage ergibt sich, daf8 die Entwicklung der Fliche nicht fiir die Stadt Wegberg
sclbst, sondern auch fiir die Nachbarstidte und dariiber hinaus fiir die gesamte Region
von erheblicher Bedeutung ist. Die Liegenschaft umfaBt mit einer Grofle von 515
Hektar rund 300 vormals fir unterschiedliche Zwecke - Flughafen-Infrastruktur,

Unterkiinfte, soziale und technische Infrastruktur - genutzte Gebéude.

Als Folge der Freigabe im Jahre 1992 steht der Stadt Wegberg zum erstén Mal die
Planungshoheit iiber diese Fliche zu. Um dieser Aufgabe Rechnung zu tragen, hat die
Stadt Wegberg Anfang 1993 die Landesentwicklungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen
(LEG) beauftragt, ein Entwicklungskonzept zur Klidrung ziviler Nutzungsméglichkeiten
fiir den Standort zu erarbeiten. Die Nutzungsvarianten - Gewerbestandort, Freizeit- und
Veranstaltungsstandort, Filmstandort sowie Flughafennutzung - dienten als Grundlage
fiir cinen intensiven inhaltlichen Diskussionsprozef} innerhalb der Stadt Wegberg. Das
stddtebauliche Planungskonzept (Abb. 1) zur zivilen Nutzung des Militdrflughafens
sicht die Ausweisung eines etwa 65 ha groflen Industrie- und Gewerbegebietes vor und
griindet auf der Entscheidung der Firma Siemens aus dem November 1994, auf dem
Gelinde ein Priifzentrum mit Teststrecken fiir Schienenfahrzeuge zu errichten und nach

Ablauf von 3 Jahren in Betrieb zu nehmen.
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Fiir dic Entwicklung des Standortes wurde die Entwicklungsgesellschaft Wegberg-
Wildenrath (EWW) gegriindet. Diese hat im Dezember 1994 die Liegenschaft von der
Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Oberfinanzdirektion Kéln, erworben.
Die Altlastenproblematik ist auf Grundlage der vom Bund vorgegebenen Bestimmungen
insoweit beriicksichtigt, als dieser die Sanierungskosten zu 90 %, jedoch nicht iiber die

Hohe des Kaufpreises hinaus, bei festgelegten Regularien [1] tibernimmt.

Mit der Projcktstcuerung fiir Herrichtung, Baureifmachung und Erschlieung sowie den

Arbeiten (iir Baulcitplan- und Planfeststellungsverfahren wurde die LEG beauftragt.

2 Altlasten und Nutzungsanspriiche

Weitgehend unabhingig von der kiinftigen Nutzung sind die Anspriiche der Wasser-
behérden in bezug auf den Grundwasserschutz, soweit Mafinahmen aufgrund der Alt-
lastensituation erforderlich werden. Nutzungsabhingig dagegen sind die Vorgaben, die
fir die konkreten Verwertungsabsichten im Zuge des Bauleitplan- und
Planfcststellungsverfahrens beriicksichtigt werden miissen. Von wesentlicher Bedeutung
ist in diesem Zusammenhang die Tatsache daB weite Teile der Liegenschaft innerhalb
verschiedener  Trinkwassereinzugsgebiete (Abb. 2) liegen, wodurch die weiteren

Entscheidungen malfigeblich beeinflufit werden.

Ein dhnliches Bild zeigt sich auf Seiten der Landschaftsbehérden, wo zum einen der
Erhalt schutzwiirdiger Biotope zu fordern ist und insofern Eingriffe zu minimieren sind,
andererseits auch gewihrleistet sein muB}, daB diese im Zuge der geplanten Nutzung

ausgeglichen werden, ohne in belastete Bereiche ausweichen zu miissen.

Das Ziel der Stadt Wegberg, zur zivilen AnschluBnutzung ein Gewerbe- uﬁd Industrie-
gebiet von rd. 65 ha auszuweisen, setzt die Aufstellung eines Bebauungsplanes voraus.
Die Amitstrger haben hier insbesondere die Pflicht, Gesundheitsgefihrdungen zu
verhindern, die den zukiinftigen Nutzern des Plangebietes aus dessen

Bodenbeschaffenheit drohen kénnen (§ 839 BGB). In der Bauleitplanung sind "die
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allgemeincn Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhiltnisse und die
Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevilkerung zu beriicksichtigen" (§ 1 BauGB), wie in

[2] ausfiihrlich erldutert wird.

Der Plan der Entwicklungsgesellschaft Wegberg-Wildenrath vom 31.03.1995, auf dem
Gelédnde ein Priifcenter mit Teststrecke fiir Schienenfahrzeuge zu errichten, wurde im
August 1995 gemiB Allgemeinem Eisenbahngesetz (AEG) festgestellt. Da dort keine
spezialgesctzliche Regelung hinsichtlich der Priffung der Umweltvertriglichkeit besteht,
findct das Gesctz iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) Anwendung.

Entsprechend ist auch hier die Altlastensituation beriicksichtigt worden.

Mit Vertrag vom 16.08.1995 hat die Entwicklungsgesellschaft Wegberg-Wildenrath die
fiir die Errichtung und den Betrieb des Priifzentrums sowie der Teststrecken benétigten
Grundstiicke an die Firma Siemens verduflert. Die Anspriiche der K#uferin an die
Altlastensanierung haben im Zuge der Vertragsverhandlungen aufgrund des hohen
Stellenwertes erheblichen Raum eingenommen. Insofern ist davon auszuéehen, da}

glciches auch fiir weitere Investoren gelten wird.

3 Altlastensituation

Bereits vor Ankauf der Liegenschaft wurden - in enger Abstimmung mit den Fach- und
Ordnungsbehorden - etwa 90 Punkte festgelegt, an denen ein Altlastenverdacht
aufgrund der Nutzung sowic der Auswertung von Akten vermutet werden konnte. Zur
Kohkrelisierung wurden und werden vertiefende Untersuchungen durchgefiihrt
(Abb. 3). Diese belegen, dafl in rund 40 Teilflichen wassergeféhrdende Stoffe in den

Untergrund gelangt sind.
Dic oberflichennahe Schichtenfolge besteht im wesentlichen aus Sanden und Kiesen, in

die zum Teil tonig-schluffige Bereiche eingeschaltet sind. Bereichsweise sind die Sande

und Kiese von Feinsanden oder Schluffen iiberdeckt. Die Grundwasseroberfliche liegt
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zwischen clwa 2 m und 7 m unter Geliinde. Die Flieirichtung zeigt nach Norden bzw.

Osten (s. Abb. 2).

Die wesentlichen Verunreinigungen im Boden stellen Mineral6l-Kohlenwasserstoffe
dar, dic auf unsachgemiflen Umgang in Form von Handhabungsverlusten bzw.
Leckagen von Kerosin sowie untergeordnet auch Diesel-Kraftstoff zuriickzufiihren sind.
Im Grundwasser kommen - bedingt durch die Zusammensetzung des Flugtreibstoffs -
Belastungen dureh BTEX-Aromaten hinzu, Dic Konzentrationen an Mincraldl-
Kohlenwasserstoffen im Boden belaufen sich bei erheblichen Verunreinigungen auf
mehrere Tausend mg/kg. Im Grundwasser wurden jeweils eng umgrenzt mehrere mg/l
festgestellt. Zu beachlen ist hier, dal slellenweise aufschwimmende Phasen
nachzuweisen waren. Die Summe an BTEX-Aromaten kann mchrere 1.000 pg/l

erreichen.

Hervorgerufen durch erhebliche Gehalte im Grundwasser wurden in einigen Bereichen
cbenfalls deutliche Konzentrationen an BTEX-Aromaten in der Bodenluft hiufig um

30 mg/m’ festgestellt.

Von wesentlicher Bedeutung fiir den weiteren Ablauf war die Erkenntnis, daB sich der
Altstandort entgegen dem urspriinglichen Ansatz nicht als eine Altlast erwiesen hat;
vielmehr sind die festgestellten Schadenszentren als eigenstidndige Altlasten mit jeweils

spezifischen Inhalten und Anforderungen zu begreifen.

4 Altlastensanierung

Die Liegenschaft befindet sich nahezu vollstindig im Bereich von geplanten bzw. fest-
gesetzten  Trinkwasserschutzgebieten  verschiedener ~ Wassergewinnungsanlagen.
Insofern war durch eine Sanicrungsuntersuchung zundchst zu kldren, wie die
festgestellten Altlasten unter 6kologischen und $konomischen Gesichtspunkten saniert

werden konnen. Weiterhin kam der Detail-Untersuchung und Kennzeichnung diescr
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Bereiche im Zuge des Bauleitplan- und Feststellungsverfahrens sowie der

Umweltvertriiglichkeitsuntersuchung eine wesentliche Bedeutung zu.

Die sehr cngen zeitlichen Vorgaben fiir die Entwicklung des Gelindes haben dazu
geflihrt, dafl der nunmehr auch in Nordrhein-Westfalen gesetzlich vorgeschriebene
Sanicrungsplan [3] nicht als eigenstindiges Dokument vorgelegt werden konnte.
Insofern wurde mit den zustéindigen Behérden - dies sind der Kreis Heinsberg sowie das
Staatliche Umweltamt Aachen - vercinbart, daB dic jeweils zu bewiltigenden Aufgaben
im Zuge regelmifliger Besprechungen einvernehmlich festgelegt und in Form eines
Verwaltungsaktes verbindlich vercinbart werden. Gegentiber der bisherigen Vorgehens-
weise [4] crgibt sich dadurch fiir alle Beteiligten ein héheres Mal an Absicherung als
bisher. Einbezogen in diesc Abstimmungsgespriche wird gleichfalls das Staatliche
Bauamt Erkelenz als fachliche Vertretung des Bundes. Damit ist gewéhrleistet, daf3 das
vertraglich vereinbarte Einvernchmen iiber die zu ergreifenden MaBnahmen unmittelbar

hergestellt werden kann,

Da sowohl die Gleis-Trasse als auch der Bereich fiir das Priifzentrum der Firma
Siemens zum 01.10.1995 zu iibergeben waren, mufiten auf dem Gelidnde zu einem sehr
friihen Zcitpunkt Abbruch-, Baureifmachungs- und Erdarbeiten stattfinden. Insofern
wurde der Aushub belasteter Boden in diese Mafinahmen integriert. Zum Zwecke einer
weitercn Beprobung werden die Masscn zum Abtransport in zwei geeigneten Hallen
bereitgestellt. Dabei werden zunéchst die behdrdlicherseits in bezug auf den Grund- und
Trinkwasserschutz vorgegebenen Sanierungsziele beriicksichtigt. Soweit weitergehende
MafBnahmen, wie Bebauung bzw. Aufbereitung von Versickerungsflichen feststehen,

werden auch diese Bereiche entsprechend einbezogen.

Bereits in friiheren Jahren ist wihrend der Flughafennutzung eine mikrobiologische
Bodensanierung erfolgreich durchgefiihrt worden. Dieses Sanierungsverfahren wurde
mit Nachdruck weiter verfolgt. Zwischenzeitlich ergab sich jedoch die Moglichkeit,
belastete Boden bei der Oberflichenabdichtung auf einer kreiseigenen Deponie in Form

ciner Stiitzschicht zu verwerten. Da vor allem die Kosten deutlich giinstiger liegen als
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im Falle ciner Behandlung, werden die belasteten Boden in groBeren Chargen aus dem
Bereitstellungslager abtra;lsportiert. Auf der Deponie selbst wird dafiir Sorge getragen,
daf dic Oberflichenabdichtung unmittelbar nach dem Einbau aufgebracht wird. Bislang
sind auf diesec Weise rund 15.000 t an belasteten Boden sowie etwa 35.000 t cbenfalls
durch Mincral§l-Kohlenwasserstoffe verunreinigter Betonaufbruch, der innerhalb cines
"Warteberciches" der Startbahn aufgenommen werden mufte, entsorgt worden. Fiir die
noch ausstehende Sanierung der tibrigen Verdachtsflichen werden im ungtinstigen Fall
-~ nochmals ctwa 50.000t belastcter Boden anfallen, deren Entsorgung bislang nicht

abschlicBend geklirt ist.

Wie die Untersuchungen gezeigt haben, ergibt sich an mehreren Stellen dic Notwendig-
keit einer GrundWassersanierung. Um diese Mafinahmen sinnvoll zu planen, wurden
und werden zuniichst Pumpversuche durchgefiihrt. Eine Ausnahme bildet ein Bereich
von zwei ehcmaligen Tanklagern, zwischen denen zur ErschlieBung des
Gewerbegebietes eine Durchfahrt unl.erhalb der gélﬁndegleichcn Teststrecke der Firma
Siemens errichtet wird. Die zum Trogbau notwendige Grundwasserabsenkung erfordert
aufgrund der Belastungen eine nachgeschaltete Reinigungsanlage. Bei einer Absenkung
von mehreren Melern sowie einer Entnahme von rd. 80 m’/Stunde ist davon
auszugehen, dafl damit die Grundwasserbelastungen im Umfeld weitgehend saniert
werden k6nnen. Nach AbschluBl der Baumafinahme wird zu entscheiden sein, ob bzw. in

welchem Umfang die Grundwasserreinigung weiter betrieben werden muB.

Einen nicht unwesentlichen Anteil innerhalb der Altlastensanicrung haben sowohl
hinsichtlich der gutachtlichen Uberwachung als aueh der bautechnischen Ablaufe
Reinigungsarbeiten an Tankanlagen und Leitungen sowie Benzin- und Olabscheidern
cingcnommen. Nach Stillegung und Riickbau dieser Anlagen werden bei Erfordernis
unmittelbar anschlicBend Bodenbelastungen ausgehoben. Hinzu kommen in
erheblichem Umfang teerhaltige Belige aus Straflendecken bzw. Roll- und
Landcbahnen, fiir die eine den gesetzlichen Vorschrifien entsprechende Verwertung

bzw. Entsorgung sicherzustellen ist.
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S Fazit

Die vielfiiltigen Anforderungen an die Fliche sowie die engen zeitlichen Vorgaben
haben dazu gefiihrt, bei det Altlastensanierung neue Wege zu beschreiten. Nur bei
stindiger Abstimmung in bezug auf Bauabliufe sowie planerische Vorgaben kann die
Altlastenbechandlung flexibel integriert werden. Besonders hervorzuheben ist die
Bereitschaft des Kreises, auf cinen vorab gefertigten Sanierungsplan zu verzichten und
statt dessen die Sanicrungsmalinahmen durch Baustellenbesprechungen abzustimmen
und verbindlich [estzulegen. Damit werden bei der nicht abschbaren Sanicrungsdaucr
dic Arbeiten dem Stand der Technik und den gesctzlichen Vorgaben fortlaufend
angepallt.  Als ecin  weiterer wesentlicher Vorteil ist die Einbeziehung der
Aushubmafnahmen in die Abbruch- und Baurcifmachungsarbeiten hervorzuheben. So
kaon auch hier dic Altlastensanicrung, ohne Verzogerungen hervorzurufen, den

Notwendigkeiten angepafit werden.

Da nicht in allen Bereichen die Sanierungsarbeiten vor Rechtsgiiltigkeit des Bebau-
ungsplancs abgearbeitet werden kénnen, werden zunichst die Flichen mit erheblichen
Bodenverunreinigungen gekennzeichnet [5]. Hier wird sich die
Entwicklungsgescllschaft -~ Wegberg-Wildenrath  der Stadt Wegberg  gegeniiber
verpflichten, die SanicrungsmaBnahmen vor Baubeginn abzuarbeiten, Da nicht mit
letzter Sicherhcit ausgeschlossen werden kann, daB cventuell bei Bauarbeiten weitere
Belastungen auftrcten kénnen, ist ein entsprechender Hinweis in der Begrlindung zum
Bcbauungsplan unverzichtbar. Bei den umfangreichen Bauvorhaben der Firma Siemens
ist dicses insoweit berticksichtigt, als sich die EWW als Verkauferin verpflichtet hat,
belastete Biden zu iibernehmen und einer ordnungsgeméBen Entsorgung/Verwertung

zuzufithren.

Vor dem Hintergrund, daB dic finanzielle Beteiligung des Bundes an der Altlasten~
sanicrung zeitlich befristet ist, wird zu kldren sein, in welchem Umfang fiir die weitercn
Baugebicte crginzende Untersuchungen durchgefithrt werden miissen und so ein

héheres Maf an Sicherheit erlangt werden kann.
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Zivile AnschluBnutzung von Militirstandorten
Bodenbelastungen als wesentlicher Faktor bei der Finanzierung

Referat: Forderprogramme des Landes NRW

Meine Damen und Herren,

nachdem die von den Lindern geforderten dirckten Bundeshilfen zur Flankierung des Kon-
versionsprozesses letztendlich nicht bereitgestellt wurden, hatte die nordrhein-westfilische
Landesregierung die einschligigen Forderprogramme fiir Konversionszwecke geoffnet. Die in
diesem Zusammenhang ergriffenen Mallnahmen konzentrieren sich vor allem auf die Regio-
nale Wirtschattsforderung, die Arbeitsmarktpolitik, die Stiidtebau- und die Wohnungsbaufor-
derung.

Das wichtigste Finanzierungsinstrument fiir die Wiederaufbereitung von Militdrbrachen ist
das Regionale Wirtschaftsforderungsprogramm des Ministeriums fiir Wirtschaft und Mittel-
stand, Technologie und Verkehr des Landes NRW fiir die Gebiete der Bund-Linder-Gemein-
schaftsaufgabe und der reinen Landesforderaufgabe. Das Programm - kurz RWP genannt -
wird flankiert von den NRW/EU-Sonderprogrammen Ziel-2 (Regionen, die von riickliufiger
Industrieentwicklung schwer betroffen sind), Ziel-5b (ein Programm zur Entwicklung und
strukturellen Anpassung des lindlichen Raumes), RESIDER (dient fiir dic Umstellung von
Stahlregionen), RECHAR (steht fiir die Umstellung der Steinkohlenreviere) und letztlich
KONVER (fiir Riistungs- und Standortkonversionen).

(Folie Fordergebiete)

Das Schaubild zeigt Ihnen, meine Damen und Herren, wo in NRW das RWP Anwendung fin-
den kann. i

Bei Inanspruchnahme von Zuschiissen aus dem RWP muf} die Wiedernutzbarmachung von
Militirtlichen fiir gewerbliche Zwecke im Vordergrund stehen.

Die Ausbaumalnahmen der Infrastruktur sind auch forderbar, wenn sie Betrieben dienen, die
keinen Primiireffekt haben. Primireffekt steht fiir unternehmerische Titigkeiten, die ihrer Art
nich iberwiegend tiberregional - auBerhalb von 50 km Luftlinie um den Standort - erbracht
werden. Die jeweilige Fliche kann auch fiir Ansiedlungsvorhaben von kleinen tiberdrtlich ti-
tigen Gewerbebetrieben verflighar gemacht werden.

Ferner kinnen Infrastrukturmalinahmen fiir Giiterverkehrszentren sowie Gewerbehife in
kommunaler Trigerschaft, die an forderbare gewerbliche Unternehmen vermietet werden, Ge-
genstand der ZuschuBférderung sein.

Fiir den Einzelhandel - insbesondere den groBflichigen - kann jedoch das Flichenrecycling
nicht gefordert werden.

Im Zusammenhang mit der Gewerbeflichenaufbereitung konnen auch MaBnahmen fiir eine
Wohn- und Freizeitnutzung sowie Griinfliichen und 6kologische AusgleichsmaBBnahmen mit
in die Firderung einbezogen werden.
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Gefordert werden konnen Ausgaben fiir

- den Grundstiickserwerb. Nach dem RWP respektive den NRW/EU-Sonderprogrim-
men allerdings nur ausnahmsweise in den Fillen, wo die Sanierungsaufwendungen
unter dem Grundstiickspreis liegen, wobei als Basis der Kaufpreis fiir nicht erschlos-
senes gewerbliches Bauland am Standort vergleichsweise herangezogen wird. In die-
sem Fall wird die Differenz aus Grundstlickspreis und Sanierungsaufwand als forder-
fihig mit einbezogen.

- Konzeptentwicklungen und Planungsausgaben, Hierzu ziihlen Planungs- und Bera-
tungsleistungen, die der Triiger von Dritten in Anspruch nimmt, Die Erstellung von
Bauleitplinen kann jedoch nicht gefirdert werden.

- Sanierungsuntersuchungen, wie z.B. Bodenuntersuchungen und Gefihrdungsabschiit-
zungen fiir das Grundwasser.

- Altlastensanierung wie z.B. Bodenaushub oder Bodenversiegelung.
- Abtragung und Beseitigung von baulichen Anlagen.

- Errichtung und Ausbau von Verkehrsverbindungen, soweit Gewerbebetriebe unmit-
telbar angebunden werden sollen.

- Errichtung und Ausbau von Energieleitungen und - Verteilungsanlagen (ausgenomimen
Strom).

.

- Errichtung und Ausbau von Anlagen fiir die Beseitigung bzw. Reinigung von Abfall
und Abwasser.

- Mafinahmen der Tourismusinfrastruktur, wie beispielsweise Basiseinrichtungen fiir
Touristen.

- Errichtung von Einrichtungen der berutlichen Bildung, Fortbildung und Umschulung.

- Errichtung von Gewerbezentren wie Technologie- und Griinderzentren bzw. -parks,
die kleinen und mittleren Unternehmen in der Regel fiir fiinf Jahre, aber nicht mehr als
acht Jahre Ridumlichkeiten und Gemeinschaftsdienste bereitstellen.

Im Zusammenhang mit Bildungszentren und ihnlichen Einrichtungen sowie Techno-
logie- und Griinderzentren konnen auch Investitionskosten fiir die Schaffung von Kin-
derbetreunngseinrichtungen bei Hochbaumalfinahmen mitgefordert werden.

- Letztendlich knnen Zuschiisse fiir Vermarktungsaktivititen und das Projektmanage-
ment aus NRW/EU-Mitteln sowie Mitteln der Regionalen Landesaufgabe gewiihrt
werden.

Die RWP-Forderung betrigt in der Regel bis zu 50 % der forderbaren Aufwendungen. In
begriindeten Ausnahmefillen kann dieser Fordersatz tiberschritten werden. Dies ist insbeson-
dere bei der eigentlichen Altlastensanierung entsprechend der Leistungsfihigkeit des Triigers
moglich. In besonderen Fillen kann dann der Fordersatz auf maximal 80 % erhoht werden.
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Bei der reinen Flichenmobilisierung wird férdertechnisch von der Primisse ausgegangen, daf3
Forderbetrige des Landes und Verkaufserlose zu 100 % die forderbaren Aufwendungen
decken.

(Folie Flichenmobilisierung)

Es gilt allerdings eine Gewinnabschopfungsregel, die besagt, da Mehrerldse nach Verkauf
der diversen Grundstiicks-parzellen an den Fordergeber zuriickzufiihren sind. Diese Regelung
greift fiir einen Zeitraum von 15 Jahren nach Abschluf} der InfrastrukturmaBnahmen. Erst da-
nach kann sich der Triiger etwaige Mehrerlise in die eigene Tasche stecken.

Meine Damen und Hesren, bei Beantragung einer Intmstruktmfoldcxung miiBten folgende
Voraussctzungen beachtet werden:

- Es sollte cin integriertes regionales Entwicklungskonzept vorliegen. In diesem Zu-
saummenhang hatte die Landesregicrung mit Beschluih vom 16, Oktober 1990 die Re-
gionen des Landes aufgefordert, regionale Entwicklungskonzepte zu erarbeiten. Diese
Konzepte sollen die Regionen in die Lage versetzen, ihre Entwicklung verstirkt in
regionaler Selbstverantwortung wahrzunchmen, Eigeninitiative und Kreativitiit zu
entfalten, regionale Kooperationen zu verstetigen und zu festigen sowie regionseigene
Vorhaben zu realisieren.

- Das Piojekt mul} einen regionalen Konsenz vorweisen.

- Die in der Gemeinde verfligbaren Fliichen zur Ansiedlung bzw. Umsiedlung von Ge-
werbe- und Industrieunternehmen reichen fiir einen vorhersehbaren Bedarf bzw,
- Zcitraum nicht mehr aus.

- Eine angemessene Eigenbeteiligung des Trigers an den forderbaren Kosteni in Form
von Finanzierungsmitteln und ggt. Sachleistungen wie z.B. Bereitstellung von Rium-
lichkeiten und Personal fiir die Projektmanagement.

- Vor Beginn der Mallnahmen mubB ein formgebundener Forderantrag bei der zustindi-
gen Bezirksregierung eingegangen sein.

Antragsberechtigt fir eine Infrastrukturforderung sind vorzugsweise Gemeinden und Ge-
meindeverbiinde. Als Triger der Mafinahmen konnen auch natiirliche und juristische Perso-
nen, die nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet sind, auftreten. Darilber hinaus kann der 6f-
fentliche Triiger die Ausfiihrung, den Betrieb und die Vermarktung des Infrastrukturprojektes
sowie das Eigentum an dem Projekt auf natiirliche und juristische Personen, die auf Ge-
winnerzielung ausgerichtet sind, unter der Voraussetzung tibertragen, dall

- die Forderziele des Programmes und

- die Interessen des Triigers gewahrt werden, in dem dieser ausreichenden Einfluf auf
die Ausgestaltung des Projektes erhiilt.



Die erschlossenen Fliichen miissen nach offentlichen Verkaufsbemithungen wie z.B. Hin-
weistafeln auf dem Geliinde, Verdffentlichungen in den Gewerbegebietslisten und in iiberre-
gionalen Tageszeitungen, Einschaltung eines iiberregional tiitigen Maklers zum Marktpreis an
den besten Bieter verkauft werden.

* Wiihrend die RWP-Forderung auf rdumlich begrenzie Gebiete beschrénkt ist, konnen alle
Gemeinden in NRW prinzipiell Stadterneuerungsmittel des MSKS fiir stédtebauliche Maf-
nahmen auf ehemals militirisch genutzten Liegenschaften beantragen.

Zur Vorbereitung der Umnutzung der Konversionsflichen kommt den stidtebaulichen Unter-
suchungen und Planungen besondere Bedeutung zu. Stddtebauliche Rahmenplanungen sind
insbesondere dann zu empfehlen, wenn grofiere stadtnahe oder innerstidtische Kasernen-
komplexe in Zukunft fiir zivile Zwecke genutzt werden sollen. Im Rahmen der vorbereitenden
MauBnahmen konnen auch Gefihrdungsabschitzungen und Sanierungsuntersuchungen in die
Forderung einbezogen werden.

Bei der Beantragung fiir Fordermittel fiir investive Malnahmen empfiehlt es sich, einzelne
Fordermallnahmen in einem gebietsbezogenen Programm zu biindeln. Derartige Stadterneu-
erungsgebiete sind mit einer Gebietsgrenze und mit einem mittelfristigen Mallnahmenbiindel
zu beschreiben. Eine solche Gebietsabgrenzung kann sich auf dem Bereich einer ehemaligen
“militirischen Liegenschaft beziehen oder dariiber hinausgehen. In groBeren Konversionsfillen
kann es sich anbieten, solche Gebiete als SanierungsmalBnahmen gemiB §§ 136 ff Bauge-
setzbuch oder als stidtebauliche Entwicklungsmainahme gemiil §§ 165 ff Baugesetzbuch
festzulegen. Die Anwendung dieser Instrumente bietet den Vorteil, dafy die Grundstiicke zum
planungsunbeeinflufiten Wert erworben werden konnen.

Insbesondere beim Grunderwerb bieten die Forderrichtlinien zur Stadterneuerung eine einma-
lige Hilfestellung. Denn hierbei kann die Zinsbelastung gefordert werden, die der Gemeinde
dadurch entsteht, dal} sie am Kapitalmarkt Mittel aufnimmt, um brachliegende Flichen zu
erwerben, auf denen kiinftig Malinahmen zur Stadterneuerung oder Wohnungsbauvorhaben
durchgefiihrt werden sollen. Forderungsfihig ist die Zinsbelastung fiir den Zwischenerwerb
bis zu einer Hihe von 7 % p.a. fiir hochstens fiinf Jabre. Anerkannt werden kann nur der pla-
nungsunbeeinflufite Marktwert der Grundstiicke.

Meine Damen und Herren, wie kommt nun der Infrastrukturtriiger an 6ffentliche Zuschiisse
ran?

Seit Oktober letzten Jahres durchlaufen in der Regel Infrastrukturantriige, denen MaBnahmen
in Fordergebieten des Landes NRW zugrunde liegen, folgendes Genehmigungsverfahren:

bis zum 30.09. eines jeden Jahres konnen Antrige auf dem Dienstweg beim Wirt-
schaftsministerium gestellt werden.

- Danuch erfolgt eine Auswahl strukturrelevanter Projekte.
- Entsprechend den zur Verfiigung stehenden Bewilligungsmdglichkeiten werden
letztendlich bis Ende Februar des Folgejahres im Arbeitskreis Infrastruktur, demn u.a.

Vertreter des MSKS und der Bezirksregierungen angehoren, Forderempfehlungen
ausgesprochen.

Antriige, die aufgrund der Haushaltslage nicht beriicksichtigt werden konnten, kénnen dann
wieder neu eingereicht werden.
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Grolere Projekte sollten sinnvollerweise in Abschnitte oder Arbeitsschritte aufgeteilt werden,
da grundsiitzlich nur ein ZuschuB von maximal 5 Mio DM je Bauabschnitt und Haushaltsjahr
bereitgestellt werden kann. So konnte man z.B. die Ausgaben fiir die Konzeptentwicklung und
die Sanierungsuntersuchungen in einem Antrag biindeln. Filr die Sanierung selbst und die
Erschlielbung sollte man griBere Flichen in Teilabschnitte aufteilen und da anfangen, wo mit
geringstem Aufwand eine schnelle Vermarktung moglich ist.

Hilfestellung bei der Antragsabfassung bieten die Konversionsbeauftragten der einzelnen
Bezirksregierungen sowie das Wirtschaftsministerium bzw. Stidtebauministerium.

Der Fordergeber erwartet im librigen eine kurztristige Umsetzung der geforderten Malinahme.
Innerhalb von sechs Monaten nach Bewilligung der ZuschuBmittel mufl mit dem Vorhaben
begonnen werden. Anderntalls liuft der ZuschuBempfinger Gefahr, daB die Bewilligung
aufgehoben wird.

Und wenn es dann an die Yermarktung der erschlossenen Flachen geht, sollte der Triiger
damit werben, dal es fiir ansiedlungswillige Investoren standortabhiingig eine Vielzahl von
Offentlichen Férderprogrammen in Form von zinsgiinstigen Darlehen und nicht riickzahlbaren
Investitionszuschiissen gibt. Einzelheiten hieriiber sind bei Banken und Sparkassen, Wirt-
schaftsforderungsimter und -gesellschaften, Kammern sowie bei der INVESTITIONS-BANK
des Landes NRW zu erfahren.

Meine Damen und Herren, von den insgesamt in NRW von Truppenabzug betroffenen rund
6.800 ha entfallen allein ca. 2.600 ha auf Flugpliitze, Ubungsplitze und SchieBstinde sowie
rd. 2.500 ha auf Depots und Nachrichtenanlagen. Diese gut 5.000 ha Bruttoflidche in Ginze
wieder einer zivilen AnschluBnutzung zuzufiihren, wiirde sicherlich weit iiber die Grenzen der
finanziellen Leistungstihigkeit von Land und den Gemeinden gehen. Neben den Konver-
sionsflichen stehen ja leider auch jede Menge Industriebrachen in der Forderwarteschlange.

Auf der anderen Seite stehen ansiedlungswillige Investoren nicht gerade Schlange. Dies fiihrt
zu einem immer schirfer werdenden Wettbewerb zwischen den einzelnen Standorten.

Nur dort, wo ein echter Bedurf begriindet ist, wiire die Anstrebung einer Wiedemnutzung fiir
zivile Zwecke sinnvoll. Meine Damen und Herren, man sollte auch ruhig was der Natur iiber-

lassen.

Ich danke Ihnen fiir Ihre Aufmerksamkeit.
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Zivile Anschlufinutzung von Militirstandorten

- Finanzierungsmodelle -

Rechtsanwiiltin D. Overlack-Kosel,

Der Abzug der alliierten Streitkriafte filiet in den betroffencn Regionen zu dem Verlust von tausenden
Arbeitsplitzen und setzt die Kommune unter Haodlungszwang, um die wirtschaftliche Entwicklung der Region

sicherzusieilen.,

Eine Umwandlung des vormals militirisch genutzten Gelindes ist eine Moglichkeit, die bereits bestehende
Infrastrukwur kiinftig zu nutzen, die Ansiedlung ncuer gewerblicher und industrieller Unternchmen zu

ermdglichen und dort neue Arbeitsplitze zu schaffen,

A. Investitionsrisiken

Der Erwerb vormals militirisch genutzter Flichen ist fiir die Kommune zwar einerseits finanziell selr
intercssant, andererseits aber auch stets mit einem "Altlastenrisiko®, z.B. durch Tanklager und gelagerte

Munition bedingt und folglich auch einem entsprechenden Kostenrisiko fiir Investoren verbunden. 1)

[. Zustandsstorerhaftung

Besonders  gefilirlich beim Erwerb von Grundstiicken ist die mégliche Inanspruchnabhme als

Zustandsstérer, da die Zustandsstirerqualifikation immer an das Grundstiickseigentum gebunden ist.

Diese Haftung besteht folglich unabhiingig von der Verursachung des Umweltschadens bzw. einem

Verschulden, allein die Eigentimerstellung begriindet die Haftung.

Somit ist der Eigentiimer verpflichtet, die Gefahren, die eine Altlast fir die Offentliche Sicherheit und

Ordnung mit sich bringen, zu beheben und die damit verbundenen Kosten zu tragen.

Kommt er dieser Verpflichtung nicht freiwillig nach, so kann im Wege der Ersatzvornahune die Gefahr von der
zustindigen Behorde beseitigt und dem Eigentiimer die damit verbundenen Kosten auferlegt werden. Zwar
kann der so in die Pilicht genommene Eigentiimer den Verursacher, insbesondere den Verhaltensstorer, in

Regress nebmen, das Solvenzrisiko liegt jedoch aber bei ihm.

‘l) s.a.Overlack-Koscel, Kreditrisiken aus Umweltrisiken, Bonn 1996
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I1. Verhaltensstorerverantwortlichkeit

Die Verhaltensverantwortlichkeit geht beim Grundstiickskauf als Einzelrechitsnachfolge hingegen nicht auf den
Erwerber iiber. Bei einer Gesamtrechtsnachfolge, Firmenilbernahme oder Erbfall geht sie auf den Nachfolger
iiber, sofern bereits eine konkrete Verfiigung gegen den Verhaltensstorer ergangen war. Ist die Rechtspflicht
des Handlungsstorers hingegen noch abstrakt, so ist ein Ubergang auch im Rahmen einer

Gesamtrechtsnachfolge strittig.

Dies wird bei militirisch genutzten Flichen mangels entsprechender Verfiigungen jedoch kaum der Fall sein.

B. Privat initiierte Finanzierungen

I. Gesellschaftsrechtliche Beteiligung eines Kreditgebers
Kreditinstitute, die dieses Risiko erkannt haben, konunen daher in der Regel fur cine Finanzierung nur
gewontien werden, wenn die in Rede stehenden Flichen vom Altlastenverdacht frei sind, weil sich dort z.B.

nur Wolin- und Verwaltungsgebiude befinden.
Beispiel 1: Erwerb eines Grundstiicks ohne militidrisch bedingtes Altlastenrisiko
Problem und Ziele der Kommune:

Die Kommune ist Eigentiimerin an einem ehemals als Kaserne genutzten Gelinde. Auf dem Areal
soll eine weitergehende Nutzung vorhandener Geb4ude ermoglicht werden bzw. ¢in Kulturforum als
multifunktionales Kulturzentrum eingerichtet und ausgebaut werden. Platz finden sollen dort
Musikschule, die Stadtbiicherei, die Volkshochschule sowie ein Kulturhaus. Es wird cine haushalts-

und steuerrechtlich giinstige Finanzierung angestrebt.

Projcktbeschreibung:

Es wird eine GmbH & Co KG gegriindet, dic auf Basis eines Erbbaurechts dic Investitionen
durchfishrt und die Gebdude anschlieBend an die Stadt vermietet. Kmnplenienu’irin ist eine
*Kulturforum GmbH", deren alleiniger Gesellschafter ein Kreditgeber wird. Diese GmbH ist als
personlich haftende Gesellschafterin zur Geschiftsfiihrung der Kommanditgesellschaft berechtigt
und verpflichtet und von den Beschrinkungen des § 181 BGB befreit. Sie ist insbesondere zur
Durchfilhrung des Investitionsplanes, zum Abschluff der hierfiir erforderlichen Vertrige, zur
Erteilung eventuell erforderlicher Vollmachten ermichtigt und verpflichtet und zur dinglichen

Belastung der erworbenen Grundstiicke erméachtigt.
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Die GmbH errichtet als einzige Komplementirin zusammen mit dem Kreditgeber als alleiniger

Kommandistin eine Kommanditgesellschaft. Die Aufnahme weiterer Komman-ditisten ist nicht
beabsichtigt. Die Kommanditgesellschaft hat die Aufgabe, Grundsticke und grundstiicksgleiche
Rechte zu erwerben, zu bebauen, zu vermieten, zu verpachten, zu verwalten, insbesondere ein
Kulturforum zu errichten und alle damit im Zusammenhang stehenden Geschiifie zu (dtigen. Sic ist
berechtigt, alle dazu erforderlichen Handlungen vorzunelimen mit Ausnahme erlaubnispflichtiger

Titigkeiten, insbesondere den in § 34 ¢ GewOrdnung und § | KWG genannten.

Der Kommanditgesellschaft wird von der Stadt ein Erbbaurecht mit einer Laufzeit von 22 Jahren
eingerdumt. Die Kommanditgesellschaft ist berechtigt und verpflichtet, auf dem Erbbaugrundstiick
cin Kultarforum zu errichien. Bei Ablauf des Erbbaurcchts ist von der Stadt cine Entschidigung [ir
die Neubau- und Sanierungsmalinahmen zu entrichten, deren Hohe sich an dem Verkehrswert der
Gebiiude zu diesem Zeitpunkt orienticrt, wobei jedoch mindestens ein Entschiidigungsbetrag in

lidhe der Restamortisation zum Tragen konumnt,

Die Kommanditgesellschaft schlieBt mit der Stadt einen Mietvertrag mit einer unkiindbaren
Grundmietzeit von [7,5 Jahren ab. Die Sanierungs- und NeubaumaBnahmen beginnen planmiBig
1995, mit einer geplanten Fertigstellung zur Mitte des Jahres 1997, sodafl der Mictvertrag ab Mitte

1997 bis zum 1.1.2015 lduft,

Die Miete orientiert sich an den Gesamtinvestitionskosten der Kommanditgesellschaft und ist als
deren  Prozentsatz  festgelegt. Nach  Ablauf  der Grundmietzeit hat der Micter ein
Mietverlingerungsrecht, wobei sich die AnschiuBmiete an den Marktgegebenleiten orientiert und
mindestens 75% einer Marktmiete ausmacht. Der Kreditgeber Dbietet der Stadt an, die
Kommanditbeteiligung zum [,1.2008 zu erwerben. Der hierfir zu entrichtende Preis orientiert sich
am Verkehrswert der Gebidude zu diesem Zeitpunkt zuziiglich der Forderungen/abziglich der
Verbindlichkeiten, Riickstellungen und kurzfristigen Bankdarlehen der Gesellschaft zu diesem
Zeitpunkt. Dabei soll der fiir die Gebdude angesetzte Verkehrswert mindestens so hoch sein wie das
von dem Kreditgeber angelegte Kommanditkapital, soweit es nicht projektbezogen refinanziert
wurde, zuziiglich der Restdarlehensvaluta des zur Refinanzierung der Kapitaleinlage projektbezogen

aufgenommenen Darlehens zum 1.1.2008.

Die Kommanditgesellschaft wird im Auftrag der Stadt die Planung, Baudurchfihrung, Bearbeiwng
von  Ausschreibung  und  Bauiiberwachung im Rahmen eines  Geschiiftsbesorgungsvertrages

durchfiihren.
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Entscheidungsprozesse:

Sobald ein steverpflichtiger lnvestor wie der Kreditgeber die Baumalinahmen vornimumt, kdnnen
steuerliche Vorteile genutzt werden. So erhilt der Kreditgeber jihrliche Verlustzuweisungen aus der
Gesellschaft. Zusétzlich konnen bis zum Jahr 2007 Zinsaufwendungen aus der Refinanzierung als
Sonderwerbungskosten geltend gemacht werden. Die Steuererspamisse belaufen sich inklusive
dieser Sonderwerbungskosten ab 1997 bis zum Jahr 2006 auf insgesamt ca. 1 Mio. DM pro Jahir.

Erst im Zeitpunkt des Riickkaufs durch die Kommune fillt Kérperschaftssteuer an.
Beurteilung:

Der Kreditgeber erzielt durch das Tnvestorenmodell eine hohere Rendite als bei entsprechender
Gewiiirung eines Kommunaldarlehens. Dariiberhinaus festigt er seine Geschiftsbezichungen zum

Gewihrtriger und bietet diesem ebenfalls eine steuerlich giinstige Finanzierungsform.

Die Kommune spart rund 20% sonst filliger Kreditzinsen ein. Diese eingesparten Mittel werden in
cinem Sondervermégen angelegt und kommen somit im Jalr 2008 fiir den Riickkauf des
Kulturforums verwendet werden. Auf diese Weise wird es moglich, die Entschuldung in cinem

kiirzeren Zeitraum durchzufiihren,

11. Finanzier

Sofern ein kontaminiertes Grundstiick oder eine Altlastenverdachtsfliche zur Disposition steht, wiinschen die

Kreditinstitute keine unmittelbare Eigentiimerstellung um Haftungsanspriiche zu vermeiden, sondern wihien

cinen anderen Weg.2)

Beispiel 2: Griindung einer Entwicklungsgesellschaft zwecks Konversion militirisch genutzter

Fliichen
Problem und Ziele der Kommune:

Die Region ist durch den Abzug der allierten Streitkrifte in ihrer regionalen Wirtschaft durch den
Vertust von tausenden Arbeitsplitzen betroffen. Zur kiinftigen Nutzung der bestehenden
Infrastruktur - insbesondere des Flughafens - wird eine Umwandlung des militirisch genutzten

Gelandes erforderlich (Konversion).

Dieses Projekt ist fur die weitere wirtschaftliche Entwicklung der Region von entscheidender

Bedeutung.

*2) s.a.Overlack-Kosel, Kreditwiirdigkeitspritfung und Alllasten, in: Dic Sparkasse 7/95
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Projektbeschreibung:

Die Stadt griindet mit weiteren Konununen und Institutionen eine Entwicklungsgesellschaft. Die
Entwicklungsgesellschaft (EGS) besteht unter dem Vorsitz des wichtigsten Gesellschafters, der
Stadt, aus dreizehn Gesellschaftern, nimlich zelin Kommunen der Region, der [ndustrie- uud

Handelskammer und der Handwerkskammer.

Die EGS schliet mit einer privaten Gesellschaft, der Projektgesellschaft, eine Rahmenvereinbarung
ab. In dicser Vereinbarung ubernimmt sie eine Garantie, wonach sie der Projektgesellschaft
entstandene und nachgewiesene Aufwendungen bis zum Hochstbetrag von 1 Mio. DM erstattet,
wenn bestimmte Vertragsbedingungen nicht eintreten oder die EGS trotz Vorleistungen von dem

Projcke Abstand nimmt.

Das Projekt selbst beinhaltet die Uberfiihrung des bislang wilitirisch genutzten Gelandes in folgende

zivile Nutzungen:

- - Schaffung eines Gewerbe- und Technologieparks,
- Beibehaltung und Weiterentwicklung bestehender Freizeiteinrichtungen,
- Sanierung einer Wohnanlage einschlieBlich Infrastruk tur,
- Ausweisung dkologischer Flichen.

Der Kreditgeber unterstiitzt die EGS durch eine Ausfaflgarantie bis zum Hochstbetrag von | Mio.
DM. Er beteiligt sich mit einem geringen Baranteil an der Gesellschaft, bringt jedoch als

Sacheinlage die Ausfallgarantie ein.
Beurteilung:

Das Engagement des Kreditgebers hat die Bezichungen zur konununalen Seite gefestigt sowie die

Bindung an die heimische Wirtschaft und andere Institutionen verstirkt.

Die Uberfilhrung des Flughafens in eine zivile Nutzung ist von entscheidender Bedeutung fir die
Zukunft der Region, zumal an der privaten Projektgesellschaft namhafte Kunden des Kreditgebers

beteiligt sind.

Mit dicsem Modell wird das Risiko der Zustandsstorerhaftung fiir den Kreditgeber ausgeschaltet, da er nicht

unmitielbarer Eigentiimer des Grundstiicks ist und der Baranteil an der Gesellschaft gering ist.
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C. Offentlich geférdertes Flichenrecycling 3

Neben der vorbenannten, insbesondere privat initiierten Finanzierung des Fidicheurecyclings wird auch das
offentliche Flichenrecycling vorangetricben, um unter volkswirtschaftlichen Aspekten Ressourcen fiir eine

schonende Grundstiickspolitik der Kommunen zu schaffen,

I. Grundstiicksfondmodell

So hat sich auf Liindercbhene u.a. das Grundstiicksfondmodell durchgesetzt. Hier ubernimn der jeweilige
Grundstiicksfonds bei der Reaktivierung von Brachflichen alle unrentierlichen Kosten fiir Ankauf, Freilegung
und Baurcifmachung der Fliachen.

h

Der Verfahrensablaut des Grundstiicksfond Rulir in NRW gestaltet sich dabei wie folgt:
o Aumeldung einer Brachiliche durch die Gemeinde beim zustindigen Regicrungsprisidenten;
e Priifung der Anmeldung durch den Regierungsprisidenten (RP);

o Ubersendung der positiv beurteilten Ankaufsempfehlung durch den RP an das Ministerium fiir

Stadtentwicklung (MSV), Finanzministerium (FM) und die Landesentwicklungsgeseilschaft (LEG);

o Beaufiragung  der Landesemwick]ungsgesellschaﬂ (LEG) mit der erginzenden Priifung unter
Beachtung des vorgegeben Kriterienkatalogs (Baureifmachung, Altlastensanierung und Sicherung,

* Kaufpreisangemesseubeit, Realisierungsaussichten);
o Vorlage des Priifungsergebnisses beim MSV und FM;
o Entscheidung iiber den Ankauf durch MSV mit FM und Auftrag an LEG zum Kauf;
¢ Erwerb durch LEG;
o Freilegung und Baureifimachung der Brachfliche;
o Untersuchung und Sanierung der Altlasten;
o Wiederautbercitung.”

Dic¢ Eutscheidung iber die zukinftige Nutzung der Fliche oblicgt jedoch den Stidten und Gemeinden als

Triger der Planungshobeit.

Durch den Grundstiicksfonds wurden von 1980 bis 1992 insgesamt 154 Brachflichen mit einer Gesamtfliche
von rd. 1955 ha erworben. Hicrvon konnten nach Sanierung und Aufbereitung bis Ende 1992 rd. 484 ha zur
Errichtung ncuer Gewerhegebiete, zur Anlage von Grunflichen oder zum Bau neuer Wohnungen veriufert

werden.

*3) x.a. Overlack-Kosel, Kreditrisiken aus Umwelteisiken, S. 215 (T,
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(2)

In Hessen und Rheinland-Pfalz wurde ein Kooperationsmodell gewihlt bzw. ist in Vorbereitung. Im Rahmen
ciner freiwilligen Vereinbarung zwischen offentlicher Hand und Industrie wird mit einer privatwirtschaftlich

organisicrien Gesellschaft die Sanierung von Altlasten vorangetrieben,

I1. Freistellung von Altlasten

In den neuen Bundeslindern hat der Gesetzgeber mit der sogenannten , Freistellungsklausel* die Méglichkeit
gcscllai’fen,.Eigentmnern. Besitzern oder Erwerbern von Anlagen und Grundsticken, die gewerblichen
Zwecken dicnen und im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmen Verwendung finden, von der rechtlichen
Verantwortung {iir dic durch den Betrieb oder die Nutzung des Grundstiicks bedingten Schiden freizustellen,

soweit diese vor dem 1. Juli 1990 verursacht wurden.

Dic . Freistellungsklausel* tautet in der Neufassung durch das ,,Henmnisbeseitigungsgesetz® vom 22.3.1991

wie folgt:

Bigentimer, Besitzer oder Erwerber von Anlagen und Grundstiicken, die gewerblichen Zwecken dienen
oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung finden, sind fiir die durch den Betrieb

der Anlage oder die Benutzung des Grundstiicks vor dem 1. Juli 1990 verursachten

Schiaden nicht verantwortlich, soweit die zustindige Behérde im Einvernelunen™ mit der obersien
Landesbehorde sie von der Verantwortung freistellt.

Eine Freistellung kana erfolgen, wenn dies unter Abwigung der Interessen des Eigentiimers, des Besitzers
oder des Erwerbers, der dorch den Betricb der Anlage oder die Benutzong des Grundstiicks
moglicherweise Geschidigten, der Allgemeinheit und des Umweltschutzes geboten ist. Die Freistellung
kann mit Auflagen verschen werden. Der Antrag auf Freistellung muBl spitestens innerhalb eines Jalires
nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Beseitigung von Hemmnissen bei der Privatisierung von Unternehmen
und zur Forderung voun Investitionen gestellt sein. Im Falle der Freistellung treten an Stelle
privatrechilicher, nicht auf besonderen Titel beruliender Anspriiche zur Abwelr benachteiligender
Einwirkungen von einem Grundstiick auf ein benachbartes Grundstiick Auspriiche auf Schadensersatz.
Dic zustindige Behorde kann vom Eingentiimer, Besitzer oder Erwerber jedoch Vorkehrungen zom Schutz
vor benachteiligenden Einwirkungen verlangen, soweit diese nach dem Stand der Technik durchfiihrbar
und wirtschaftlich vertretbar sind. Im ubrigen kann die Freistellung nach Satz 1 auch hinsichtlich der
Anspriiche auf Schadensersatz nach Satz 4 sowie nach sonstigen Vorschrifien erfolgen; auch in dicsem

Falle ist das Land Schuldner der Schadensersatzanspriche.
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Zwar ist die gesetzliche Frist zur Beantragung der Altlastenfreistellung bereits am 30.3.1992 abgelaufen,

dennoch ist diese Finanzierungsvariante fiir Investoren in den neuen Bundeslindern von grofiem Interesse,
da fir Erwerber von Unternehmen und Grundstiicken die Moglichkeit besteht, in ein bereits laufendes
Freistellungsverfahren cinzusteigen. Da zudem die erteilte Freistellung ( von 70.000 Antrigen waren im Mai
1994 ca. 640 positiv beschieden) auch fiir den Rechtsnachfoiger gilt, kann auch eine entsprechende
Uberleitung auf den Nachfolgeerwerber beantragt werden. Die Freistellungsregelung ist fir die Bonitit des
Unternehmens von maBigeblicher Bedeutung, da sie bei positivem Bescheid eine Freistellung sowolil von der
Zustands- als auch von der Verhaltensverantwortlichkeit ermoglicht, sofern die Schiden vor dem 1.7.1990
verursacht wurden'. Mit der Freistellung von der Verantwortung tritt das jeweilige Bunde;Iand in die
Verantwortung cin und hat somit fiir dic SanierungsmafBnahmen, die der Abwehr einer nachgewiesenen

konkreten Gelahr dienen, cinzustehen.

Mit der Freistellung von der Verantwortung ist aber gleichzeitig auch der Umfang der Freistellung
bestinunt, die Freistellung erfolgt nur insoweit wie auch eine éntsprechcnde Verantwortung besteht’. Mit
anderen Worten, es gelten auch hier die Sanierungsmafistibe der Storerhaftung, d.h. die Norm eréffnct nur
die Maglichkeit, cinen Anlagen- oder Grundstiickserwerber von der Inanspruchnahme zur Bescitigung
von Schiiden, die von cinem cine Gefahr fiir dic 6ffentliche Sicherheit und Ordnung darstellenden
Zustand der Anlage ausgehen, freizustellen. Dies hat zur Konsequenz, daB VorsorgemaBnahmen und

gefahrenunabhingige HerrichtungsmaBnahmen® (z.B. Abbruchmafnahmen) nicht davon erfalt werden.
g g

Dieses Ergebnis entsprichit auch der Zielsetzung des Gesetzes, Investoren vor einer Inanspruchnahme durch
Dritte zu schitzen. Die Regelung hat also Abschimungscharakter und keine Investitionsforderung im

unmittelbaren Sinne zum Ziel. Folglich verbleiben beim Unternchmen z.B. auch die Vorsorgeverpflichtungen.

Eine abweichende Besonderheit bestelit beim Bergbau, da hicr eine weiterreichende Verantwortung besteht, die
iiber  die  blofbe  Gefahirenabwelr hinausgeht, So  konnen hier auch z.B. Verpflichtungen zur

Wiederurbarmaclung oder Rekultivierungspflichten bestehen’,

Dariiber hinaus sind im Rahmen des Verwaltungsabkommens Altlastenfinanzierungen fiirr sogenannte

Grofiprojekte festgelegt worden, fiir die zusitzliche Mittel fiir die Sicherungsmafnahmen bereitgestellt werden.

'in der Lit, wird sogar cine Verpllichtung der zur AlLl in den neuen Bundestdndern ausgegangen, s.a. Duken,
Die Verpllichtung der Behdrden zur Anltlastenfreisteliung in den ncuen Bundeslindern, UPR 1994/10, S. 3751

dl

z Spicth, Dic Sanicrung von Altlasten auf der G ge der [rei
Altasten-Spektrum 4/94, S. 199

g nach Umw in den neuen Bundeslindern,

* $picth, 2.2.0..5. 199

* Spicth, a.2.0., §. 203
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Rechtsanwiltin
D. Overlack-Kosel
T. 02161-48 20 20

D. Haftungsrisiko des gesicherten Investors insbesondere des Kreditgebers
In Bayern besteht die Gesellschaft zur Altlastensanierung (GAB) GmbH, die von den zustindigen Behorden

mit der Sanierung von Altlasten beauftragt wird, wenn der Verursacher nicht zu ermitteln ist.

Durch den am 1, Juni 1994 in Kraft getretenen Art. 68 a Bayerisches Wassergesetz wird diese Gesellschaflt
cinen besonderen Aufschwung erhalten. Die Kosten, die aus der Sanierung durch die GAB resultieren, stellen
eine Offentliche Last dar, die vom Grundstiickseigentitmer und den dinglichen Berechtigten je nach ihrem
wirtschaftlichen Vorteil, der ilmen durch die mit der Sanierung verbundenen Wertsteigerung zu gute komtnt,
Zu tragen ist.

Als offentliche Last gelicn sie auch den im Grundbuch bereits eingetragenen Grundpfandrechten vor, so dafy
hicr eine besondere Brisanz (iir die Investoren und Kreditinstitute als Giundpfandgliubiger gegeben ist. Zudem
konnen  die Grundpfandgliubiger ausschlieflich zum Ausgleich der Sanierungskosten herangezogen werden,
wenn der Wert des Grundstiicks durch die Belastungen vollig ausgeschopft ist. Dies wird mit einer durch die

Sanierung bedingten Wertsteigerung des Grundstiicks begriindet.

Damit unterliegen die dinglichen Berechtigten der Kostenlast einer von der Behorde angeordneten

Zwangssanicrung!

E. Ergebnis

. Altlasten konnen in mehrfacher Weise ein Investorrisiko realisieren:

1. Das Grundstiick verliert durch eine Altlast den angesetzten Verwertungswert.

2. Sofern der Investor die tatsichliche Sachherrschaft iiber ein Grundstiick hat sich das Risiko realisieren, als

polizeirechilicher Zustandsstirer zur Gefalirenbeseitgung herangezogen zu werden.

3. Es konnen neben den Kosten fiir die Gefahirenbeseitigung, die Schadensregulierung und die Haftung nach
Umwelthaftungsgesetz weitere Folgekosten, wie z.B. Nutzungsausfall, verlingerte Planungszeiten

cntstehen.

4. Der dinglich Berechtigte unterliegt in Bayern einem besonderen Haftungsrisiko gemdf §68a BayWG.

. Es ist daher folgendes zu beachten:
1. Im Rahmen der geplanten Investitionen ist zur Vermeidung dieser zumindest Risiken eine

Standortrecherche als kostengiinstigste Altlastenermittiungsmethode dringend anzuraten.

2. Bei bereits vorliegender Aldlast sind die Moglichkeiten eines angepaliten Verwertungskonzeptes sowie die

Finanzierungsmdglichkeiten einer Altlastensanierung zu Lasten Dritter zu priifen.

3. Beim Kauf eines Grundstiicks oder eines Unternehmens ist diesen Risiken durch entsprechende Vertragsre-

gelung Rechnung zu tragen.

143

C:\MICHAEL\960514.DOC



Zivile Anschlufinutzung von Militirstandorten aus
Immobiliensicht - Probleme oder Chance

Dr. Bodo Freyer,
Aengevelt Immobilien KG, Berlin

Vorbemerkungen

Die Planung, Entsorgung und Entwicklung der umfangreichen und #uBerst differen-
zierten Konversionsflichen ist eine Seite der Betrachtung - die Nutzung und Verwer-
tung dieser von Qualitiit, Lage und Quantitéit sehr unterschiedlichen Standorte eine an-
dere Scite. Die Konversionsflichen kommen, zum Teil nach umfangreichen und lan-
gen Planungsphasen, zu einem Zeitpunkt in die Verwertung, wo, auch bedingt durch
die wirtschaftliche Situation, die Flichennachfrage beziiglich bestimmter Nutzungs-
formen (gewerbliche Nutzung) relativ gering, das Flichenangebot dagegen sehr um-
fangreich ist. Das betrifft insbesondere auch die neuen Bundeslinder, wo die immen-
sen Konversionsflichen zu einem Zeitpunkt in den Blickwinkel und in die Verwertung
riicken, zu dem bereits ein Uberangebot von Gewerbeparks und inzwischen auch ein
grofles Angebot von Wohnflichen vorhanden ist.

Unter diesen Aspekten sind die Fragen der Bodenbelastung und der Bodenentsor-
gung sicher ein wichtiger dkonomischer und auch psychologischer Faktor bei der
Entwicklung und Verwertung von Konversionsflichen. Aber neben diesem Aspekt
und neben umfangreichen regionalen und stiidtebaulichen Untersuchungen und
Planungen sind verstiirkt konomische Faktoren, Verwertungsaspekte und die
Marktrelevanz neuer geplanter Nutzungen und Nutzungsstrukturen an den Standorten
zu beriicksichtigen. Die Aufnahmefihigkeit des jeweiligen regionalen Marktes, die
Nachfragestruktur und der Aufwand zum Recyclen, Dekontaminieren und Entwickeln
der Flichen sind sehr genau zu priifen. Standortselektionen bis zum "Mut zur Brache",
zur Renaturierung sind wichtige Verwertungsaspekte. Andererseits bietet das immense
Flichenangebot der Konversionsstandorte, trotz zum Teil sehr hoher Aufwendungen
fiir die Bodenentsorgung, die grole Chance, die NeuerschlieBung von Standorten auf
der "griinen Wiese" politisch und planerisch bewuBt restriktiv zu behandeln und damit
das nicht duplizierbare Gut Natur und Landschaft zu erhalten,

Hier wird deutlich, daf} sie sinnvolle Entwicklung, Verwertung und Nutzung der Kon-
- versionsflichen nur als Kompromifl im Dreieck der Verantwortung zwischen:

¢ stiidtebaulich oder raumplanerisch sinnvoll
¢ wirtschaftlich machbar
¢ Okologisch wiinschenswert

realisierbar ist.
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Zu diesen generellen Uberlegungen einige erginzende Thesen:

Die Kompromififihigkeit aller am Konversionsprozef§ Beteiligten schafft erst die
Voraussetzung fiir die zeitnahe Verfiigbarkeit und Nutzung der Standorte.

Vier wesentliche Voraussetzungen zur Nutzung sind erforderlich:

¢ Standorte nachfrageorientiert selektieren

¢ Flichen verfiigbar bzw. vermarktbar machen

¢ Standorte planungsrechtlich definieren und sichern

e Wertermittlung unter Beriicksichtigung der Dekontaminierung.

Verwertungskonkurrenz zwischen Bund, Land und Kommunen wirkt sich restriktiv
auf die Verfiigbarkeit aus.

Vorhandene Interessenkonflikte liegen u.a. zwischen

¢ sozialpolitischen Anliegen (z.B. Wohnraum)
¢ wirtschaftspolitischen Aspekten (Stirkung der lokalen Wirtschaftskraft)
¢ finanzpolitischen Aspekten (kommunale Einnahmensteigerung).

Ein zukiinftiger Investor muB wissen, was kostet das Grundstiick, die Dekontami-
nierung, die ErschlieBung, welche Nutzungsform kann ich am Standort realisieren .
und wie ist die Nachfrage im Einzugsbereich?

Planung stellt nur das Angebot zum Bauen dar - wann der Eigentiimer baut, hingt
primir von wirtschaftlichen oder marktpriferierten Uberlegungen ab.

Die Lage der Konversionsstandorte ist wesentlich fiir ihre Verwertungschance.
Standortanalyse und Standortselektion sind Voraussetzung.

Die Standorte miissen unter strukturpolitischen, infrastrukturellen, 6kologischen und
marktwirtschaftlichen Aspekten analysiert und anschlieBend selektiert werden.

Nur ca. ein Viertel aller Militirflichen liegen in Stadtregionen bzw. Agglomeratio-
nen. Sie haben die gréBten Entwicklungschancen. Der groBere Teil der Standorte ist
dezentral gelegen.

In Regionen mit wirtschaftlicher und infrastruktureller Strukturschwiiche liegen die
groften Konversionsstandorte. Das geht konform mit den Bereichen der geringsten
Nachfrage. '

Vor den Entscheidungen zur Planung und Dekontaminierung grundsitzlich Ver-
wertbarkeit der Standorte priifen. Selektion bis zum "Mut zur Brache" erforderlich.
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- Zum Teil vorhandene Standortnachteile der Konversionsflichen sind durch Infra-
strukturmafnahmen auszugleichen.

Okonomisch ist nur, was verwertbar ist. Bei vielen Konversionsstandorten ist
nicht das Flachenangebot, sondern die Fliichennachfrage das Problem.

- Angebot und Nachfrage regulieren den Zeitpunkt der Flicheninanspruchnahme.

- Zu den Konversionsflichen besteht eine harte und grofle Angebotskonkurrenz
(Gewerbeparks, Industriebrachen, Wohnungsbaustandorte).

- Die Umnutzung und Entwicklung von Konversionsstandorten erfordert gleichzeitig
die Entwicklung von konkreten Verwertungsstrategien.

- Insbesondere bei Konversionsstandorten auflerhalb der Stadt ist hinsichtlich Lage,
Preis und zukiinftige Nutzung die Marktrelevanz zu priifen.

- Die zeitgleiche Marktprisenz vieler groBer Konversionsflichen in den nichsten Jah-
ren erfordert eine gezielte Priifung ihrer Verwendung.

Ein gezieltes Marketing erfordert eine detaillierte Marktanalyse und ein klar de-
finiertes wirtschaftlich nachvollziehbares Produkt.

- Fiir den Verwertungsproze$ ist eine interdisziplinidre Arbeit ohne Beriihrungsingste
zwischen Eigentiimern, Planern, Kommunen und Immobilienspezialisten erforder-
lich.

- Fiir potentielle Investoren miissen die Voraussetzungen zur Einschitzung der Wirt-
schaftlichkeit des Standortes und seiner Entwicklungsmoglichkeiten vorhanden sein.
Dazu gehoren:
¢ Bau- und Planungsrecht, Rahmenplanungen
¢ Altlastengutachten
o Wertermittlung
¢ Entwicklungsplanung und Kostenschitzung.

- Im Rahmen des Marketings sollten auch innovative Verwertungsverfahren ange-
wendet werden. Dazu gehoren z.B.:

o Offentliche Ausschreibungsverfahren
o Kommunalmodelle :
¢ Kopplung von Standorten unterschiedlicher Qualitit (Tandeml6sungen)
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Zivile AnschluBinutzung von Militirstandorten

Handlungsansitze zur Umsectzung von
Entwicklungsziclen

Dr. Rolf Tiggemann, LEG Landesent-
wicklungsgesellschaft NRW GmbH

Dic LEG Landcsentwicklungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen GmbH: Iland-
lungsfelder und Aufgaben

Die LEG ist in ihrer heutigen Struktur - verfalit in der Rechtsform einer GmbH - 1970
durch den Zusammenschlul von vier gemeinniitzigen Wohnungsbaugesellschaften
entstanden. Sie verfligt {iber ein Stammkapital von etwa 300 Mio. DM, rund 68 v. H.
davon werden zur Zeit vom Land Nordrhein-Westfalen gehalten.

In den 70er und 80er Jahren dominierten im Aufgabenbereich der LEG die nach dem
ehe-maligen Stidtebauférderungsgesetz. durchgeflihrten stddtebaulichen
Sanierungsmafinahmen. Von mehr als 400 im Land NRW mit Férderung durch Bund und
Land realisierten Mallnahmen wurden tber 200 von der LEG treuhénderisch fiir Stidte
und Gemeinden um-gesetzt.

Die inhaltlich-konzeptionelle Neuorienticrung der Stidtebauférderungspolitik in NRW
scit 1980 hat die LEG aufgenommen und betrcut seitdem MalBnahmen der erhaltenden
Stadter-neuerung und Stadtentwicklung als Dienstleister fur Stadte und Gemeinden.

Vor dem Hintergrund des inzwischen wieder angespannten Wohnungsmarktes liegt ein
weiteres bedeutendes Aufgabenfeld der LEG im, insbesondere offentlich gefsrderten,
Woh-nungsbau. Als bestandhaltendes Unternchmen verfiigt die LEG heute itber rd.
14.000 WE und unterstiitzt mit rd. 90.000 Wolnungen im LEG-Unternchmensverbund
nachhaltig die wohnungspolitischen Zicle des Landes.

Mit der Standort- und Projektentwickiung hat sich die LEG scit Anfang der 80er {iber die
genannten Aufgabenfelder hinaus zu einem bedeutenden Instrument der Strukturpolitik
des Landes entfaltct und bietet hier insbesondcre Stidten und Gemeinden ein breit
gefdchertes Biindel von Dienstleistungen an. Dabei nimmt die Aufbercitung und
Wiedernutzbarmachung ehemals industriell-gewerblich genutzter Standoite, aktucll auch
dic Reaktivierung von Mi-litirliegenschaften, breiten Raum ein.
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Die LEG kann aufgrund ihrer Erfahrung in der organisatorischen und inhaltlichen
Entwick-lung, Steuerung und Realisierung von Erneuerungsprozessen und zudem in ihrer
Rolle als Unternehmen, das durch mehrheitliche Landesbeteiligung gekennzeichnet ist,
wesentliche Beitrige zum Strukturwandel leisten. Vorteilhaft erweist sich hier dic
Doppelfunktion der LEG, nimlich einerseits als privatrechtlich organisierter Akteur und
andererseits als Promo-ter landespolitischer Innovationen handeln zu kénnen.

Gewerbeflichenmanagement auf industriellen Altstandorten

Dic Ausgangslage in NRW ist gekennzeichnet durch cinen - in der Nachkricgsgeschichte
zum wiederholten Malge - tiefgreifenden Strukturwandel. Er ist heute allerdings mit
weiter-reichenden Inhalten zu belegen als f{rither, ndmlich als sozialvertriglicher und
okologisch-orientierter Umbau wesentlicher Teile des Siedlungsraumes zu verstehen.

Dic zu bewiltigenden Dimensionen lassen unter riumlichen, matericlicn,
organisatorischen sowie finanziellen Aspekten erkennen, daB die traditionellen Akteure
und ihre Rollen neu de-finiert werden miissen. Strukturwandel muf} heute mehr den je als
ein auflcrgewohnlich kom-plexes Aufgabenfeld verstanden werden, in das sich
offentliche Hand, private Wirtschaft, Kapitaleigner, 6ffentlich-rechtliche Organisationen ’
u. a, einbringen miissen. Kurzfristiges, auf Gewinnmaximicrung orientiertes Denken und
Handeln muB aber von der Erkenntnis ab-geldst werden, dafl Strukturwandel heute als
ein langfristiger Prozef begriffen werden muf.

Dic Aktualitit dicses strukturellen Wandels wird u. a. einmal mehr offenkundig durch die
so-genannten Kohlebeschliisse der nordrhein-westfilischen Landesregierung vom Herbst
1991, die - ausgeldst durch entsprechende Beschliisse der Europiischen Gemeinschaft -
fiir tradi-tionell noch immer vom Bergbau geprigte Teilrdume des Ruhrgebietes und der
Aachener Region zur Formulicrung eines Sonderprogramms Handlungsrahmen fiir die
Kohlegebiete' filhrten. Mit dem Ziel, den ohnehin stark subventionicrten Bergbau auch
weiterhin 'konkur-renzfihig' zu halten, werden kurzfristig Schachtanlagen geschlossen,
andere zusammengelegt; der Preis ist der Verlust mehrerer tausend Arbeitsplitze sowie
eine Vicl-zahl, in ihren Auswirkungen kaum abschétzbarer Folgen fiir die betroffcnen
Gebicetskorper-schaften.

Grund und Boden steilen nach wie vor einen wesentlichen Produktionsfaktor dar. Die
Be-deutung  dieser Ressource erhédlt indes gerade aufgrund der fortschreitenden
strukturellen Wandlungs- und Anpassungsprozesse eine neue Qualitit, weil durch die
Aufgabe von Pro-duktionsstandorten insbesondere in den montanbestimmten
Industrieregioncn des Landes NRW in- erheblichem Umfang Industrie-, Gewerbe-,
Zechen- und Verkehrsbrachen entstan-den sind.

Sic stellen heute ein qualitativ und quantitativ hochwertiges Potential fiir dic
Entwicklung von Stidten und Gemeinden dar - vorausgesetzt, die eigentumsrechtliche
Verfiigbarkeit ist gegeben. Neu- und Umnutzungen solcher Altstandorte verhindern



weitere Eingriffe in bis-lang freie Landschaftsriume. Insbesondere in den hoch
verdichteten Regionen kann die Re-aktivierung von Brachflichen den Anteil von Griin-
und Freiflidchen erhshen. 'Flichenrecyc-ling' - dies belegen auch Vergleiche zu anderen
Bundeslindern und européischen Staaten - ist heute sowohl strukturpolitisch als auch
stadtokologisch ein unverzichtbares Instrument zur Férderung und Stiitzung der
CEntwicklungschancen insbesondere alter Industrieregionen.

Neben den traditionellen, chemals industriell-gewerblich genutzten stellen auch
aufgegebene Militdrliegenschaften einen Typus von Altstandorten dar, zu deren
Umnutzung aus der Sicht und vor dem Hintergrund der langjéhrigen Erfahrung der LEG
grundsitzlich die gleichen

0 Methoden,
0 Verfahrensweisen und
0 Instrumente

bei der Vorbereitung und Realisierung von Entwicklungszielen in Ansatz zu bringen
sind. -

3. Rabmenbedingungen und Haﬁdlungsansiitze bei der Umnutzung von Militirliegen-
schaften auf kommunaler Ebene

Wesentliche rahmensetzende Bedingungen sind:

0 Kaufpreisbildung (aus der Sicht des Bundes) in Verbindung mit dem - in der
Regel im Frilhstadium noch nicht vorhandenen - kiinftigen Nutzungs- und
Verwertungs-konzept.

0 In diese Frage spiclen hinein

- die wertmiBige Ermittlung von Kosten der Freilegung und

Baureifmachung
sowie
- dic Herstellung des Einvernehmens iiber Art, Umfang und Kosten der Alt-
lastenbehandlung.
0 Moglichst frithzeitige Erarbeitung eines Nutzungs- und Verwertungskonzeptes.

Bei der Erarbeitung von Losungsmodellen kann die LEG Stidten und Gemeinden in
vielfil-tiger Form Hilfestellung bieten. Im Rahmen von treuhdnderischen .
Dienstleistungsvertridgen sind folgende Leistungen moglich:

Durchfiihrung von Altlastenrecherchen.

Erarbeitung von Altlastenbehandlungskonzepten.

Durchfiihrung des gesamten Altlastenmanagements.

Vorbcreitung und Durchfiihrung aller Aufgaben der Baureifmachung.

o ©C o0
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Erarbeitung stddtebaulicher Rahmenkonzepte,

Erarbeitung ggf. erforderlicher Bebauungspline und aller Fachplanungen.
Erarbeitung von Nutzungskonzepten fiir denkmalwerte Gebiude.

Erarbeitung von Forderungs- und Finanzierungskonzepten.

Eigenwirtschaftliche Tétigkeit insbesondere im Bereich der Wohnfolgenutzung,
Erarbeitung von Vermarktungskonzepten und Durchfilhrung der Vermarktung
sowie Hilfestellung bei der Investorensuche.

Betreuung der Gebietskérperschaft beim Grundstiicksankauf und beim gesamten
Entwicklungsmanagement.

Fallbeispicle

An folgenden aktucllen Fallbeispiclen sollen kurzgefaBt die Chancen und Méglichkeiten,
gleichermalicn aber auch cinige zentrale Problemfelder bei der Umnutzung chemals
militéirisch benutzter Liegenschaften dargestellt werden.

Fallbeispicl chemalige SAGAN-Kaserne in Wuppertal

Mit dem Projekt ,,SAGAN-Kaserne" in Wuppertal-Ronsdorf wurde die LEG erstmals im
Frithjahr 1995 befalt. Zu diesem Zeitpunkt stellten sich Ausgangssituation und
Rahmcnbedingungen wie folgt dar.

Vor dem Hintergrund des Strukturwandels in der Automobilindustrie und hier
insbe-sondere im Bereich der Zuliefererindustrie hatte sich die in Wuppertal
ansdssige Firma DELPHI AUTOMOTIVE SYSTEMS GmbH - eine
Tochtergesellschaft der General Motors in Detroit (USA) entschlossen, zur
Entwicklung spezieller Automobil-Komponenten ein sogenanntes ,Technical
Center* in Wuppertal zu bauen. Das Projekt umfaft ein Investitionsvolumen von
rund 70 Mio. DM und sollte auf dem Gelénde der ehemaligen SAGAN-Kaserne
in Wuppertal-Ronsdorf unweit des alten Betriebsstandortes errichtet werden.
Dieses strukturpolitisch sowohl fiir die Stadt Wuppertal als auch fiir die Region
bedeutsame Vorhaben sichert langfristig weit iber 600 hochqualifizicrte
Arbeitsplitze. Das Planungs- und Baukonzept fiir das neue Technical Center war
seitens des Investors DELPHI speziell auf die lokalen Gegebenheiten diescs
Mikrostandortes ausgerichtet.

Die Kasernenanlage wurde bereits in den dreiBiger Jahren emchtet bis 1994
wurde sic von der Bundeswelr genutzt.

Neben der Firma DELPHI als Investor sind fiir die weitere Entwicklung des
Erwerbs sowie der Nutzbarmachung des Standortes fiir die in Aussicht
genommene Folgenutzung auf lokaler Ebene die ,,Wuppertal GmbH* als ortliche,
privatrechtlich ~ organisierte ~ Wirtschaftsforderungsgesellschaft  sowie die
Stadtwerke Wuppertal AG und die Gremien der Vertretungskorperschaft der



Stadt Wuppertal von Bedeutung. Daneben spielt die Bundesrepublik Deutschland
(Bundesvermigensverwaltung), hier vertreten durch das Bundesvermd&gensamt
(BVA) Diisseldorf, fiir die weitere Entwicklung eine herausragende Rolle.

Zunichst war vorgesehen, daB die Firma DELPHI als Investor und Bauherr direkt
die Liegenschaft vom BVA erwirbt. Durch die Einbindung in einen sowohl
europa- als' auch weltweit agierenden AutomobilgroBkonzern unterlag der
urspriinglich vorgeschene Direktankauf strengen sowohl rechtlichen als auch
tatsidchlichen, an amerikanischen Vorgaben orientierten Bedingungen.

Wihrend der Kaufvertragsverhandlungen, die im Frithjahr 1995 noch mit
Hoffnung auf einen erfolgreichen Abschlul betrieben wurden, trat die Firma
DELPII an dic LEG heran und informicrte iiber das Vorhaben. Da keinerlei
Erfahrungen mit der nach erfolgtem Ankauf notwendigen Freilegung,
Baurcifmachung und Altlastenbehandlung bei DELPHI vorlagen, wurde dic LEG
als Dicnstleistungsunternehmen zunichst fiir diese Aufgabenstellung gewonnen.
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o Etwa Mitte Juli 1995 stagnierten die Kaufvertragsverhandlungen zwischen dem
BVA und der Firma DELPHI. Trotz nachhaltiger Bemtiihungen, in die neben den
Stadtspitzen der Stadt Wuppertal auch das Ministerium fiir Wirtschaft,
Mittelstand, Technologie und Verkehr (MWMTV) und die Staatskanzlei des
Landes Nordrhein-Westfalen punktuell eingebunden waren, kamen die
Verhandlungen Mitte Juli 1995 zum Stillstand. Zu diesem Zeitpunkt war
erkennbar, dafl die hohen Anforderungen der amerikanischen Konzernmutter
bzw. der in ihrem Namen handelnden Liegenschafts-Tochtergesellschaft mit den
Verkaufsbedingungen des BVA nicht in Einklang zu bringen waren. Letztere
orientieren sich an den seitens der Bundesfinanzverwaltung vorgegebenen
Richtlinien dber die Verdullerung bundeseigener Liegenschaften. Diese
Richtlinicn cntfalten im konkrcten Einzelfall die ,normative Kraft dcs
Faktischen“ und versctzen dic regional zustindige Bundesvermdgensverwaltung
nicht bzw. allenfalls nur schr begrenzt in die Lage, flexibel auf spezifische
Rahmenbedingungen cines potentiellen Kiufers zu reagieren. Landes- regional-
und/oder kommunalpolitisch fir den Strukturwandel bedeutsamc Vorhaben
werden auf diese Weise zumindest nachhaltig verzégert oder drohen - wie im
vorliegenden Fall - letztendlich zu scheitern. Ungeachtet . zahlrcicher,
kaufvertragsrelevanter Details sei an dieser Stelle nur beispielhalt auf cinige
Schwierigkeiten hingewiesen:

o Eine Zahlung des Kaulpreises vor Beurkundungstermin, wie sic regelmifig
vom BVA gefordert wird, ist in keiner Weise mit US-amerikanischen
Gepflogenheiten zu vereinbaren.

o Da es sich bei dem Kasernengelinde um eine chemals militdrisch genutzte
Liegenschaft mit - durch vorlaufende, von der Firma DELPHI auf ihre Kosten in
Auftrag gegebene Altlastenrecherchen belegt - einer nachgewiesenen Altlasten-
problematik handelte, wurden seitens der amerikanischen Verhandlungspartner an
die Aufbereitung des Standortes besonders hohe qualitative Anforderungen
gestellt. Im Kern wurde die Ubergabe eines altlastenfreien Grundstiicks mit cincr
zeitlich unbefristeten Gewihrleistung gefordert.

In dieser Situation, in der erkennbar war, daB3 das Investitionsvorhaben bereits wegen
unvereinbarer Schwierigkeiten beim Ankauf zu scheitern drohte, trat die Firma DELPHI
erneut an dic LEG heran und bat um Unterstiitzung. Innerhalb weniger Tage nach
Darlegung der zu diesem Zeitpunkt erreichten Lage erklirte sich die LEG bereit, im
Rahmen eines Zwischenerwerbs die Liegenschaft vom BVA anzukaufen und
unmittelbar danach an die Firma DELPHI weiter zu verduficrn.

Mit diesem Zwischenerwerb konnte einerseits das geplante Investitionsvorhaben
sichergestellt werden. Andererscits ergaben sich sowohl rechtlich als auch tatsichlich
cinc Reihe neuer Probleme. Auch dicse seien nachfolgcnd ohne Anspruch auf
Vollstindigkeit kurz umrissen.



o Durch den Zwischenerwerb wurde zwangsléufig eine zweite Grunderwerbsteuer-
pflichtigkeit ausgelost.

o Gegcnilber dem BVA iibernahm die LEG formal-rechtlich eine Vielzahl von
Verpflichtungen, zu deren Erfullung sie unabdingbar der Mitwirkung Dritter
(Stadt Wuppertal, Stadtwerke Wuppertal AG) bedurfte.

o Mit dem Ankauf muBte seitens der LEG der Kaufpreis zwischenfinanziert
werden, da im Vertragsverhiltnis LEG./.DELPHI eine in der Héhe zeitlich
gestaffelte Kaufpreiszahlung vorgesehen war.

Vor dem Hintergrund der einleitcnd dargestellten strukturpolitischen Aufgaben der LEG
als cincm vom Land Nordrhein-Westfalen getragenen Unternchmen lag in den Augen
aller Beteiligten allerdings die einzige Chance zur Realisierung des von DELPHI
vorgesehcnen Investitionsvorhabens darin, da die LEG in diese nun erweiterte Rolle
als Zwischener-werberin fiir die Liegenschaft eintrat.

Alle Beteiligten waren sich gleichermaflen einig dariiber, da3 daraus der LEG keine -
insbe-sondere finanziellen - Nachteile erwachsen durften. An dieser Stelle - wie auch in
der weiteren Entwicklung bei einer Vielzahl von Detailfragestellungen - kam nun der
Wuppertal GmbH als ortlicher Wirtschaftsforderungsgesellschaft eine herausragende
Rolle zu.

Nachdem Ende Juli 1995 grundsitzliches Einvernehmen iiber das weitere Vorgehen
zwischen allen Beteiligten erzielt war, vollzog sich die Arbeit in der Folgezeit in einem
auferordentlich engen, durch fast tigliche Kommunikation ausgezeichneten
Zusammenarbeit zwischen der Wuppertal GmbH und der LEG.

Dic wichtigsten Arbeitsschritte in den fblgenden Wochen und Monaten sind wie folgt zu
skizzieren.

o In mehreren, meist halbtigigen und in englischer Sprache gefiihrten
Verhandlungen wurden die Kaufvertragsbedingungen zwischen der LEG und der
Firma DELPHI diskutiert und abschlieend im September 1995 ausverhandelt.

o Dabei mufite die LEG neben iiblichen, fiir Liegenschaftsgeschifte dieser Art
typischen Bedingungen insgesamt zwolf Forderungen der amerikanischen
Verhandlungspartner erfiillen, -

o Die wohl gravierenste war - und daran drohte letztendlich der erfolgreiche
Kaufver-tragsabschluBl erneut zu scheitern - die amerikanische Forderung nach

ciner zeitlich unbegrenzten Gewihrleistung im Altlastenbercich.

o Erst nach sehr intensiven, zum Teil auch kontrovers gefiihrten Verhandlungen,
konnte den Vertragspartnern vermittelt werden, dal nach bundesdeutschen
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Gepflogenheiten kein Kaufvertragspartner bereit und in der Lage ist, eine so
weitreichende Vertragsverpflichtung zu tibernehmen.

o Letztendlich ei.nigten sich die Vertragspartner auf die nach deutschem Recht
maximal iibliche 30-jahrige Gewihrleistungsverpflichtung.

0 Alle mit dem Zwischenerwerb durch die LEG verbundenen zusitzlichen Kosten
wurden nach entsprechenden Verhandlungen und - abgesichert durch einen Auf-
sichtsratsbeschluB der Wuppertal GmbH, der seinerseits eine Entsprechung in
einem Beschlufl des Rates der Stadt Wuppertal fand - von der Wuppertal Gmb}H
iibcrnommen.

Dazu gehérten u.a. die Ubernahme der durch den Ankauf der Fliche vom BVA
ausgeldste  Grunderwerbstcuer, alle mit dem Vollzug des Kaufvertrages
verbundenen Kosten, dic durch die Zwischenfinanzierung des Kaufpreises
entstehenden Zinsen u.a.

Parallel zu den Kaufvertragsverhandlungen zwischen BVA und LEG einerseits sowie
LEG und der Firma DELPHI andererseits wurde seitens der Firma DELPHI das
Bauvorhaben durch die Erarbeitung eines Bauantrags ziigig vorangetrieben. Zur
endgiiltigen Entscheidung iiber das Investitionsvorhaben insgesamt bedurfte es seitens
der Konzernmutter

0 eines Beschlusses, das Vorhaben auf dem vorgesehenen Standort SAGAN-
Kaserne zu realisieren sowie

o eines Investitionsbeschlusses liber das in Aussicht genommene Bauvorhabcen.

Nach dem gemeinsam unter allen Beteiligten erarbeiteten und stindig aktualisierten Zeit-
und MafBnahmenplan war vorgesehen, den Ankauf des Geldndes sowie die unmittelbar
daran anschlieflende WeiterverduBerung an die Firma DELPHI so zu terminieren, dafl am
0l. Scptember 1995 mit den Arbeiten zur Freilegung, Baureifmachung und
Altlastenbehandlung begonnen werden konnte. Im Spitsommer 1995 zeigte sich, dafl dic
genannten konzern-internen Beschliisse nicht im vollen Umfang zeitgerecht vorliegen
wiirden.

Nachdem zunéchst im September 1995 die Standortentscheidung fir das Gelidnde der
chemaligen SAGAN-Kaserne positiv ausgefallen war, verzégerte sich bis zum
Jahrcsende monatlich die Investitionsentscheidung. Entsprechend wurde der Zeit- und
Mafinahmenplan mehrfach bis zum Jahresende aktualisiert.

Die Investitionsentscheidung lag dann endgiiliig im Februar 1996 vor; sic hatte allerdings

zur Folge, dall das gesamtc Bauvorhaben noch einmal weitgehend iiberarbeitet und
catsprechend  die  bereits vorbereiteten Bauantragsunterlagen ebenfalls den ncuen
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Gegebenheiten angepalit werden mufiten. Wilirend dieser Zeit wurde scitens der LEG der
Kaufvertrag mit dem BVA abschliefend verhandelt. Da beide Kaufvertriige in allen
wichtigen Vertragsinhalten miteinander korrespondieren mufiten, der Kaufvertrag mit der
Firma DELPHI aber inzwischen abschlieflend ausverhandelt und die Zustimmung zum
Abschlul aus Amerika vorlag, ging es in der Schluflphase der Verhandlungen mit der
BVA darum, dic Ubercinstimmung mit dem Kaufvertrag LEG./.DELPHI herzustcllen.

In dieser Phase ergab sich die Notwendigkeit, auch die Stadtverwaltung Wuppertal mit in
das Vertragswerk aufzunehmen. Grund hierfiir war, daB die das Kaufobjekt umfasscnde
Fliche auch die alte HaupterschlieBungsstrale des Kasernengelindes umfafte, die nach
den Vertragsbestimmungen LEG./.DELPHI kiinftig als offentliche Stralle zu widmen
war. Die Verpflichtung zu eincr solchen Widmung konnte natiirlich nicht von der LEG
als Kaulvertragspartner tibernomnien werden.,

Dic Notwendigkeit cincs Beitritts der Stadt Wuppertal zum Kaufvertrag crlorderte
wicderum cntsprechende Vorarbeiten seitens der Verwaltung, an deren Ende dann cin
centsprechender Ratsbeschluf3 stand.

Am 10. Mai 1996 konnten beide Kaufvertrige notariell beurkundet werden. Die Stadt
Wuppertal war im Beurkundungstermin nicht vertrcten 'und hat den Vertrag - sowcit cs
ihren Teil betraf - zwei Wochen nach Beurkundungstermin genehmigt.

Am 13. Mai 1996 begannen die Abbruch- und Herrichtungsarbeiten auf dem Gelédnde. Zu
diesem Zeitpunkt war zwar dic Uberarbeitung des Bauvorhabens abgeschlossen, cine
Baugenehmigung lag aber noch nicht vor. Der dem Kaufvertrag zugrunde liegende
Bauzeitenplan sah vor, innerhalb von rund viecr Wochen ein Baufeld fiir die Realisierung
dcs ersten Bauabschuitts des Technical Centers dem Investor baureif zu tibergeben. Diesc
Frist wurde seitens der LEG cingehalten.

Das Gesamtgeldande muBie baurcif bis zum 30. Scptember 1996 iibergeben werden.

Trotz umfangreicher Altlastenrecherchen im Vorfeld traten wéhrend der Freilegungs- und
Baurcifmachungsarbeiten cine Reihe unerwarteter und bis dahin nicht erkannter bzw.
bekannter Probleme auf. So wurden zum Beispiel in ncnnenswertem Umfang
unterirdische Kanile, die frither verschiedenen Zwecken gedient hatten, gefunden. Sie
warcn weder der Lage nach bekannt noch existierten bei der friiheren
Grundstiickseigentiimerin, dem BVA, Planunterlagen.

Decs weiteren wurden durch die vorausgegangenen Altlastenrccherchen nicht crfafBte
zusitzlichc Bodenbelastungen bzw. Schadstoffe, dic einer gesonderten Entsorgung
zugelithrt werden muBten, gefunden.

Vor dem Hintergrund der rund sechzchnjdhrigen Erfahrungen der LEG im Umgang mit
chemals industriell-gewerblich genutzten Altstandorten war dieser Sachverhalt an sich
nicht problematisch. Dic sowohl rechtliche als auch tatsdchliche Brisanz dicser
zusitzlichen Befunde ergab sich dadurch, dafl im Kaufvertrag BVA./.LEG - und analog
dazu im Kaufvertrag LEG./DELPHI - eine abschliefende Aufzihlung der durch die
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3.2

Altlasten-recherchen vorgefundenen Kontaminationen erfolgt war. Insoweit wich die hier
gefundene Altlasten (beteiligungs-) regelung von den iiblichen
Kaufvertragsformulierungen des BVA ab.

Die gesamte Altlastenbehandlung wurde fachtechnisch von einem von der LEG
beauftragten Fachgutachter sowie dem Umweltamt der Stadt Wuppertal kontinuierlich
betreut. Seitens des BVA waren nachgeordnete Fachdienststellen - die Bauabteilung der
Oberfinanzdirektion Diisseldorf sowie das Staatliche Bauamt Wuppertal - mit der
begleitenden Kontrolle beauftragt.

Alle MaBnahmen im Altlastenbereich - einschlieflich wihrend der Baureifmachung
erkannter neuer Befunde - wurden stets zeitaktuell unter allen Beteiligten abgestimmt.
Zum Zeitpunkt September 1995 lag auf der Grundlage eines ersten Schriftwechsels
zwischen der LEG und dem BVA allerdings noch keine Bereitschaft vor, iiber die im
Kaufvertrag fixierten Kontaminationen hinaus weitere, wihrend der Baureifmachung
vorgefundenen Belastungen der Sache und der Kostenbeteiligung nach zu akzepticren.

Ein Abschlufl entsprechender Verhandlungen mit der vorgesetzten Dienststelle, dcr
Oberfinanzdirektion Koln, steht noch aus.

Zusammenfassend ist festzustellen, daB die LEG aufgrund ihrer langjdhrigen
Erfahrungen im  Umgang mit einer  nachgeordneten  Behorde  des
Bundesfinanzministeriums wesentliche Hilfestellung im Zusammenhang mit dem
Ankauf des Geldndes der ehemaligen SAGAN-Kaserne in Wuppertal leisten konntc. In
ihrer Rolle als privatwirtschaftlich organisierter Akteur und in realistischer Einschitzung
der Moglichkeiten der Erfiillung kaufvertraglich iibernommener Verpflichtungen
gegeniiber dem BVA einerseits sowie dem Endnutzer, der Firma DELPHI, andererseits,
hat sie mafgeblich dazu beitragen konnen, die wesentlichen Rahmenbedingungen zur
Realisierung eines sowohl lokal- als auch regionalpolitisch  bedeutsamen
Investitionsvorhabens zu realisieren.

Besonders hervorzuheben ist die stets konfliktfreie und in der Sache zielfilhrende
Zusammenarbeit mit der Wuppertal GmbH als lokaler Wirtschaftsforderungsgesellschaft.
Diese Zusammenarbeit in Verbindung mit der notwendigen Einbeziehung einer Viclzahl
Offentlicher Behorden fuhrt dazu, dal dem Projekt ein letztendlich positives Testat der
praktischen Anwendung des Handlungsprinzips der ,,Private Public Partnership* ertcilt
werden kann.

Fallbeispicl ehemaliges britisches Munitionsdepot Briiggen-Bracht (3BAD)

V Als bekannt wurde, daB} das von den britischen Streitkriften betriebene Munitionsdepot
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in Briiggen-Bracht Ende 1996 geschlossen wird, wandte sich die Verwaltung 1994 an die
LEG. Ausgangssituation und Rahmenbedingungen sind wie folgt zu skizzieren:

0 Das Depotgelidnde umfaflt eine Fliche von 1.200 Hektar und nimmt damit rund
ein Drittel des Gemeindegebietes ein.



o Annédhernd das Gesamtareal ist Waldgebiet. Es wird von einem geometrisch
angelegten Straflen- und Wegenetz durchzogen.

o Im Eingangsbereich konzentrieren sich fiir den Betrieb eines derartigen Depots
typische Anlagen und Einrichten wie zum Beispiel Wohnunterkiinfte flir Beschif-
tigte, Werkstitten, Wohngebiude fiir die Angehdrigen der Streitkrifte, Sportan-
lagen, u.a. Dieser Teil des Geldndes wird auch der ,,Kasernenbereich* genannt.

0 Das Geldnde ist durch einen ca. 25 km langen Zaun gesichert und iiber fast fiinf
Jahr-zehnte der Offentlichtkeit nicht zuginglich gewesen, '

o Der Standort verfiigt tiber cincn Bahnanschluf; innerhalb des Gelindes sind zwei
voll funktionsfihige Verladestationen vorhanden.

0 Neben den Angehdrigen der britischen Streitkrifte waren 500 Zivilpersonen im
Depot beschiftigt. Damit war das Depot fiir die Gemeinde Briiggen der grofite
Arbeitgeber.

o Strukturell gehért der Standort aufgrund seiner Lage und naturgeografischen

Ausstattung zum Naturpark ,,Schwalm-Nette*.

Nach cinem crsten Kontaktgesprich mit der Verwaltung, im Rahmen dessen der LEG dic
Ausgangslage vermittelt wurde, fand ein weiteres Gesprich unter Einbezichung des
britischen Verbindungsoffizicrs statt. Dabei stellte sich heraus, da8 neben der Frage der
kiinftigen Nutzung und Verwertung dieses - allein von seiner Groficnordnung her - auch
fiir Nordrhein-Westfalen herausragenden Standortes strukturpolitisch das Problem der
Frei-setzung von 500 Arbeitsplitzen fiir die Gemeinde ein kaum lgsbares Problem
darstellen wiirde. An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, da} es sich hinsichtlich der
Qualifikations-struktur um Beschaéftigte handelt, die nach Wegfall der Beschéftigung am
Arbeitsmarkt nur schwer bzw. nicht vermittelbar scin wiirden. Insoweit war auch die
Ubermittiung von Detail-informationen seitcns des britischen Verbindungsoffiziers
hinsichtlich der Sorgen dcr Beschiftigen iiber ihre kiinftige Situation fiir die weitere
Arbcit auflerordentlich sachdienlich.

Bevor abschlicfend die Aufgaben der LEG im Rahmen cines abzuschliefenden Dicnst-
leistungsvertrages festgelegt wurden, konnte mit Hilfestellung der LEG sichergestellt
werdes, dafl  zundchst anfallende Planungskosten iiber das Ministerium fiir
Stadtentwicklung, Kultur und Sport (MSKS) und hicr iiber das Programm KONVER
gefordert wiirden, da die Gemeinde natiirlich nicht iber die notwendige finanziclle
Leistungsfahigkeit verfiigt, derartige Aufgaben ohne Landesunterstiitzung zu bewiltigen.

Im Rahmen des 1994 abgeschiossenen Dienstleistungsvertrages hat dic LEG folgende
Aufgaben tibernommen:

0 Grunderwerb / Bodenordnung
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Im Rahmen des notwendigen Grunderwerbs und gegebenenfalls notwendig
werdender bodenordnender MaBnahmen wird die LEG

die Gemeinde bei Grundstiicksangelegenheiten mit dem zustindigen Bundesver-
mégensamt unterstiitzen;

treuhénderisch im Namen und auf Rechnung der Gemeinde - soweit notwendig -
den fiir die Realisierung der durchzufiihrenden MaBnahmen erforderlichen
Grunderwerb tiitigen und ihn treuhiéinderisch verwalten;

einvernehmlich mit der Gemeinde - soweit erforderlich - Altlasten-, Boden- und
Bau-grunduntersuchungen durchfilhren und notwendige Altlastensicherungs-
bzw. SanicrungsmaBnahmcn sowic crforderliche Eingriffe in dic Bodcngcestalt
vornehmen lasscn;

_sowcit nach den Planungszielen erforderlich die rechtliche und tatstichliche Frei-

machung der Grundstiicke betreiben und
die Neuordnung der Grundstiicke vornehmen.

Struktur - und Standortanalyse/Standortprofil

Wesentliches Ziel der Standortanalyse und eines daraus abzuleitenden Standortprofils ist,
ein Stirken-Schwichen-Profil der Gemeinde zu erarbeiten, Entwicklungschancen
aufzuzeigen und unter Einbezichung der lokalen und regionalen Strukturen auch die mit
der SchlieBung der Depots verbundenen wirtschaftlichen Folgen fiir die Gemeinde
abzuschitzen sowie geeignete Kompensationsmafinahmen vorzuschlagen.

(o]
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Dic LEG wird unter Einbezichung der bislang von der Gemeinde crarbeiteten
inhalt-lichen Zielvorstellung eine Struktur- und Standortanalyse sowie - daraus
abgeleitet - ein Standortprofil unter Aufnahme der Intcressen und Vorstellungen
der Gemeinde, von Investoren u.a. mit folgenden Arbeitsschritten erstellen:

- Bevdlkerungsstruktur und -entwicklung

- Wirtschaftsstruktur und -entwicklung

- Verfiigbarkeit von Gewerbefliichen

- Wohnen

- Marktpotential

- Verkehrsinfrastruktur

- Okologisches Niveau (Natur und Landschaft, Freizeit und Erholung)
- Soziale und kulturelle Infrastruktur

- Arbeitsmarktressourcen

- Dienstleistungspotential



Wirtschaftsforderungspotential sowie
- Admiinistratives Umsetzungspotential.

Im Zusammenhang mit der Struktur- und Standortanalyse wird die LEG Zielvor-
stellungen und umsetzungsorientierte Mafnahmenvorschlige zur kiinfligen
Beschiftigungssituation der heute im Depot Erwerbstitigen erarbeiten. Dazu
gehort auch die Priifung des vorliegenden Beschiftigungsgesellschafts-Modells
(bisheriger Arbeitstitcl: Machbarkeitsstudic).

Ein entsprechendes Leistungsbild umfaBt folgende Arbeitsschritte:
- Arbeitsplatzverluste - Belastung dcs 6rtlichen Arbeitsmarktes.

- Strukturclle Faktoren - Integrationschancen auf dem regionalen Arbcits-
markt.

- Kaufkraftverluste fiir dic Gemeinde Briiggen.
- Sonstige fiskalischc Auswirkungen.

- Auswceisung neuer Gewerbegebiete an verkehrsgiinstiger  Stelle in
Anlehnung an die gewachsenen Siedlungs- und Gewerbestrukturen.

- Ersatzarbeitspldtze im Rahmen der Weiterbeschiftigungsinitiative /
betriebs-wirtschaftliche ~ Umsetzung und  Integration in das
Rahmenkonzept.

- Handlungsansdtze fiir Arbeitsbeschaffungsmafinahmen und sonstige
arbeits-marktpolitische Aktivititen der Zivilbeschiftigten.

Nutzungskonzept

Auf der Grundlage der Standortanalyse und des Standortprofils crarbeitet die
LEG ein Nutzungskonzept.

Stidtebauliches Rahmenkonzept

Dic LEG entwickelt fiir das Gelinde ,3 BAD*“ cin stidtebauliches
Rahmenkonzept. Es umfaBt ein textliches und zeichnerisches Nutzungskonzept
sowie ein gemeinsam mit der Gemeinde kontinuierlich fortzuschreibendes Zeit-
und MaBnahmenprogramm fiir die Realisierung der vorgeschenen MaBnahmen.

Soweit fiir das Nutzungskonzept erforderlich, wird dic LEG fiir Gebiudc
und/oder Anlagen auch eine Baubestandsaufnahme durchfiihren und
Umnutzungsiiberlc-gungen in Form von Vorentwurfsplanungen sowie eine
Kostenschitzung erarbeiten, aus der sich die voraussichtlichen Kosten fiir die
Umnutzung der Gebaude ergeben.
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Umsetzung des stidtebaulichen Rahmenkonzepts

Im Rahmen der Umsetzung des stddtebaulichen Rahmenkonzepts erbringt die
LEG folgende Leistungen, fir die im Einzelfall nach Abstimmung mit der
Gemeinde ein gesonderter Vertrag nach HOAI abzuschliefien ist:

Anderung des Flichennutzungsplanes.

Erarbeitung von Entwiirfen fiir die Bauleitplanung bis zur Genehmigungsrcife
cinschlieflich dazugehdriger Vorlagen und deren Erlduterung in den Gremien der
Vertretungskdrperschaft der Gemeinde.

Planung und Bauleitung fiir Erschliefungsanlagen nach den beabsichtigten und
festgesetzten Inhalten der verbindlichen Bauleitplanung,

Erarbeitung von landschaftspflegerischen Begleitplinen sowie nach Bedarf
Untersuchung zur Umweltvertriglichkeit in Verbindung mit den aufgefiihrien
Auf-gaben der Bauleitplanung,.

Koordinierung und Steuerung aller anstehenden Planungs- und Bauaufgaben mit
dem Ziel einer abgestimmten stédtebaulichen Gestaltung.

Im- Bedarfsfall Erarbeitung von Trigerschaflskonzepten fiir eventuell zu
errichtende und/oder zu betreibende, gemeinschaftlich zu nutzende Einrichtung
nach Absprache mit der Gemeinde.

Vermarktung

Sofcrn zu gegebencr Zeit die LEG auch mit der Vermarktung betraut wird,
iibernimmt sie diese Leistungen und hat die' Aufgabe,

die Vermarktung der Grundstlicke einschliefilich der Verdufierung im
Einvernehmen mit der Gemeinde und der Wirtschaftsforderungsgesellschaft -
WFG - des Kreises Viersen sowie

die Beratung von Investoren und Nutzem durchzufiihren.

Offentlichkeitsarbeit

Die LEG fiihrt eine kontinuierliche Offentlichkcitsarbeit wihrend des gesamten
Zeitraumes der Vorbereitung und Durchfiihrung des den Gegenstand dieses Ver-

trages bildenden Projektes durch. Einzelheiten werden jeweils einvernehmlich mit
der Gemeinde abgestimmt.



o Finanzwirtschaftliche Beratung
Der LEG obliegt

- dic Erarbeitung und Darstellung der zu erwartenden Gesamtkosten und deren
Finan-zierung;

- die Priifung der Férderungswiirdigkeit einzelner MafBnahmen;
- die Erarbeitung von Entwiirfen fiir Férderantrige;
- dic Verwaltung und Bewirtschaftung der Finanzmittcl;

- dic Ermittlung der voraussichtlichen VerduBerungserlose im Zeitablauf
cinschlicBlieh der Fortschreibung;

- die Erarbeitung aller fiir die Mittelabrufe erforderlichen Angaben sowie dcn
Zwischenverwendungsnachweisen und Berichten sowie

- die Abrechnung der Mafinahmen und die Erstellung der notwendigen
Verwendungs-nachweise.

Ausgangssituation und Rahmenbedingungen dieser ehemals militirisch genutzten
Liegen-schaft zeigen, daB sie im Vergleich zu sonst bekannten Konversionsflichen auf
einer vollig anderen Ebene anzusiedeln sind. Unter Nutzungs- und
Verwertungsgesichtspunkten stellt sich die zentrale Frage, wie kiinftig mit einem 1.200
Hektar umfassenden Waldgelidnde, das - wie inzwischen vorliegende Untersuchungen
zeigen - Uber spezifische Gkologische Qualititen verfiigt, umgegangen werden soll.
Arbeitsmarkt- und sozialpolitisch ist - aus Sicht der LEG - zumindest gleichwertig zu
beurteilen die Frage nach den Chancen und Moglichkeiten der Weiter- bzw.
Wiederbeschiftigung der 500 Zivilarbeitskrifte.

Der inzwischen erreichte Arbeitsstand ist wie folgt in seinen wesentlichen Ergebnissen
zu skizzieren.

o Alle mit dem Problemkreis des Wegtfalls der Zivilarbeitsplitze verbundencn
Frage-stellungen wurden von der LEG Standort- und Projektentwicklung GmbH,
einer Tochtergesellschaft der LEG, ausgearbeitet.

o Grundlage hierfiir war zunichst zu Beginn der Projektarbeit ein Papier, das von
ciner Initiative der Beschiiftigten erarbeitet worden war. Es hatte zum Zicl und
Inhalt, tber eine neu zu griindende Gesellschaft zumindest eine nennenswerte
Zahl von Zivilbe-schiftiglen mit neuen Aufgaben zu betrauen.



Unter Einbezichung dcs Ministeriums fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales, der
orilichen Arbeitsverwaltung sowie weiterer Behdrden und Institutionen konnte
zwischenzeitlich ein Modell erarbeitet werden, das zumindcst fiir die nichsten
Jahre fiir einen Teil der ehemaligen Zivilbeschiftigten einc Weiterbeschiftigung
ermdg-licht.

Zur Vorbereitung der Erarbeitung eines stidtebaulichen Rahmenplans sowic in
Ver-bindung damit cines Nutzungs- und Verwertungskonzeptes wurden unter
Beteili-gung einer Vielzahl von Fachbehdrden Vorstellung entwickelt.

Sie waren maBgeblich mitbestimmt  durch ein scrigses Investoreninteresse, in
cinem Teilbereich des Standortes cinen Freizeit- und Ferienpark zu bauen und zu
betreiben.

Diesc unternchmerische Ziclvorstellung korrespondierte mit vorab von der LEG
bzw. der LEG Standort- und Strukturentwicklung Gmbll durchgefiihrten Unier-
suchungen, die als ,Standort- und Strukturanalyse” Gegenstand des Aulirages
waren. llier konnte herausgearbeitet werden, dall bei eincr ansonsten vergleichs-
weise schmalen gewerblichen Basis in der Gemeinde Briiggen ein wesentlicher
Schwerpunkt zukiinftiger Entwicklung im Bereich der Freizeit und Erholung
liegen sollte. ’

Sowohl grundsitzlich als auch im Detail konnten bis zuin Herbst 1996 dic
Zielvor-stellungen des Investors im wesentlichen mit allen, von verschicdenen
Fachbchdrden eingebrachten Vorgaben in Einklang gebracht werden.

Mit der Vorlage cines Entwufs des stidtebaulichen Rahmenplans im Oktober
1996 haben die LEG und die LEG Standort- und Projektentwicklung GmbH einen
wesent-lichen Teil ilres Auftrages gegentiber der Gemeinde Briiggen
abgearbcitel.

Weitcre Teilaufgaben werden im Verlaufe des Jahres 1997 noch zu erfiillen sein,
Art und Umfang dieser Aufgaben hingen von der weileren Entwicklung
verschiedener Rahmenbedigungen ab.

Ausgangs- und Rahmenbedingungen dieses Typus einer chemals militdrisch genutzen
Licgenschaft haben auch dic LEG vor neue Anforderungen gestellt. Ihre breit gefiicherte
Kompetenz in der Erbringung fachplanerischer Leistungen sowic unter ciner Vielzahl
von Aspckten des Projektmangements dic systematische Aufarbeitung komplexer Frage-
stctlungen belegt auch an dicsem Beispicl, in welche Rahmen die LEG Stidte und
Gemeinden bei der Ldsung von Konversionsaufgaben unterstiitzen kann. Besonders
hervorzuhcben ist in dicsem Zusammenhang die bislang ausnahmslos positive,
verlrauens-volle und zielfiihrende Zusammenarbeit mit der Verwaltung der Gemeinde
Briiggen.

Zusammenfassung
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Zusammenfassend ist festzuhalten, daB Flachen- und Standortentwicklung, insbesondere
auf ehcmaligen industriell- und gewerblich genutzten Standorten, eines gut organisierten
Pla-nungs- und Entwicklungsprozesses bedarf.

Innerhalb eines solchen Prozesses kann die LEG im Bedarfsfall eine herausragende Rolle
cinnchmen.

Die langfristig werthaltige Entwicklung eines insgesamt wie in seinen Einzelelcmenten
ak-zeptablen  Produkts sollte dabei Vorrang vor kurzfristigen und auf
Gewinnmaximierung aus-gerichteten Investition haben. Wichtig erscheint dabei die
Erkenntnis, daf} im Einzelfall auch KompromiBlosungen erforderlich werden, die aber
gleichwohl zu keiner nennenswerten Sté-rung unds Aufweichung des Gesamtprodukts
fiihren diirfen. Der entscheidende Vorteil der LEG ist u. a. darin zu sehen, daB ein hohes
Mal an Marktiibersicht gegeben ist, da sic landesweit Standortentwicklung betreibt und
von daher auch cinc weitgchende ncutrale Po-sition in Bezug auf die Nachfrage
cinnchmen kann.

Dic enge Zusammenarbeit mit den kommunalen Gebietskorperschaften sowie Akteurcn
der ortlichen Wirtschaft, der Verbidnde, der Industrie- und Handels- sowie
Handwerkskammern, mit Hochschulen, Banken und Sparkassen sowie privaten
Entwicklungstriigern versetzt sie in die Lage, in Kenntnis aller planungs-, bau- und
umweltrechtlichen Rahmenbedingungen sehr frithzeitig aktiv zu werden, um damit
ansicdlungswilligen Unternehmen als kompeten-ter Partner zur Verfligung stchen zu
kénnen.



Seit 1. April 1994 sind bisher folgende ,,Materialien* des Landesumweltamtes NRW erschienen:

1

10

11

13

Der Dynamische Daphnientest
- Erfahrungen und praktische Hinweise ~
Essen: Landesumweltamt NRW 1994, 44 S,

Umsetzung der TA-Siedlungsabfall bei Deponien
2. Abfallwirtschaftliches Fachgesprich
Essen: Landesumweltamt NRW 1994, 99 S.

Verwertung von Elektro- und Elektronikgeriten
Essen: Landesumweltamt NRW 1994, 153 S.

Einsatz alternativer BaustofTe in Abdichtungssystemen
Essen: Landesumweltamt NRW 1994, 91 S.

Einwicklung im Bereich der Sonderabfallentsorgung
Essen: Landesumweltamt NRW 1994, 39 S,

Okologische Auswirkungen von Fischteichen auf FlieBgewisser
Essen: Landesumweltamt NRW 1994, 208 S.

Okologische Effizienz von Renaturierungsmafnahmen an Fliegewissern
Essen: Landesumweltamt NRW 1994, 462 S.

Vermeidung von Bunkerbrinden in Abfallverbrennungsanlagen mit Hilfe
der Infrarot-Thermographie
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 53 S,

Prozeflleittechnik in Anlagen der chemischen Industrie -
Anlagenschutz und sicherheitsrelevante Komponenten
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 119 S,

Sicherheitstechnische Hinweise und Anforderungen an Abschott- und
Entlastungssysteme aus der Sicht der Storfall-Verordnung
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 40 S,

Literaturstudien zum PCDD/F-Transfer vom Boden in die Nahrungskette
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 149 S.

Die verlust- und kontaminationsfreie Probenahme und -vorbereitung
von Wissern und Feststoffen
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 203 S.

Essener Verfahren zur Bewertung von Altlastenverdachtsflichen
— Erstbewertung und normierte Charakterisierung —
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 66 S.

Optimierung der thermischen Behandlung organischer chlorhaltiger
Problemabfille
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 132 S,

Entsorgungsbericht 1993 iiber Sonder- und Massenabfille in NRW
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 75 S,

Begleitende meftechnische Erfolgskontrolle bei der Sanierung
einer Textilreinigungsanlage
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 60 S.

15,00 DM

15,00 DM
20,00 DM
15,00 DM
15,00 DM
25,00 DM

28,00 DM
15,00 DM
20,00 DM

15,00 DM

25,00 DM
28,00 DM
15,00 DM

25,00 DM

20,00 DM

15,00 DM

Vertrieb: Landesumweltamt NRW e« Postfach 102 363 * 45023 Essen
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17 Ausgewihlte Untersuchungsergebnisse der halbtechnischen Versuchsklaranlage
— Untersuchungen zur Stickstoffelimination ~
— Praxiserprobung von Online-Meftechnik —
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 110 S. 20,00 DM

18  Vergleich verschiedener europdischer Untersuchungs- und Bewertungs-
methoden fiir Fliefigewasser
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 140 S. 25,00 DM

19 Zielvorgaben zum Schutz oberirdischer Binnengewdsser vor gefahrlichen Stoffen *
— Ergebnisse der Erprobung in NRW —
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 150 S. 25,00 DM

20  Information und Dokumentation bei Deponien
4. Abfallwirtschaftliches Fachgesprach, 26. Oktober 1994

Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 98 S, _ 20,00 DM
21  Ausbreitungsuntersuchungen von Geriichen anhand einer Modellquelle
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 57 S. 15,00 DM

22 Erschiitterungen und Korperschall des landgebundenen Verkehrs
— Prognose und Schutzmafinahmen — .
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 658 S. 40,00 DM

23 Naturraumspezifische Leitbilder fiir kleine und mittelgrofie Flieigewisser
in der freien Landschaft
Eine vorliufige Zusammenstellung von Referenzbach- und Leitbild-
beschreibungen fiir die Durchfiihrung von Gewdsserstrukturgiitekartierungen
in Nordrhein-Westfalen

Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 127 S, 25,00 DM
24  Siedlungsabfalldeponien — Oberflichenabdichtung und Sickerwasser -

Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 162 S. 25,00 DM
25  Thermodynamische Analyse der Verfahren zur thermischen Miillentsorgung

Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 121 S, 25,00 DM
26  Normierung und Konventionen in der Abfallanalytik — Aufgaben und Zicle

Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 188 S. 28,00 DM
27  Entsorgungsbericht 1994 iiber Sonder- und Massenabfille in Nordrhein-Westfalen

Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 92 S. 20,00 DM
28  Umweltiiberwachung im Spannungsfeld; integral/medial — privat/staatlich

Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 289 S. 30,00 DM
29  Bauabfallentsorgung — von der Deponierung zur Verwertung und Vermarktung

Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 1818S. 28,00 DM

30  Ergebnisse von Dioxin-Emissionsmessungen an Industrieanlagen in NRW
- Dioxinmefiprogramm Nordrhein-Westfalen — ,
Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 114 S. 20,00 DM

31  Umsetzung der TA Siedlungsabfall bei Deponien in NRW
Fortbildungsveranstaltung am 27./28. Juni 1995 im Bildungszentrum fiir
die Entsorgungs- und Wasserwirtschaft GmbH (BEW) in Essen
Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 189 S. " 28,00 DM

Vertrieb: Landesumweltamt NRW « Postfach 102 363 * 45023 Essen
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32

33

34

35

36

37

38

Medieniibergreifendes Arbeiten im technischen Umweltschutz
Beitriage aus dem Fachgesprich anlaflich der Verabschiedung von
Herrn Abteilungsdirektor Dr.-Ing. H.-O. Weber am 06. Juli 1995
Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 78 S.

Handbuch der Laborpraxis fiir Ver- und Entsorgerinnen/
Ver- und Entsorger — 1. und 2. Ausbildungsjahr —
Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 186 S.

Explosionsschutz bei der Lagerung brennbarer Flissigkeiten
Entwicklungen und Erkenntnisse
Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 54 S.

Physikalisch-chemische und biologische Auswirkungen bei der Verwendung
von Waschbergen in Schiffahrtskanélen

Untersuchungsbericht des Arbeitskreises ,, Waschberge im Wasserbau®
Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 154 S.

Anforderungen an sachverstindige Stellen fiir die Bekanntgabe und die
Zulassung im Bereich des Immissionsschutzes

_ Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 132 S.

SchadstofTfstrome bei der Gebrauchtholzverwertung fiir
ausgewihlte Abfallarten
Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 275 S.

Zivile Anschlufinutzung von Militarstandorten
— Risikofaktor Altlasten/Bodenbelastungen — Tagungsband
Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 168 S.

20,00 DM

30,00 DM

18,00 DM

25,00 DM

25,00 DM

30,00 DM

25,00 DM

Vertrieb: Landesumweltamt NRW « Postfach 102 363 » 45023 Esscn

168



	Materialien Nr.38
	Zivile Anschlußnutzung von Militärstandorten
	IMPRESSUM:
	Vorwort
	Begrüßung

	Inhalt
	Aufgabe Liegenschafts-Konversion: Herangehensweise aus Sicht des Bundes

	Konversion militärischer Liegenschaften in Nordrhein-Westfalen
	Zivile Anschlußnutzung von Militärstandorten- Herangehensweise aus der Sicht der Kommunen
	Die Bearbeitung von Altlasten bel derLiegenschafts konversion
	Vorbemerkung
	1. BEGRIFFSBESTIMMUNG
	2. BODEN BELASTUNGEN AUF KONVERSIONSLIEGEN SCHAFTEN AM BEISPIEL DER MODELLFLÄCHEN
	3. BESONDERHEITEN BEI DER BEARBEITUNG VON BODENBELASTUNGEN AUF KONVERSIONSLIEGENSCHAFTEN
	4. PROJEKTMANAGEMENT
	Literatur

	Öffentlich-rechtliche Rahmenbedingungen bei der zivilen Anschlußnutzung von ehemaligen Militärstandorten
	Zentrale Altlastenbearbeitung auf Bundesliegenschaften
	Historische Recherche über Konversions Liegenschaften
	Wertermittlung von Konversionsliegenschaften
	Zivile Anschlußnutzung von Militärstandorten 
	Interessengerechte Vertragsgestaltung
	Städtebauliche Planungsinstrumente sowie Planungs- und Projektstrategien

	Bodenbelastungen als wesentlicher Faktor bei der Planung - Fallbeispiel Wegberg-Wildenrath
	1 Einführung
	2 Altlasten und Nutzungsansprüche
	3 Altlastensituation
	4 Altlastensanierung
	5 Fazit
	Literatur

	Zivile Anschlußnutzung von Militärstandorten
	Bodenbelastungen als wesentlicher Faktor bei der Finanzierung
	Finanzierungsmodelle
	...aus Immobiliensicht - Probleme oder Chance
	Handlungsansätze zur Umsetzung vonEntwicklungszielen

	Materialien des Landesumweltamtes NRW



